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>Der Wahrheit ist nur ein kurzes Siegesfest beschieden 
zwischen den langen Zeiträumen, wo sie als paradox ver- 
dammt und als trivial gering geschätzt wird.« 

Schopenhauer S. W, 
' II. S. XV. 
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VorAvort. 



Die Einrichtung eigener Verwaltungsgerichte, die in ihren 
Entscheidungen nicht den Weisungen und Befehlen der Staats- 
< regierung unterstehen, ist eine neue Rechtsinstitution. 

Die Auffassung, welche derselben von Seite der Theorie 
und Praxis zu Theil wird, ist nichts weniger als eine über- 
7 einstimmende. 

Diese Uneinigkeit über eine der bedeutungsvollsten Er- 
scheinungen des Rechtslebens der Gegenwart könnte Manchen 
in Verwunderung setzen und nicht gerade zu Gunsten der 
Eechtswissenschaft gedeutet werden. Allein das Befremden 
verschwindet, sobald man die Einsicht gewinnt, dass der als 
Recht bezeichnete Process, womach sich die Menschen in 
ihrem Thun und Lassen bei Verfolgung ihrer Lebenszwecke 
untereinander an die äusseren Bedingungen allgemeiner Exi- 
stenz und Entwickelung anzupassen suchen , ebenso veränder- 
licli sein muss, wie diese Bedingungen selbst. 

Wenn es — um nur eines Beispiels zu erwähnen — den 
Menschen in neuester Zeit gelungen ist, durch Benützung 
von physischen Gesetzen, die sie der Natur ablauschten, 
ihre Gedanken mit Blitzesschnelle telegraphisch nach allen 
Orten des Planeten zu entsenden; wenn es ihnen ebenso ge- 
glückt ist , auf den Schwingen der Dampfkraft in eigener leib- 
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lieber Person mit Windeseile über Land und Meer hinwegzu- 
setzen, so sind damit neue, vorher unbekannte Bedingungen 
menschlicher Existenz und Entwickelung in das Leben ein- 
getreten, die nur dann hergestellt, erhalten und zu mensch- 
lichen Zwecken benützt werden können, wenn die Menschen 
bezüglich dieser Güter ein bestimmtes, der Natur der Sache 
entsprechendes, mit allen anderen Lebenszwecken harmoni- 
sches gegenseitiges Verhalten beobachten , in seiner allgemei- 
nen Geltung Recht genannt. 

Indem sonach der Process der Rechtsbildung bei ver- 
änderten Lebensbedingungen und den dadurch veranlassten 
veränderten Lebensbestrebungen stets zu neuen Rechtsgestal- 
tungen führen muss, ist es natürlich, dass das Bedürfniss 
hiefür und die Art seiner Befriedigung Anfangs mehr in der 
Weise eines dunkeln Gefühls empfunden wird. Mit der Zeit 
kann es aber nicht ausbleiben, dass dasselbe in Folge fort- 
gesetzter Erfahrung und Reflexion in die Sphäre klarer Er- 
kenntniss rückt, um sodann als bestimmtes Ziel zum Gegen- 
stande übereinstimmender Zeitbestrebung mit wohlerwogenen 
Mitteln zu werden. 

So verhält es sich auch mit unserer jugendlichen Rechts- 
institution einer eigenen Verwaltungsrechtspflege. Die früheren 
Lebenszustände waren für ihr Aufkommen, wie wir sehen 
werden , nicht angethan. Jetzt , nachdem es unserem Zeitalter 
gelungen , in Verbindung von Fürst und Volk auch das öfient- 
liche Leben durch Rechtsgesetze in allen Einzelnheiten zu 
bemeistem und zu regeln , begann vorzugsweise in der Praxis 
selbst das Bedürfniss nach grösserer Sicherheit auch auf die- 
sem Gebiete der Rechtsanwendung sich zu regen. Nicht die 
Theorie, sondern die staatliche Gesetzgebung ging voran, in- 
dem sie mit kühnem Griffe zur Errichtung eigener Verwaltungs- 
gerichte schritt, ohne vorher über Ziel und Mittel gerade in 
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voller Klarheit zu sein. Aber sofort hat auch die Wissenschaft 
begonnen, das Eingesetzte ihrer reflectirenden Arbeit zu unter- 
ziehen. Ihrer Beobachtung und Vergleichung , ihrem Trennen 
und begrifflichen Verbinden wird und muss es sehr bald ge- 
lingen, auch in dieser Lebensbeziehung volles Licht zu ver- 
breiten. 

Da der Verfasser seit geraumer Zeit als Mitglied des 
badischen Verwaltungsgerichtshofes in der Lage war, Erfah- 
rungen zu machen, und hierbei schon von Amtswßgen nicht 
unterlassen durfte , über das Beobachtete nachzudenken , so 
glaubt er bei der Neuheit der Institution und ihrer zur Zeit 
noch wenig übereinstimmenden Auffassung einer beinahe be- 
ruflichen Pflicht zu genügen, indem er das Ergebniss seiner 
Meditationen dem juristischen Publikum zur Prüfung vorlegt. 
Möge wenigstens die Schrift dazu beitragen , das Recht in dem 
Nachweis seines einheitlichen Zusammenhangs begreiflich zu 
machen. 
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Einleitung. 



Wenn die Rechtsordnung und deren sichere Verwirklichung 
überhaupt von Werth ist, so muss der Frage' nach Ziel und Me- 
thode der Rechtspflege auf dem Gebiete der öffentlichen, nament- 
lich der staath'chen Verwaltung, sowie nach einer entsprechenden 
Einrichtung derselben gegenwärtig eine besondere Bedeutung bei- 
gelegt werden. 

Denn wohl zu keiner Zeit glaubte der Staat sich zur Verfol- 
gung einer umfangreicheren Aufgabe berufen, als heut zu Tage. 

Weit davon entfernt, seine Thätigkeit ausschliesslich nur auf 
die Verwirklichung des Rechts als solchen zu beschränken, im 
Ut»brigen aber der Gesellschaft anheim zu geben, ihre sonstigen 
Lebenszwecke, sei es in privaten oder Öffentlichen Verbindungen, 
innerhalb der allgemeinen Rechtsordnung nach eigenem freien Be- 
lieben zu betreiben, zieht der moderne Staat fast alles, was an 
menschlichen Zwecken nur annähernd mit Erfolg in Gesammt- 
gemeinschaft erstrebt werden kann, in den Kreis seiner unmittel- 
baren Bethätigung herein. 

Welche reiche Fülle von staatlichen Gemeinschaftsgütern er- 
öffnet nicht schon ein flüchtiger Blick auf die öffentlichen Anstalten 
für Erziehung und Unterricht, für Wissenschaft, Kunst und Tech- 
nik, für Landbau, Gewerbe, Handel und Verkehr u. s. w.? Da- 
durch entstehen für alle Staatsangehörigen schon als solche und 
ohne ihre besondere Zustimmung wegen Beschaffung, Erhaltung 
und Benützung dieser gemeinschaftlichen Güter ebenso mannig- 
faltige als tief eingreifende öffentliche Verhältnisse, die ausser 
ihrer sachlichen Vollführung selbstverständlich zugleich eine genaue 
Normirung ihrer rechtlichen Seite nöthig machen. 

Die stets wachsende Masse der Gesetze für solche staatliche 
Angelegenheiten ist daher nicht nur erklärlich, sondern auch 
ebenso unvermeidlich wie die damit verbundene Vermehrung der 

Schmitt, Grundlagen der Verwattungsrecbtspflege. 1 
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rechtlichen Collieionen, welche den Staatsangehörigen aus der 
Handhabung eben dieser Gesetze wieder entspringen. 

Da nun die Vollftihrung all' dieser Gemeinschaftszwecke, ein- 
schliesslich der Beibringung und Verwendung der hiefür nöthigen 
Mittel, Sache der öffentlichen Verwaltung ist, so gewinnt der 
praktische Rechtsschutz auf ihrem Gebiete gegenüber jenem der 
privaten Lebensbeziehungen der Staatsangehörigen umsomehr an 
Wichtigkeit, als die besten Gesetze wirkungslos bleiben müssen, 
wenn deren Anwendung in allen Einzelfällen nicht gesichert ist. 
Die oben aufgeworfene Frage ist daher unbestreitbar von grossem 
praktischen Belange. 

Huldigt man freilich in deren Beantwortung der herrschenden 
Theorie und Praxis; so wird man sich leicht geneigt fühlen, eine 
Erörterung darüber, namentlich was Ziel und Methode der Ver- 
waltungsrechtspflege anbelangt, als eine müssige zu bezeichnen. 
Nach dem in dieser Hinsicht schon das ganze Jahrhundert hin- 
durch gehegten Dogma nämlich sollen bei Aburtheilung von Rechts- 
streitigkeiten nur die Gesetze für die privaten Rechtsverhältnisse, 
das Privat- oder Civilrecht, sowie die für Rechtsverletzungen über- 
haupt bestimmten Strafgesetze, das Strafrecht, absolut und um 
ihrer selbst willen, also unabhängig von allen fremdartigen Rück- 
sichten zur Geltung gebracht werden-, was dagegen die Gesetze 
für die öffentlichen Rechtsverhältnisse, insbesondere für die öffent- 
liche Verwaltung betrifft, so sollen dieselben wegen ihrer auf den 
öffentlichen Nutzen gerichteten Tendenz auch bei Beurtheilung 
daraus entspringender Rechtsstreitigkeiten zwischen den Betheilig- 
ten nur in steter Rücksichtnahme auf den öffentlichen Nutzen^ 
also in zweckmässiger oder relativer Weise angewendet werden. 
Wohl soll also der Richter in einem Rechtsstreite, in welchem es 
sich um Mein oder Dein, um Schuld oder Nichtschuld, handelt, 
das objective Recht und nur dieses als Grundlage seiner Entschei- 
dung nehmen; ist aber ein Rechtsstreit aus anderweiten, öffent- 
lichen RechtBbeziehungen in Frage, insbesondere ein solcher zwi- 
schen der öffentlichen Verwaltung und einem Staatsangehörigen^ 
so soll das geltende Recht nicht die einzige Quelle seiner Ent- 
scheidung bilden, diese vielmehr noch mit auf Rücksichten des 
öffentlichen Nutzens und der Zweckmässigkeit gestützt werden. 

Die Gründe für diese Verschiedenheit der Beurtheilung von 
Rechtsstreitigkeiten sollen nach der herrschenden Lehre tief in der 
eigenthümlichen Natur der betreffenden Rechtsgebiete selbst ent- 
halten sein. 
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An diesem juristischen Glaubenssatze wird auch in der neue- 
sten Zeit noch festgehalten, indem in der That das ganze be- 
stehende Gerichtswesen bis auf den heutigen Tag darnach einge- 
richtet ist. 

Als Gegenstand der Staatsthätigkeit, welche auf die Verwirk- 
lichung des Rechts als solchen unter der Benennung Justiz ge- 
richtet ist, gilt noch dermalen nur das Gebiet des Civil- und Straf- 
rechts. Die Beurtheilung von Rechtsstreitigkeiten aus dem Bereiche 
des Yerwaltungsrechts wird gar nicht als zur Justiz gehörig an- 
gesehen und behandelt. 

Nur für die Justiz in diesem beschränkten Sinne, also als 
Civil- und Strafrechtspflege, hat man mit bewunderungswürdigem 
Scharfsinn eine Reihe von Einrichtungen getroffen und Gesetze 
erlassen, welche eine sichere. Allen gleiche und unparteiische 
Rechtspflege zu verbürgen geeignet ist. Ein besonderer auf dem 
Grunde gesetzlicher Gerichtsverfassung bestellter Gerichts- 
organismus ist ausschliesslich dazu berufen, auf Verlangen der 
Betheiligten im Namen ^des Staates zu erkennen , was nach der 
bestehenden Rechtsordnung unter ihnen als Recht zu gelten hat« 
Die Stellung des Gerichts zu den rechtsuchenden Parteien und 
dieser zu einander ist durch besondere Processgesetze genau- 
stens geregelt. Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Verhand- 
lungen, welche in Rede und Gegenrede der vor Gericht um das 
Recht ringenden Parteien vor sich gehen, gestatten einen klaren, 
für Jedermann offen zu Tag liegenden Einblick in den lebendigen 
Zusammenhang von Recht und Spruch. Richterliche Unabhängig- 
keit gilt als verfassungsmässig verbürgter Rechtssatz. Jedes rich- 
terliche Urtheil soll demnach unter Fernhaltung jeder fremdartigen 
Rücksicht lediglich nach freier richterlicher Erkenntniss des gelten- 
den Rechts gefasst werden. Um die Behauptung dieser Stellung 
auch äusserlich zu unterstützen, räumt das Gesetz den Richtern 
fUr ihre Person noch besondere Rechtszuständnisse ein, die sie 
gegen ungehörige Einwirkungen, sei es mittels Hoffnung oder 
Furcht selbst von höchstregierender Seite aus, zu bewahren be- 
stimmt sind. 

Ein streng geordneter Instanzenzug innerhalb des Gerichts- 
organismus gewährt die Möglichkeit, nicht nur irrige Urlheile zu 
verbessern, sondern auch Gesetzesverletzungen, die seitens des 
urtheilenden Gerichts selbst etwa unterlaufen, zu remedien. 

Das rechtskräftige Urtheil gilt unter Allen, die es angeht, 
gleich unantastbarem Gesetze. So zielt die ganze Einrichtung 
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planvoll darauf ab, das bestehende Recht als solches und schlecht- 
hin nur dieses wegen seines eigenen hohen Werthes zur Geltung 
zu bringen. 

Eine andere Einrichtung ist für die Erledigung von Rechts- 
streitigkeiten aus dem Gebiete des VerwaJtungsrechts getroffen. 

Da hier nicht ebenso wie bei der eigentlichen Justizverwal- 
tung absolut nur das bestehende Recht als solches, sondern über- 
diess auch noch die Mitverwirklichung des von demselben beab- 
sichtigten öffentlichen Nutzens als Ziel der Streitentscheidung er- 
achtet wird, so wird dabei eine bloss juristische Methode der 
Rechtsanwendung für unzulässig, ebendarum aber auch ein ausser- 
halb des Verwaltungsorganismus stehendes Gericht als untauglich 
gehalten. Das Rechtsprechen in Verwaltungssachen gilt daher als 
eine wesentliche Zubehörde der Verwaltung selbst. 

Bis zu der erst in neuester Zeit erfolgten Einführung eigener 
Verwaltungsgerichte bestanden sogar nicht einmal besondere, von 
der beklagten Verw^altung unterschiedene richterliche Organe. Die 
Staatsangehörigen waren daher vor Kurzem noch in allen Fällen, 
in welchen sie sich durch die Verwaltung in einem öffentlichen 
Rechtsverhältnisse zu ihr verletzt glaubten, gehalten, bei dieser 
unmittelbar selbst als Richter in eigener Sache klagend aufzutreten. 
Diess geschah entweder zunächst im Wege der Remonstration bei 
der nämlichen Behörde, welche die behauptete Rechtsverletzung 
zugefügt, oder auch ohne solche mittels Beschwerde bei der vor- 
gesetzten höheren oder höchsten Verwaltungsstelle. 

Das Verfahren hiebei, gewöhnlieh durch Regierungsverord- 
nung geregelt, verlief in den Formen des sogenannten Berichts- 
processes. Die Unterbehörde hatte hiernach die einschlagenden 
Thatsachen, soweit nöthig, von Amtswegen zu erörtern und fest- 
zustellen (Untersuchungsmaxime) und sodann die Verhandlungen 
hierüber mit berichtlicher Aeusserung, deren Inhalt dem Beschwerde- 
führer in der Regel unbekannt blieb, der Oberbehörde zur Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Letztere war insoferne nicht der freien eigenen Rechtserkennt- 
niss der urlheilenden Stelle anheim gegeben, als die Staatsregie- 
rung (Ministerium) für berufen galt, auch auf die streitentschei- 
dende Thätigkeit der Verwaltungsbehörden zu iofluiren, und zwar 
mit ihrer an sich wohl begründeten Befugniss, Weisungen und In- 
structionen wegen Auslegung und Anwendung der für die Verwal- 
tung massgebenden Gesetze zu erlassen. Eine eigentliche Rechts- 
kraft wurde daher auch diesen Entscheidungen nicht beigelegt, 



Einleitung. 5 

vielmehr bei Unstatthaftigkeit eines weiteren Recurses nur von 
einer Vollzugsreife gesprochen, ohne eine künftige Abänderung 
schlechthin auszuschliessen. Der so gewährte Rechtsschutz sollte 
für verfassungsmässige Rechte der Staatsbürger noch durch Zu- 
lassung einer Beschwerde bei der Volksvertretung besonders erhöht 
werden, welch letzterer dadurch Gelegenheit werden sollte, nöthi- 
genfalls sogar die Erhebung einer förmlichen Ministeranklage in 
Erwägung zu ziehen. 

Diese Einrichtung erfuhr nun bekanntlich in neuester Zeit in 
Baden, Preussen und Oesterreich insofern eine Aenderung, als zur 
Entscheidung von Reditsstreitigkeiten aus Verwaltungsrechtsver- 
hältnissen besondere Verwaltungsgerichte mit der Aufgabe einge- 
richtet wurden, ihre Erkenntnisse auf Grund eines öffentlichen 
contradiktorischen Verfahrens ebenfalls wie die eigentlichen Justiz-» 
gerichte unabhängig von den Weisungen der Regierung, also frei 
nach eigener richterlicher Erkenntniss des geltenden Rechts zu 
fällen. Allein so verschiedenartig diese neue Einrichtung in den 
einzelnen Staaten auch ausgeführt wurde, so unterliegt ihr doch 
überall der gleichmässige Grundgedanke, dass die Verwaltungs- 
rechtspflege in Ziel und Methode von der Justiz im engeren Sinne, 
d. i. der Civil- und Criminalrechtspflege grundwesentlich verschie- 
den sei und daher auch nach Verfassung und Verfahren anders 
normirt werden müsse, als diese. 

Indem hiemit auch die neue Einrichtung an der dem alten 
Dogma entsprechenden Zerreissung des Rechts in angeblich zwei 
wesentlich verschiedenartig zu behandelnde Rechtsgebiete festhält, 
wird selbstverständlich auch den sonderbaren Zuständen nicht 
völlig abgeholfen werden, an welchen in Folge davon uns^* ganzes 
Rechtsleben in Wissenschaft und Praxis leidet. 

Diese Missstände wird Jeder bestätigen, der in Sachen des 
Rechts namentlich berufliche Erfahrung zu machen Gelegenheit 
hatte. 

Da der herrschenden Anschauung gemäss nur Derjenige als 
eigentlicher Jurist gilt, der sich der beruflichen Behandlung des 
Civil- und Strafrechts mit dem dazu gehörigen Processrechte wid- 
met, so ist «8 natürlich, dass auch die wissenschaftliche Bearbei- 
tung des Rechts bisher nur in diesen Disciplinen ihren Schwer- 
punkt fand. 'Nur für dieses Gebiet besteht ja ein eigentlich prak- 
tisches Bedürfniss nach streng juristisch- technischer Orientirung, 
weil nur hier das Recht als Selbstzweck zur Geltung gebracht, 
jede fremdartige Rücksicht also ausser Acht gelassen werden soll. 
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Auf dem Rechtsgebiete der Verwaltung dagegen ist wenigstens 
bisher ein gleiches wissenschaftliches Bedürfniss kaum empfunden 
worden. Die hier officiell geltende Methode der Rechtsprechung 
machte streng juristische Reflexionen ganz entbehrlich, ja unstatt- 
haft, weil hiernach das Verwaltungsrecht selbst im Falle eines 
Rechtsstreits nicht um seiner selbst wegen zur Geltung kommen, 
sondern nur als tractäbles Mittel für wechselnde Tendenzen und 
Versorgung des öffentlichen Wohles nach Massgabe beliebigen Er- 
messens dienen soll. 

Auch die Wissenschaft will eben zu ihrer Entfaltung einen 
äusseren Anstoss haben. Wo es an der {ft'aktischen Aufgabe zur 
Anwendung des Rechts um seiner selbst willen fehlt, da fehlt es 
natürlich auch an einer juristisch-technischen Bearbeitung desselben, 
d. i. an einer Jurisprudenz, deren Lehren, wie schon ihr Name 
besagt, ganz wesentlich auf dem praktischen Bedürfnisse und den 
Erfahrungen in Dingen des Rechts sich aufbauen. 

Darum ist es denn auch begreiflich, dass die Rechtswissenschaft 
in ihren einzelnen Theilen bisher eine höchst ungleiche Durch- 
bildung erfahren hat. Eine vergleichsweise vollkommene theo- 
retische Bearbeitung haben zur Zeit nur das Civil- und Strafrecht 
nebst dem darauf bezüglichen Processrecht erhalten. Was dagegen 
das Verwaltungsrecht anlangt, so konnte hier bei den beUebig 
wechselnden Zielen seiner Handhabung eine eigentliche Jurispru- 
denz gar nicht aufkommen. Daher ist dasselbe auch von einer 
strengen juristisch-technischen Durcharbeitung dermalen noch weit 
entfernt. 

Ueberall waltet hier noch Unfertigkeit sowohl der rechtlichen 
Begriffe wie auch ihrer Beziehungen und ein fast gänzlicher Mangel 
an juristisch -technischer Construction der rechtlichen Verhältnisse 
und Institute ob. 

Diese ungleiche Verarbeitung von Rechtstheilen musste noth- 
wendig nicht nur die wissenschaftliche Erfassung des Rechts- als 
eines in sich harmonischen einheitlichen Ganzen, sondern auch die 
richtige Würdigung der einzelnen Theiie für sich und in ihrem 
Zusammenhange unter einander beeinträchtigen. Insbesondere ist 
die Natur des Privat- und öffentlichen Rechts so wie das Ver- 
hältniss beider Rechtszweige zu einander, die principielle Einheit 
und der specielle Unterschied beider Gebiete, nocfi gar wenig 
befriedigend dargelegt 

Ungeachtet beide Rechtsgebiete Theiie eines und desselben 
Ganzen sind, so werden sie doch von der Theorie und Praxis 
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gleich einem geradezu unvereinbarliehen Gegensatze behandelt, so 
dass kaum der gemeinsame Name von Recht mehr übrig bleibt. 
Denn nicht selten geschieht es, dass die Gesetze für das Oivil- 
und Strafrecht allein als die Rechtsgesetze bezeichnet,* die 
übrigen dagegen als Vervvaltungsgesetze davon ausgeschieden 
werden. Von einer gemeinfasslichen, auch für gebildete Laien 
zur Orientirung geeigneten Lehre des Rechts überhaupt, das doch 
Alle im Staate so nahe berührt, ist nirgends die Rede. Die Lehren 
der Philosophen, ohnehin schwer zugänglich, entbehren der juristi- 
schen ßestimmtheit. Gedenkt aber je ein Jurist des Rechts in 
seiner Allgemeinheit, so geschieht es höchstens nur nebenbei, als 
Einleitung zu einem besonderen Rechtszweige, dazu wohl auch 
mit der ausdrücklichen Beschränl^ung , dass das Vorgebrachte 
eigentlich doch nur auf diesen oder jenen speciellen Rechtstheil 
zu beziehen sei. Die Klage über die Zersplitterung des Rechts ' 
und die innere Zusammenhangslosigkeit seiner Theile ist darum auch 
aus dem Kreise der Juristen selbst nachdrücklichst laut geworden. 
(Vergl. Holtzendorffs Encyklopädie der Rechtswissenschaft, Thl. L 
S. 1 ff.) 

Aber fast noch schlimmer sind die Folgen jenes Dogma'^s für 
das praktische Leben. 

Der eigentliche Jurist sieht aus seinem wohlconstruirten Ge- 
bäude des Civil- und Strafrechts, an welchem der Scharfsinn der 
besten Köpfe seit Jahrhunderten sich abmühte, mit Stolz auf das 
juristisch fast uncultivirte Feld der Verwaltung herab. Ihre recht- 
sprechende Thätigkeit vermag er gar nicht als eine juristische 
gelten zu lassen. Der ganze Rechtsboden, auf welchem die Ver- 
waltung geht und steht, verschwimmt seinem juristischen Auge im 
Nebel administrativen Ermessens und Beliebens. Fast mit Abscheu 
wendet er seinen Blick von ihm ab. Dagegen preist er die feste 
Consequenz seines „absoluten Rechts,^ das von ihm unbekümmert 
um die realen Bedürfnisse des Lebens gleich einer überirdischen 
Macht behandelt wird, und ihn denn auch folgerichtig dem wirk- 
lichen Leben bald entfremdet. 

Doch der richtende Verwaltungsbeamte weiss sich ob solcher 
Geringschätzung genugzuthun. Die mühseligen juristischen Opera- 
tionen, die er fast verächtlich als „bloss civilistisches Denken^ von 
der Hand weist, hält er für eine sich zwecklos in sich selbst 
ergehende Ck)n8equenzenmacherei. Von seinen Entscheidungen 
versichert er rühmend, dass sie gesunden Menschenverstand zur 
Grundlage und die Befriedigung wahrer Lebensbedürfnisse zum 
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Ziele haben, wobei jui istische Folgerichtigkeit nur verderbh'ch 
wirke. 

Zwischen beiden Theilen bewegen sich die Rechtshilfe suchen- 
den -Staatsangehörigen wie zwischen Scylla und Charibdis. Die 
Klaubereien und Spitzfindigkeiten der eigentlichen Juristen sind 
ihnen zwar etwas unverständliche Dinge; doch ist „Methode^ darin 
und der kundigen Rechtsbeistände finden sich schliesslich zur Ge- 
nüge, die ihnen wohl oder übel zum Ziel verhelfen. 

Aber dem höheren oder tieferen Ermessen der richtenden Ver- 
waltung beizukommen, hält schon schwerer, zumal nicht selten 
Juristen von Beruf Scheu tragen, das rechtlich kaum zu berech- 
nende Feld der Verwaltung überhaupt nur zu betreten. Zwar 
fehlt es auch auf diesem Gebiet nicht an vollständigen Gesetzen, 
die für die mannigfaltigsten Zwecke des Gemeinlebens zum Voraus 
• normiren, was jeder Einzelne auf Anforderung der Verwaltung 
im Interesse des Ganzen und die Verwaltung dagegen Namens 
des Ganzen zum Wohle jedes Einzelnen zu thun und zu lassen 
hat. Allein nicht schlechthin nach dem, was - das Gesetz, das 
Recht als solches, sondern auch nach dem, was das öffentliche 
Wohl , die vermeintliche Zweckmässigkeit im gerade vorliegenden 
einzelnen Falle erheischt, soll gerichtet werden. Den vom Gesetze 
selbst mit seinem Gebot gewollten Zweck und Erfolg, die ratio 
legis, im Auge zu haben und mit aller Schärfe des Verstandes zu 
ergründen, falls dessen zweifelhafter Sinn dies» nöthig macht, der- 
artige nicht selten mühsame Reflexionen wären schon ^civilisti- 
sches Denken,^ wofür der werkthätige Mann der Verwaltung 
weder Beruf noch Zeit zu haben vermeint. So sucht er denn 
nicht selten das öffentliche Wohl nach seinem Sinne und sollte 
er es auch ausserhalb des Gesetzes suchen müssen. 

Damit ist jedoch die Nolh der Staatsangehörigen , die Rechts- 
hilfe suchen, noch nicht zu Ende. Das Schlimmste für sie sind 
doch immerhin die Competenzconflicte. Die Grenze zwischen 
einem privaten und einem öffentlichen Rechtsanspruche gehört 
im einzelnen Falle oft zu den schwierigsten Fragen. Denn das er- 
hobene Begehren ist nicht selten die Folge mehrfach verschlungener 
verschiedenartiger Rechtsbeziehungen^ deren eine die andere be- 
dingt; die rechtliche Natur des Begehrens, das ist, ob ein privates 
oder ein öffentliches Recht vorliegt, kann daher oft nur durch 
feine Zerlegung und genaue Construction aller einschlagenden Be- 
ziehungen gefunden und erkannt werden. 

Obgleich man nun bei unbefangenem Blicke meinen sollte, dass 
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für den praktischen Rechtsschutz allein die Frage von Belang sei, 
ob überhaupt ein vom Gesetze sanctionirter Rechtsanspruch be- 
stehe, sei diess nun ein privater oder ein öffentlicher, da ja über- 
haupt kein Recht, so lange es nach der Rechtsordnung als be- 
stehend gilt, von irgend Jemand verletzt werden soll, so muss 
dennoch dessen Art in jedem einzelnen Streitfalle schon vor Er- 
hebung der Klage mittelst theoretischer Prüfung genau erwogen 
werden, weil bei der Scheidung der Gerichte, je nach dem Ergeb- 
nisse, bald das sogenannte ordentliche Gericht, bald das Verwal- 
tungsgericht, bald die Verwaltung als solche zur Streitentscheidung 
für berufen gilt. 

Zu welcher Ansicht nun auch die klagende Partei bei ihrer 
Erwägung gelangen mag: das angegangene Civilgericht kann 
anderer Meinung sein, das. Verwaltungsgericht, an welches sodann 
vielleicht die Sache gebracht wird, wieder eine andere Ueber- 
zeugung hegen und schliesslich auch die Verwaltung sich für un- 
zuständig erklären. Wohl der Partei, wenn die bestehenden Gesetze 
ihr alsdann ein förmliches Recht dazu geben, die Entscheidung des 
Competenzconflictes selbst zu verlangen. Denn da ein solcher 
Conäict zunächst nur als ein Streit unter den Staatsbehörden er- 
scheint, so kann es auch geschehen, dass die Partei ruhig zuwarten 
muss, bis es den streitenden Behörden gefällt, ihren Conflict 
vor dem Competenzconflicts-Gerichtshofe austragen zu lassen. 

Ist dieser Gerichtshof gar in einer Weise zusammengesetzt, 
dass das Uebereewicht auf Seite der Verwaltung liegt,* so ist 
der Regierung aas formell legale Mittel gegeben, jeden Rechts- 
streit, an dessen Ausgang sie ein erhebliches Interesse hat, durch 
Erhebung eines Competenzconflictes vor das Forum der VerMV'al- 
tung zu ziehen. Was frommt dann der ganze stolze Gerichts- 
apparat mit der Unabhängigkeit seiner Organe? 

Wäre die herrschende Ansicht über die wesentliche Verschie- 
denheit der richterlichen Behandlung des Privat- und öffectlichen 
Rechtes in Wirklichkeit gegründet.^ so erübrigte kaum mehr, als 
die einmal bestehenden Einrichtungen nebst den geschilderten 
Fdgen mit Ergebung in die Unvollkommenheit der menschlichen 
Zustände hinzunehmen. Allein diese Ansicht ist irrig und mit 
voller Sicherheit darf behauptet werden, dass der Irrthum in nicht 
mehr ferner Zeit allgemein erkannt und damit auch der Weg 
eröffnet sein wird, jenen Missständen zu begegnen. 

* In Baden kann er Ton der Regierang beliebig zusammengesetzt werden. 
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Denn auch Thatsachen haben ihre Consequenzen , vielleicht in 
noch strengerer Folge als Gedanken. Nachdem einmal das prakti- 
sche Bedürfniss dazu gedrängt hat, besondere Verwaltungsgerichte 
mit dem Berufe einzurichten, Verwaltungsrechtsstreitigkeiten nach 
eigener Rechtserkenntniss unabhängig von den Befehlen der Re- 
gierung zu entscheiden, so werden und müssen dieselben, zumal 
wenn sie nicht mehr durch gleichzeitige Besorgung von eigentlichen 
Verwaltungsaufgaben befangen gemacht werden, gar bald zu einer 
richtigen Erkenntniss der Sache gelangen, deren Natur wohl zeit- 
weise verdunkelt, niemals aber willkürhch geändert werden kann. 
Jede richterliche Rechtsanwendung, wenn sie ungestörten Verlauf 
hat, vollzieht sich nicht selbst wieder nach Rechtsgesetzen, son- 
dern lediglich in Acten des bestimmenden Denkens. Diese aber 
verlaufen nach den eigenen immanentcH Normen des erkennenden 
Geistes. Die besondere Anwendung dieser Normen auf das Recht 
behufs seiner Vermittelung im einzelnen Falle und die danach in 
zweckmässiger Anpassung an die Eigenthümlichkeit des Rechts- 
stoffes überhaupt sich entwickelnde methodische Geistesoperation 
bildet dasjenige, was man als juristische Technik zu bezeichnen 
pflegt. Um nun ein Urtheil in einer streitigen Rechtssache zu 
fällen, und wäre es auch ^nur eine öffentlich rechtliche,^ dabei 
aber das Urtheil so zu begründen, dass es nicht bloss von der 
Autorität der Behörde getragen wird, sondern auch einer streng 
juristischen Kritik Stand hält, bedarf es einer solch' juristisch- 
technischen Behandlung des in Betracht kömmen^^n Falles. Dem- 
gemäss sind zunächst die juristischen Elemente jedes concreten 
Rechtsverhältnisses ins Auge zu fassen, diese in ihrem Einzel- 
bestand mit den begrifflichen Bestimmungen des Gesetzes zu ver- 
gleichen, sodann ihre gegenseitigen Beziehungen als Rechtsgrund 
und Rechtsfolge darzulegen und so das allgemeine Gesetz mit 
seinem Gebot oder Verbot als in dem einzelnen Falle enthalten 
nachzuweisen. In Fortsetzung und allmäliger Ausdehnung einer 
derartigen zerlegenden und construirenden Thätigkeit auf die ge- 
rammten Rechtsverhältnisse der Verwaltung wird und muss sich 
nach und nach eine Verwaltungsjurisprudenz aufbauen, die gar 
nicht anders kann, als die bisherige Lehre und Praxis bezüglich 
der Handhabung des Verwaltungsrechts in Streitfällen für unrichtig 
zu erklären. Diesen Beweis jetzt schon zu führen, ist der Zweck 
gegenwärtiger Erörterung. 

Wohl wird es nicht leicht gemacht, die Wahrheit von dem 
Irrthum zu entkleiden, womit sie in jenem geläußgen Dogma zur 
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Zeit noch umhüllt ist. Denn abgesehen davon, dass es heut zu 
Tage persönlich weit gelUhrlicher ist, politischen als kirchlichen 
Glaubenssätzen entgegenzutreten und eine Ketzerei gerade im vor- 
liegenden Punkte dermalen noch die Entrüstung eines jeden leiten- 
den Staatsadministrators hervorruft, der nicht ,,unstaatsmännisch^ 
erscheinen will, so liegt die Hauptschwierigkeit wesentlich in der 
Sache selbst. Denn da die Anhänger des alten Dogmas den be- 
stehenden Zustand nicht etwa nur als ein vorübergehendes Stadium 
historischer Rechtsentwickelung gelten lassen, sondern die Gründe 
dafür aus dem bleibenden Wesen von Recht und Staat zu schöpfen 
behaupten, so muss auch der Gegner zu den ,^Müttern^ hinab- 
steigen. Zwar könnte man von einem solchen Unterfangen zu- 
rückschrecken, wenn man der Worte J. Stuart Mills* gedenkt: 
„Untersucht man die Elemente, welche den jetzigen Zustand der 
menschlichen Erkenntniss aufmachen, so erscheint diese kaum 
noch in einem anderen Punkte unähnlicher dem, was man zu er- 
warten sich berechtigt glauben konnte und kaum eine andere 
Thatsache bezeichnender für die niedere Stufe, auf welcher die 
Speculation über die allerwichtigsten Gegenstände annoch sich 
hinschleppt, als der geringe Fortschritt, der zur Entscheidung der 
Streitfragen rücksichtlich des Kriteriums von Recht und Unrecht 
gemacht worden ist. Seit dem ersten Aufdämmern des philo- 
sophischen Denkens ist die Frage nach dem summum bonum, oder 
was dasselbe ist, nach der Grundlage der Moral ^ als das eigent- 
liche Problem des speculativen Forschens betrachtet worden, hat 
die höchst begabten Geister beschäftigt und sie in Secten und 
Schulen gespalten, die sich nachdrücklichst befehdeten. Und nach 
mehr als zweitausend Jahren wird derselbe Kampf immer noch 
geführt, noch schaaren sich die Philosophen um dieselben strei- 
tenden Banner, und weder die Denker noch die Menschheit als 
Ganzes scheinen der Einstimmigkeit in diesem Punkte näher ge- 
rückt, als zu jener Zeit, da der junge Sokrates dem alten Pro- 
tagoras lauschte und die Theorie des Nützlichkeitsprincips gegen 
die populäre Moral des sogenannten Sophisten verfocht.^ 

Doch fürchte man nicht, dass die gegenwärtige Erörterung 
sich zu den unsicheren Höhen metaphysischer Speculation ver- 
steigen werde. Sie wird den Boden der Erfahrung nicht verlassen, 
vielmehr ausgehend von der Ueberzeugung, dass alles Recht für 
die Erkenntniss, d. i. für die Rechtswissenschaft, nur ein gegebenes 

* Gesammelte Werke, Leipzig 1869. Bd. I. S. 127. 
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sein kann, lediglich das Recht, wie es im Leben gilt und wirkt, 
zum Gegenstand der Betrachtung nehmen. Dieses selbst aber kann 
in der Mannigfaltigkeit seiner Erscheinungen nur dann begreiflich 
gemacht werden, wenn es gelingt, durch fortschreitendes Trennen 
und Vergleichen seiner Bestimmungen zu den höchsten und ein- 
fachsten Begriffen und deren Beziehungen zu einander zu gelangen, 
also die allgemeinen Factoren und deren Wirkungsweisen aufzu- 
finden, woraus erfahrungsgemäss alle Rechtsgestaltungen und deren 
Veränderungen hervorgehen. Mit der so erlangten allgenieinen 
Einsicht an das gegenwärtig in den deutschen Staaten geltende 
Recht herantretend, finden sich dann vielleicht die gesuchten 
Schlüssel, welche die sonderbare Verkettung von Wahrheit und 
Irrthum erschliessen, in welcher die herrschende Lehre und Praxis 
bezüglich der richterlichen Handhabung des öffentlichen, insbeson- 
dere des Verwaltungsrechts zur Zeit noch gefangen liegen. 

Da der Mensch jedoch nicht dazu geschaffen ist, bloss zu er- 
kennen, sondern auch zu bauen und selbst zu schaffen, was ihm 
Befriedigung gewährt, so soll zugleich dem Bestreben nicht entsagt 
werden, falls unsere bestehende Rechtseinrichtung sich für das 
Bedürfniss der Zeit als ungenügend erweisen sollte, auf eine ent- 
sprechende Aenderung und Verbesserung derselben hinzuwirken. 
Denn auch das Rechtsleben hat seine Ideale, an 'deren an- 
näherndere Verwirklichung zu arbeiten bei aller wissenschaft- 
lichen Betrachtung und Erkenntniss desselben nicht abgelassen 
werden darf. 

Wir werden daher von diesem Standpunkte aus einer Kritik 
der bestehenden Verwaltungsgerichts -Einrichtung nicht aus dem 
Wege gehen; doch wird ein schliesslicher historischer Ueberblick 
über die Entwickelung der Verwaltungsrechtspflege zeigen, dass 
auch der jetzige Zustand, ungeachtet seiner Mangelhaftigkeit, als 
temporäres Uebergangsstadium von Bedeutung und Wertfa ist. 
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Das Recht im Allgemeinen. 

Wo immer Menschen dauernd zusammenleben , findet sich auch 
jene Erscheinung unter ihnen, die man Recht nennt. Diese aus- 
nahmslose Verknüpfung von Recht und geselligem Leben weist 
offenbar auf einen causalen , also allgemeinen und noth wendigen 
Zusammenhang beider hin. Auch in solchen Stadien menschlichen 
Zusammenlebens, in welchen klar bewusste Reflexionen über die 
Bedingungen und Ziele des menschlichen Daseins sich noch nicht 
eingestellt haben, muss daher das Recht, wenigstens im Keime, 
schon sich geltend machen. 

Das Recht beginnt mithin gleichsam triebartig sich anzusetzen 
und zu entwickeln. Aber mit steigender Bildung fühlen sich die 
Menschen gedrungen, dessen Erscheinung auch nach Bedeutung 
und ursachlichem Zusammenhang zu erkennen, zumal diese Er- 
kenntniss sich als dienlich erweist, für die Rechtsverwirklichung 
um so zweckmässiger und sicherer Vorsorgen zu können. Mag 
man auch bezweifeln, ob dem Walten der Natur und den Vor- 
gängen darin Zwecke zu unterstellen sind, so kann man doch auf 
dem Gebiete des bewussten menschlichen Handelns des Zweck- 
begriffes sich nicht entschlagen. Der Mensch, der handelnd 
auftritt, verfolgt immer einen Zweck, d. i. eine in seiner Vor- 
stellung anticipirte Wirkung seines Thuns. Eine solch" vorgestellte 
Wirkung wird aber erst dann zum Zweck erhoben, wenn das 
Wollen derselben hinzukommt. Dieses selbst wird immer nur 
durch Beweggründe geweckt und bestimmt, ^ie schliesslich alle 
im menschlichen Gefühle ihre Wurzel haben. 

Das Gefühl bildet den innersten Kern des Menschen. Es ist, 
befriedigt, der Grund seines Wohls, unbefriedigt, seines Wehes. 
Es leitet sein Denken, Wollen und Handeln, und nach seiner Be- 
friedigung bemisst sich im letzten Grunde der Werth aller Dinge, 
selbst seines Handelns. 
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Das Recht als eine Art des menschlichen Thuns und Lassens, 
muss demnach gleichfalls einen Zweck und seine Befolgung einen 
Beweggrund haben, die als treibende Elemente im Menschen der 
Beobachtung nicht unzugänglich sein können. 

Indem der Mensch seinem Wohle zu genügen, dem Wehe. zu 
entgehen strebt, lässt ihn jeder Augenblick erkennen, dass er 
hiebei nicht nur durch die Natur im engeren Sinne, sondern auch 
durch das Verhalten seiner Mitmenschen bedingt ist. So gewiss 
er ohne entsprechende physische Umgebung, aus deren Elementen 
sein Leben sich aufbaut, erhält und entwickelt, aufhören würde, 
zu existiren, so gewiss müsste er verkümmern und untergehen, 
leiblich und geistig, wenn die Anderen ihn an der Benützung der Na- 
tur verhinderten oder sich enthielten, mit ihm beihelfend zu verkehren. 

Wie würde ein Mensch ohne Nahrung, Kleidung und Obdach 
bestehen können? Was würde aus ihm werden, wenn er von 
Kindheit auf ohne leibliche Pflege, Erziehung und Unterricht wäre? 
Und was selbst in gereifteren Jahren, wenn er von aller beihel- 
fenden Einwirkung Anderer absolut isolirt lebte? Will der Mensch 
leben und sein Leben entfalten, so bleibt ihm keine Wahl, als 
die Beschaffung und Benützung der hierzu erforderlichen Bedin- 
gungen zu Zwecken seines Handelns zu machen. Diese Zwecke 
vermag er aber nur durch Anwendung derjenigen Mittel zu er- 
reichen, welche als Ursachen die von ihm beabsichtigten Wir- 
kungen im Gefolge haben. 

Die Beobachtung • zeigt nämlich, dass durchgehends in der 
Welt bestimmte Erscheinungen mit anderen dergestjalt verknüpft 
sind, dass mit dem Eintritte der einen auch die andere da ist 
oder nachfolgt. Diese Verknüpfungen bestehen aber erfahrungs- 
gemäss nicht zwischen den einzelnen Dingen als solchen, sondern 
zwischen Eigenschaften derselben, welche auch anderen wahrge- 
nommenen Einzeldingen gemein sind, daher in ihrer Allgemeinheit 
erst durch Vei^leichung daraus abgesondert, >d. i. begrifflich 
getrennt werden müssen. ^ 

Erst bei der Constatirung eines causalen Zusammenhanges 
zwischen solch allgemeinen Begriffssiücken, die sich in allen gleich- 
artigen Einzeldingen wiederfinden, haben wir eine allgemeine und 
nothwendige Verknüpfung, worin dieselbe Ursache unter gleichen 
Umständen auch immer und überall wieder die gleiche Wirkung 
hervorruft. Eben wegen dieser Allgemeinheit und Nothwendigkeit 
legen wir einer solchen generellen Verknüpfung auch den Namen 
eines Gesetzes bei. Die Kenntniss solcher Gesetze in der Welt 
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der Erscheinungen ist daher für die Existenz und Entwickelung 
der Menschen von der allerhöchsten Wichtigkeit. Durch sie ge- 
winnen wir die Macht , künftige Erscheinungen zu unseren Zwecken 
hervorzurufen und zu beherrschen, indem wir auf Grund der Ge- 
setzeskenntniss mittels der möglichen Setzung des einen auch den 
Eintritt des damit verknüpften anderen Gliedes zu bewirken ver- 
mögen. In der That macht denn auch der Mensch die ihn um- 
gebende physische Natur dadurch seinen Zwecken dienstbar, dass 
er ihr durch Beobachtung und Nachdenken die Gesetze ihrer Er- 
scheinungen, deren allgemeine und nothwendige Entstehung und 
Veränderung, ablauscht und dann denselben gemäss, wo möglich, 
diejenigen Voraussetzungen herbeiführt, mit welchen der gewollte 
Zweck als Wirkung verbunden ist. Auf diese Weise ist es ihm 
bereits gelungen, einen unermesslichen Einfluss auf die künftigen 
Naturerscheinungen zu gewinnen und so seine Zwecke in dieser 
Richtung vielfach mit grösster Sicherheit zu befriedigen. 

Wie aber muss sich der Mensch gegenüber seines Gleichen 
verhalten , um auch ihrerseits die Erfüllung derjenigen Bedingungen 
erwarten zu können, deren er zu seiner Existenz und Entwicke- 
lung bedarf? Da er ohne deren gleichzeitige Existenz selbst nicht 
existiren, ohne deren gleichzeitige Entwickelung sich selbst nicht 
entwickeln könnte, so wird er schon darum bei Verfolgung seines 
eigenen Wohles ein Verhalten beobachten müssen, das auch den 
Anderen die Verfolgung ihrer Lebenszwecke möglich macht. Zu 
dieser gleichzeitigen Anerkennung der Anderen muss er sich 
auch abgesehen von dem Gefühle menschlicher Sympathie umso- 
mehr bestimmt sehen, als die Anderen hierauf auch ihrerseits den 
grössten Werth legen und folglich einen Beweggrund hieraus schöpfen 
müssen, das gleiche Benehmen auch ihm gegenüber zu beobachten. 

In dieser Lage befinden sich alle gleichmässig und unaus- 
gesetzt. Denn kaum ist im Zusammenleben von Menschen die 
Handlung eines Einzelnen so isolirt und in sich abgeschlossen^ 
dass für deren Zweck das Verhalten der Anderen cfder für Letztere 
die Wirkung jener Handlung völlig gleichgiitig wäre. Demnach 
steht fest, dass das Leben der Menschen nur in entsprechender 
Wechselwirkung sich verlaufen und entfalten kann. 

Für Alle entsteht daher das gleiche Problem, nfimlich: ihr 
Verhalten bei Verfolgung ihrer Lebenszwecke, insoweit dadurch 
Andere berührt werden, in der Art einzurichten, dass daraus die 
Möglichkeit der Existenz und Entwickelung für alle resultirt 

Die Lösung dieses Problems kann nun offenbar nur in einem 
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Processe liegen, vermöge dessen Alle ihr Thun und Lassen bei 
Verfolgung ihrer Zwecke übereinstimmend denjenigen objectiven 
Voraussetzungen anpassen, durch welche die menschliche Existenz 
und Entwickelung naturgemäss bedingt ist. Diese objectiven Vor- 
aussetzungen sind es, welche uns als Mittel zum Leben und seiner 
Entfaltung dienen. Sie werden darum auch die Lebensgüter 
genannt, weil wir alles als Gut bezeichnen, was uns zum Leben 
und seiner Entfaltung dienlich ist. Sie bilden in gegenseitiger Ver- 
kettung eine lange Reihe, welche vom nackten Dasein bis hinauf 
zu den höchsten Productionen in Wissenschaft und Kunst, ja bis 
zur Berührung mit der geglaubten Gottheit reicht. Wir können 
demnach das Ziel jenes Processes auch dahin bestimmen, Allen 
die Herstellung, Bewahrung und Benützung der menschlichen Lebens- 
güter insoweit zu ermöglichen, als diess durch ein übereinstim- 
mend zu beobachtendes gegenseitiges Verhalten geschieht. 

Die nähere Bestimmung dieses Verhaltens, mit welchem die 
zu erzielende Wirkung verbunden ist, steht nicht in den Sternen 
geschrieben; nur auf dem mühsamen Wege irdischer Erfahrung 
kann uns Auskunft hierüber werden. Die objectiven Voraus- 
setzungen menschlicher Existenz und Entwickelung oder die Lebens- 
güter müssen nach den gegebenen Umständen bestimmt, die Mittel 
zu ihrer Beschaffung und Erhaltung ebenso wie die Art und Weise 
ihrer Benützung erwogen und dann erst die hiefür erforderlichen 
Bedingungen, insoweit sie in gegenseitigem menschHcben Ver- 
halten liegen, aufgesucht werden, um danach schliesslich dieses 
Verhalten selbst übereinstimmend dergestalt zu riciiten, dass un- 
geachtet ein Jeder seinem Wohle nachstrebt, doch die allgemeine 
Existenz und Entwickelungsmöglichkeit und insoferne das all- 
gemeine Wohl als natürliche Wirkung sich anreiht. Mit Sicher- 
heit, au^h zur Beherrschung der Zukunft, sind jedoch derartige 
Erfahrungen und Beobachtungen nur dann zu gebrauchen, wenn 
ihre Ergebnisse gleich denjenigen, welche durch Beobachtung der 
physischen Natur gewonnen werden, generalisirt, d. i. zu all- 
gemein gültigen Regeln in der Art erhoben werden, dass durch 
deren Beachtung in allen gleichartigen Fällen auch stets und überall 
wieder der gleiche Erfolg erzielt wird. 

Auf diese Weise könnte es wohl geschehen, dass durch lange 
von Geschlecht zu Geschlecht fortgesetzte Erfahrung und deren 
Generalisation ein das menschliche Zusammenleben in allen seinen 
Wechselwirkungen umspannendes System von Verhaltungsregeln 
ausfindig gemacht wird, das lediglich vom Standpunkte der Klugheit 
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und Zweckmässigkeit aus übereinstimmend befolgt, die allgemeine 
Möglichkeit menschlicher Existenz und Entwickelung und insoferne 
das allgemeine Wohl zu bewirken geeignet wäre. '^ 

Allein sicherlich würde noch Niemand solchen Verhaltungs- 
regeln , diese lediglich als Ergebnisse erprobter Erfahrung genommen, 
den Namen und die Wirkung von dem beilegen, was uns im 
wirklichen Leben als Recht gilt. Denn noch fehlt ihnen ein we- 
sentliches Moment: die innere verpflichtende Kraft, das Gefühl 
des Sollens in der Brust eines Jeden, ohne welches das Recht 
weder gedacht, noch im Zusammenleben der Menschen zu all- 
gemeiner Wirksamkeit gebracht werden kann. Denn müssten jene 
Verhaltungsregeln allen Einzelnen gegenüber, um Geltung zu finden, 
auf Gründe des Nutzens und der Zweckmässigkeit sich stützen, so 
wäre es um die Sicherheit, Macht und Heiligkeit geschehen, die 
allem, was als Recht gilt, thatsächlich unter Menschen zukommt. 
Des Streites für und wider wäre kein Ende, und gewiss würde von 
Vielen in vielen Fällen der geringere, aber näher liegende Nutzen 
dem entfernteren, obgleich grösseren vorgezogen werden. 

Wie sollte es jedoch geschehen können, dass Regeln des all- 
gemeinen Nutzens aus Motiven in Wirksamkeit treten, die gleich- 
wohl jedem Nutzen fremd wären? Wahrhaft wunderbar ist der 
Weg, den die menschliche Natur zu ihrer eigenen Sicherung ein- 
schlägt. 

Die Selbstwahrnehmung zeigt uns nämlich, dass unser Gefühl, 
jener elementare, nicht weiter definirbare Seelenzusland, in welchem 
schliesslich all unser Handeln wurzelt, gleich den Poleu eines 
Magnets in zwei grundverschiedene Arten sieh scheidet: in das 
Lust- und Schmerzgefühl und in das Gefühl der Achtung. 

In der Lust fühlt sich das Ich in seiner vollen Selbstständig- 
keit und Geltung, als den herrschenden Mittelpunkt, darin es alles 
andere als dienend sich unterordnet, annimmt oder zurückweist. 
In der Achtung fühlt es sieb vor einem Andern in Staunen, Be- 
wunderung, Ehrfurcht, hingerissen und gebeugt, die Einwirkung 
der Lust auf sein Handeln gelähmt, gleich einem Nichts im An- 
deren versunken und nur dann wieder bei sich, wenn es mit dem- 
selben sich Eins weiss. In letzteren Zustand findet sich der Mensch 
immer versetzt, wenn ihm eine Macht und Kraft entgegentritt, der 
gegenüber seine, eigene verschwindet; sie gilt ihm dann als er- 
haben und majestätisch. Schon der Anblick gewaltiger Natur- 
ereignisse bewirkt dieses Gefühl. Aber auch das Walten einer 
übermächtigen Persönlichkeit kann es erwecken. Dann werden 

Schmitt^ Grundlagen der VerwaltungsrechtspOege. 2 
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die Anderen sich deren gewaltigem Willen unterthan i'ühlen. Voll 
Hingebung werden eie den Geboten derselben eine Wirksamkeit 
auf ihr eis:enes Handeln einräumen. Damit wird diese erhabene 
Macht zur praktischen Autorität. In ihr ist wesentlich ent- 
halten, dass sie für die Anderen nicht durch Lust oder Schmerz^ 
Hoffnung oder Furcht, sondern durch jenes Gefühl bestimmend 
wird, welches das gewaltige Wirken der Autorität in ihnen als 
Achtung erweckt. 

Solche Autoritäten erstehen unter bleibend zusammenlebenden 
Menschen immer und überall. Wir nennen sie politische Autori- 
täten, wenn sie durch die machtvolle Energie ihres Geistes und 
Willens in derThat »ich als berufen bew^ähren, jene Lebensordnung 
zu schaffen und zu erhalten, deren die Menschen als Grundbe- 
dingung ihrer Existenz und Entwickelung bedürfen. Bald sind 
diess Fürsten, bald Priester, bald die Angesehensten des Volkes 
in Verbindung. Indem die Erfahrung und Einsicht solcher Per- 
sönlichkeiten es versteht, die erforderlichen Regeln des allgemeinen 
* Nutzens zu finden und ihre Thatkraft es vermag, dieselben als 
autoritative Gebote zur allgemeinen Geltung unter jenen zu bringen, 
die ihrem Einflüsse unterstehen, ändern diese Verhaltungsregeln 
ihren ursprünglichen Charakter. Denn weil jene gewaltigen Mächte 
allen Einzelnen naturgemäss das Gefühl der Ehrfurcht und Ach- 
tung einflössen, so haftet sich diess nun auch dauernd an ihre 
Gebote und schlägt als Motiv des Handelns erfahrungsgemSss jedes 
andere der Lust nieder, das sich ihrem erhabenen Willen ent- 
gegenstellt. Was der Erwägung des allgemeinen Nutzens in langer 
mühseliger Erfahrung und ernstem Nachdenken entsprungen ist, 
wird nun in Form autoritativen Gebots als formliches Gesetz zum 
Gegenstande allgemeiner Scheu und Achtung. Jetzt erst verknüpft 
sich damit das der Lust entgegengesetzte Gefühl des Sollens in 
der Brust aller, worin die allgemeine, übereinstimmende Befolgung 
fortan ihre Bürgschaft findet.* 

Aber diese allgemeine Ordnung wäre doch nicht genügend 
gesichert, wenn nicht alle für deren Herstellung und Aufrechthal- 
tung zusammen wirkten. Insbesondere ist es bei ihrer absoluten 
ünentbehrlichkeit unerlässlich, jeder etwaigen Verletzung derselben 
eventuell selbst mit Zwang zu begegnen. Die Menschen können 
daher gar nicht anders, als die Verwirklichung jener Regeln unter 

* Vergl. V. Kirchmann, die Grundbegriffe des Rechts und der Moral S. 52, 53. 
Dessen Aesthetik auf realistischer Grundlage Bd. I. S. 93 ff. 
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LeituDg der höchsten politischen Autorität zum absichtlichen Ziele 
einer allgemeinen bleibenden Verbindung zu machen. Erst durch 
diese Verbindung, die wir Staat nennen, erhält jene* Ordnung volle 
Verwirklichung und Sicherheit. 

Damit erst haben wir jene Erscheinung, die wir im eigent- 
lichen Sinne des Wortes als Recht bezeichnen, d. i. die im Staate 
durch höchst autoritative Gebote gesicherte allgemeine Möglichkeit 
menschlicher Existenz und Entwickelung, insoweit diese in einem 
übereinstimmenden, gegenseitigen Thun und Lassen begründet ist. 

Unverkennbar läge hiernach zwar der verpflichtende Charakter 
des Rechts zunächst nur in der Form des autoritativen Gebots 
und nicht in seinem Inhalte. In der That zeigt auch die Geschichte 
genugsam, dass das, was als Recht gilt, nicht immer dem all- 
gemeinen Wohl, sondern manchmal vorzugsweise dem Egoismus 
der Herrschenden dient. 

Aber da ein solcher Zustand im Verlaufe der Zeit sich von 
selbst vernichten muss, indem das Leben nothwendig verkümmert, 
wenn es die Bedingungen seiner Entwickelung entbehrt, so darf 
an dem allgemeinen Wohle, als dem wesentlichen Inhalte und 
Zweck des Rechts umsomehr festgehalten werden, als derselbe 
jedenfalls dem Rechte aller Culturvölker, namentlich aber der 
Gegenwart zu Grunde liegt. Erst durch-die Verbindung des Rechts 
mit dem allgemeinen Nutzen erhält dasselbe Inhalt und volle Ver- 
ständlichkeit. 

So zeigt denn das Recht zweierlei Seiten, die, wie Pole ge- 
trennt, doch in Wirklichkeit sich immer als verbunden erweisen. 

Die eine liegt in dem allgemeinen Nutzen, dem allgemeinen 
Wohle, zwar nicht im Sinne directer Verwirklichung aller mensch- 
lichen Lebenszwecke, doch in der Art, dass deren freie selbst- 
thätige Verfolgung für Alle gleichmässig ermöglicht wird, in- 
soweit die Voraussetzung hiefür in einem übereinstimmend ent- 
sprechenden Verhalten liegt. Da diess Verhalten bezüglich des zu 
erzielenden Erfolgs selbstverständlich nur ein Glied in der Kette 
eines natürlichen Causalzusammenhanges sein kann, so muss es 
im eminenten Sinne des Wortes sachlich zweckangemessen 
sein, weil sonst das erzielte allgemeine Wohl daraus nicht resul- 
tiren würde. Man kann darum diese Seite des Rechts als die na- 
türliche bezeichnen. (Die Natur der Sache.) Sie fällt in ihrer 
freien Beachtung den staatlichen Autoritäten anheim. 

Die andere liegt in dem bestimmenden Einflüsse, welchen 
das Recht als autoritatives Gebot auf den Willen der Einzelnen 
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ausübt. Indem es in dieser Eigenschaft denselben das Gefühl des 
Sollens erweckt, wird es von ihnen der Autorität wegen, gleichsam 
I um seiner selbst, absolut und frei von allen Motiven des Nutzens 

I und der Zweckmässigkeit befolgt. Wir nennen diese Seite des 

Rechts im Gegensatz zur natürlichen, die ethische, weil auch 
die Moral auf das nämliche Motiv sich stützt. Denn wenn auch 
das Recht eventuell mit der äusserlich erzwungenen Handlung 
sich begnügt, so darf doch eine solche Ausnahme nicht zur Regel 
oder gar zum Wesen des Rechts gemacht werden. Ohne recht- 
liche Gesinnung der Menschen wäre keine physische Macht 
der Welt im Stande, dem Rechte zur Geltung zu verhelfen. 

Nur wenn die staatlichen Autoritäten in der Setzung des Rechts 
das allgemeine Wohl als Zweck im Auge haben, die Einzelnen 
aber das gesetzte Recht unbedingt seiner selbst wegen befolgen, wird 
ein Zusammenleben erspriessen,. das gleich gedeihlich für Alle ist. 
Denn dass dereinst eine Zeit käme, in welcher die Menschen aus 
übereinstimmender Einsicht und Erkenntniss des gemeinsamen 
Nutzens das thäten, was Moral und Recht uns gebieten, beide also, 
Moral und Recht, je entbehrlich würden, wäre eine allzu ver- 
messene Erwartung. Vorerst werden die Menschen wohl fort- 
fahren müssen, ihren gegenseitigen Werth nach der moralischen 
und rechtlichen Gesinnung zu bemessen, die ein jeder im Leben 
bethätigt. Beide aber fussen, auf der Achtung der Autorität, 
wie diese selbst auf der machtvollen Förderung der allgemeinen 
Wohlfahrt. 

Diese Darlegung der Elemente des Rechts in seiner allge- 
meinsten Erscheinung wird Manchem, so fürchten wir, seicht und 
llach vorkommen. Wir geben gerne zu, dass auch noch hinter 
diesen factischen Grundlagen ein Feld für weitere, tiefere Forschung 
sich öffnet und die Versuche, mit der Leuchte der Erkenntniss 
noch weiter vorzudringen, sind uns nicht unbekannt. Gleichwohl 
glauben wir für unseren Zweck bei dem gewonnenen Ergebnisse 
vorerst Halt machen zu dürfen, weil es für eine gedeihliche prak- 
tische Pflege des Rechts sich zunächst ausreichend erweisen dürfte. 
Doch müssen wir zu diesem Behufe die in der Rechtserschei- 
nung liegenden Hauptmomente, deren bisher nur ganz kurz gedacht 
wurde, noch etwas näher in Betracht ziehen. 



II. 



Die Rechtsverhältnisse. 

Das Recht wurzelt, wie gezeigt, in dem natürlichen Umstände, 
dass Jeder in Verfolgung und Erreichung seiner Lebenszwecke 
durch ein entsprechendes Verhalten Anderer bedingt ist. Diese 
und nur diese Art menschlicher Bedingtheit für Alle zu lösen, ist 
eben der Zweck des Rechts. 

Dasselbe ergreift daher das Handeln der Menschen nicht 
allseitig und schlechthin, sondern nur insoweit, als es auf das 
Wohl oder Wehe von einander einen Einfluss hat. Ein Menech 
allein gedacht, bedarf des Rechtes nicht. Was wir unter Recht 
verstehen, ist demnach kein Objectsbegriff, wie z. B. von selbst- 
ständigen körperlichen Sachen, sondern ein Beziehungsbegriff. 

Alles Recht verwirklicht sich nur in Beziehungen von 
Mensch zu Mensch, vermöge welcher dieselben in der Art auf 
einander ein'^uwirken in der Lage sind, dass die Erreichung eines 
Lebensgenusses oder Lebenszweckes mittelst eines Lebensgutes für 
den einen Theil durch ein entsprechendes Thun oder Lassen des 
andern bedingt erscheint. Eine solch thatsächliche Beziehung von 
Mensch zu Mensch ist eine des autoritativen Gebotes und dadurch 
des Rechts bedürftige, weil ohne dasselbe das entsprechende Thun 
oder Lassen und folglich die Möglichkeit der Realisirung des Le- 
bensgenusses nicht gesichert wäre. Als Recht in seiner vollen 
Verwirklichung gilt uns jener Zustand, der für die in solchen Be- 
ziehungen befindlichen Menschen aus der Lösung der Bedingtheit 
auf Grund des autoritativen Gebots hervorgeht. Indem ein Mensch 
gemäss autoritativer Gebote in einer derartigen Beziehung dem 
Andern gegenüber thut oder unterlässt, was er hiernach soll, nen- 
nen wir ihn ebenso recht handelnd, als diesen Andern, wenn er 
in Folge hiervon geniesst, was und wie er im Einklang mit dein 
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Gebote geniessen kann. Sache des autoritativen Gebotes ist es nun^ 
alle mögliehen derartigen Beziehungen unter zusammenlebenden 
Menschen ansßndig zu machen^ um im Anschlüsse hieran sowohl 
die Voraussetzungen zu bestimmen, unter welchen jede Beziehung 
als bestehend gelten soll, als auch das entsprechende Thun oder 
Lassen zu bezeichnen, welches zur Lösung der anerkannten Be- 
dingtheit dient, d. i. was in jeder Beziehung einerseits beobachtet 
werden muss, damit anderseits der betreffende Lebenszweck in 
gewisser Weise verwirklicht werden kann. 

Eine solche autoritativ determinirte menschliche Lebensbezie- 
hung wird ein Rechtsverhältniss genannt. 

Dessen nähere Betrachtung führt zur Unterscheidung von Ent- 
stehung, Inhalt und Beendigung desselben. 

Ein Rechtsverhältniss entsteht oder besteht, wenn die von 
dem Rechtsgebot hiefür verlangten Voraussetzungen vorliegen. 
Diese Voraussetzungen nennt man auch die juristischen That- 
sachen; sie liegen in den factischen Vorgängen, wodurch Men- 
schen hinsichtlich bestimmter Lebensgüter für bestimmte Lebens- 
zwecke in Beziehung gerathen. Die allgemeine Natur der juristi- 
schen Thatsachen kann und soll hier nicht näher in Betracht 
kommen. Nur soviel sei bemerkt, dass die Menschen nicht immer 
und tiberall die eigenen Schöpfer ihrer Beziehungen sind, diese 
vielmehr auch durch Vorgänge entstehen, welche unabhängig von 
ihrem Willen, also für sie zufällig eintreten. Als Inhalt eines be- 
stehenden Rechtsverhältnisses bezeichnen wir die von dem Rechts- 
gebot ausgesprochene Gebundenheit der factischen Beziehung, ver- 
möge welcher nun die freie Zwecksermöglichung einerseits durch 
das sie bedingende Thun oder Lassen anderseits gesichert sein soll. 
Er äussert sich demnach in subjectiven Rechten und Pflichten. 

Die freie Zwecksermöglichung für den einen Theil, insofern 
sie den autoritativ geschützten Anspruch enthält, dass das ihr ent- 
sprechende Thun oder Lassen des Andern beobachtet werde, wird 
Rechtsbefugniss oder subjectives Recht, die demselben 
gegenüberstehende rechtliche Nothwendigkeit für den andern Theil, 
das diesem Zwecke entsprechende Thun oder Lassen zu beobach- 
ten, Rechtspflicht genannt. Recht und Pflicht zusammen wer- 
den in ihrer Beziehung zu den juristischen Thatsachen auch als 
die Rechtsfolgen bezeichnet, weil jene in Gemässheit . des Rechts- 
gebots mit diesen ' dergestalt verknüpft sind, dass, wenn und weil 
die Einen sind, auch die Andern sein sollen. 

In der wirklichen Consumtion der Rechte und Pflichten liegt 
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daher auch der Hauptgrund der Beendigung der Rechtsverhältnisse, 
sofern nicht die Bedingtheitsbeziehung, welche sie enthalten, eine 
dauernde ist. 

Jedes Rechtsverhältniss construirt sich demnach in seiner vollen 
Entwickelung als eine Verknüpfung zweier Glieder, deren jedes 
wieder aus constanten Elementen besteht, die überall auftreten, 
wo überhaupt von einem Rechtsverhältnisse die Rede ist. 

Das erste Glied begreift als die stofflichen Elemente zwei 
oder mehrere Menschen als Subjecte, ein Lebensgut als Ob- 
ject und einen damit zu erzielenden Lebensgenuss: das zweite 
Glied dagegen das der Verwirklichung des Genusses entsprechende 
Verlialten selbst als Recht und Pflicht. 

Die grosse Mannigfaltigkeit der im Leben bestehenden Rechts- 
verhältnisse hat zweierlei Hauptgründe: 

Der eine Hauptgrund liegt darin, dass die erwähnten stoft- 
liehen Elemente (Subject, Object und Lebensgenuss) in sich selbst 
■wieder eine grosse Mannigfaltigkeit bergen. 

Denn je nach der Verschiedenheit der in Beziehung befind- 
lichen Rechtssubjecte, z. B. ob reifen oder unreifen Alters, 
ob Mann oder Weib u. s. w., je nach Verschiedenheit der 
Lebensgüler oder Objecte, z. B. ob persönliches Leben, oder 
Leistungen Anderer, oder Sachen, die selbst wieder bewegliche 
oder unbewegliche, übertragbare oder unübertragbare sein können 
u. s. w., endlich je nach Verschiedenheit des zu ermöglichenden 
Genusses, z. B. ob zur Erlangung einer absoluten Verfügung über 
<5ine Sache, ob zu physischen, technischen, wirthschaftlichen, wissen- 
schaftlichen oder sittlichen Zwecken u. s. w., kurz je nach Ver- 
schiedenheit air dieser Momente müssen natürlich auch die damit 
zu verknüpfenden Rechtsfolgen oder die subjectiven Rechte und 
Pflichten entsprechend verschieden ausfallen. 

Diese stoffliche oder materielle Verschiedenheit der Rechtsver- 
hältnisse näher zu verfolgen, liegt ausser den Grenzen dieser Er- 
örteruEg, 

Näher steht uns der andere Hauptgrund ihrer V'erschiedenheit, 
der als ein formaler erkannt werden wird. 

Die rechtliche Beziehung nämlich, in welcher überhaupt zwei 
oder mehrere Menschen auf irgend welche Objecte für irgend 
welchen Lebensgenuss zu einander stehen können, kann sich selbst 
wieder in doppelter Weise gestalten: entweder so, dass den Bö- 
theiligten einem jeden ausschliesslich für sich ein Genuss gesichert, 
oder so, dass dieser allen zusammen gemeinsam zu Theil werden 
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soll. Ist diese Gemeinschaft an sich zur Auflösung bestimmt, mit- 
hin nur vorübergehender Natur, so dass schliesslich den Betheilig- 
ten doch nur wieder einem jeden ausschliesslich für sich ein Le- 
bensgut verschafft werden soll, so ftlllt die Art der Beziehung in 
Wirklichkeit mit jener ersten wieder zusammen. Nur wenn die 
Gemeinschaft ihrer Bestimmung nach von der Beschaffenheit ist, 
dass sie auf einen bleibenden dauernden Bestand Anspruch macht, 
tritt diese letztere Beziehungsweise als eine eigenartige in einen 
conträren Gegensatz zu jener ersteren, der für das gegenseitige 
Verhalten der in Beziehung befindlichen Menschen, d. i. für deren 
Rechte und Pflichten von grossem Einfluss wird. 

Die hohe Bedeutung beider Beziehungsweisen für das Leben 
der Menschen ist unverkennbar. Indem nämlich der Mensch seinem 
Wohle nachstrebt, somit für Zwecke thätig ist, die ihm zur Be- 
friedigung gereichen, findet er, dass er nicht nur als ludividuum 
lebt, als welches er sich von allen anderen menschlichen Indivi- 
duen .unterscheidet, sondern auch als Glied ein und derselben 
menschlichen Gattung, als welches er allen anderen Menschen 
gleichsteht. 

Aus seiner Eigenschaft als Individuum erwachsen ihm somit 
Sonderzwecke ausschliesslich für sich, die gleich dem Individuum 
selbst vorübergehender Natur sind; aus seiner Gattungseigenschaft 
dagegen Zwecke,* die von ihm mit allen Anderen getheilt werden 
und darum wie die Gattung selbst, dauernden Bestand haben. 

Lebenszwecke, die er als individuelle Sonderzwecke verfolgt, 
können demnach nur in Verhältnissen ihre Befriedigung finden, in 
welchen vorübergehend auf einander bezogene Menschen Jedem 
ausschliesslich für sich der Genuss eines Lebensgutes zu Theil wird. 
Lebenszwecke, die als generelle erstrebt werden, dagegen in Ver- 
hältnissen, in welchen den Betheiligten der Genuss eines Guts in 
bleibender, das Leben der Einzelnen überdauernder Gemeinschaft 
ermöglicht wird. Da jeder Mensch Individuum und Gattungswesen 
zugleich ist, so sind auch beide Verhältnissarten neben einander 
gleich nothwendig, um dem ganzen und vollen menschlichen Be- 
dürfniss zu genügen. Denn wie der Mensch einerseits ohne seine 
Individualität und deren Pflege aufhören würde, ein Mensch zu 
sein, so wird anderseits das Höchste, was die Menschennatur 
überhaupt zu leisten vermag, erst durch dauernde Vereinigung der 
verschiedenen menschlichen Kräfte geleistet. Verkörpern sich solch 
verbundene Leistungen überdiess in bleibenden objectiven Gebilden 
und werden dieselben dem bleibenden Zwecke der Gemeinschaft 
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gemäss zu bleibendem Genüsse in der Art bewahrt, dass sie ver- 
bessert und vermehrt von Generation zu Generation übermittelt 
werden, so wird der Genuss des allgemeinen Menschlichen nun 
erst auch jedem Einzelnen und zwar in fortschreitender Vervoll- 
kommnung zugänglich gemacht. 

Die nähere Betrachtung der Verschiedenheit beider Verhält- 
nissarten ergibt, dass die stofflichen Elemente an sich dadurch gar 
nicht berührt werden. Denn da beide Verhältnissarten überein- 
stimmend den gleichen Zweck haben, die Existenz und Entwicke- 
lung des Menschen als solchen im Wechselverkehr mit Anderen 
zu ermöglichen, so müssen in beiden die gleichen Bestandiheile 
wiederkehren: in beiden stehen sich reale Menschen als Subjecte 
ohne alle Fiction gegenüber, in beiden können mit wenigen Aus- 
nahmen die gleichen Lebensgüter zu Objecten der Beziehung gemacht 
werden und in beiden können , wenn auch nicht immer gleich gut, 
die nämlichen Lebensgenüsse verfolgt werden. 3 

Was sich als verschieden darstellt, ist nur die Art und Weise, 
wie in beiden Verhältnissen die stofflichen Elemente als auf ein- 
ander bezogen gedacht uuvi genommen werden. In dem indivi- 
duellen Sonderverhältnisse sind die Subjecte auf ein Object zu 
einem Lebensgenüsse je besonders und vorübergehend, in dem 
generellen Gemeinschaftsverhältniss dagegen gemeinsam und dauernd 
bezogen. Der Unterschied erweist sich daher lediglich als ein 
solcher nach der Kategorie der Besonderheit und Allgemeinheit 
einerseits, und der Zeitdauer der Beziehung anderseits. 

Beide Momente aber sind rein formeller Art. Demungeachtet 
haben dieselben nicht nur für die Rechtsfolgen eines Verhältnisses 
oder das Verhalten der Betheiligten als Recht und Pflicht, son- 
dern auch für die Frage der Entstehung und Veränderung von 
Recht und Pflicht einen entscheidenden Einfluss. 

in Beziehungen, deren Subjecte den Genuss eines Lebensguts^ 
ein jedes ausschliesslich für sich zu erwirken bezwecken, muss 
folgerichtig die Disposition über das Object auch jedem einzelnen 
Subjecte für sich zukommen, in der Art, dass es dasselbe auch 
auf Andere übertragen oder ganz aufgeben kann, wenn solches 
nicht an sich oder nach dem Zwecke des Verhältnisses unver- 
äusserlich oder unübertragbar ist. In Beziehungen dagegen , deren 
Subjecte einen gemeinsamen Lebensgenuss in bleibender, das Leben 
der Emzelnen übersteigender Verbindung verfolgen, muss selbst- 
verständlich auch die Disposition jedes Einzelnen ausschliesslich 
für sich hinwei^fallen. 
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In dem Soiiderverhältnisse werden ferner die den Subjecten 
einmal ausschliesslich für sich und durch sich erworbenen Rechte 
füglich auch nicht mehr gegen ihren Einzelwillen zu entziehen 
sein; den Mitgliedern der dauernden Gemeinschaftsverbindung da- 
gegen muss im Hinblick auf die Veränderlichkeit, welcher die 
Mittel (Objecte) zur Realisirung des dauernden Zweckes ausgesetzt 
sind, die Möglichkeit offengehalten werden, ihr hierauf bezüg. 
liches gegenseitiges Verhalten den veränderten Umständen gemäss 
ebenfalls zu ändern, d. i. auch die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten zur Realisirung des an sich bleibenden Gesammtzweckes 
anders zu gestalten, so dass dieselben in ihrem Bestände von dem 
Willen der einzelnen Subjecte iiir sich nicht abhängig sein können. 

Dieser natürlichen Situation muss sich selbstverständlich das 
Rechtsgebot bei der rechtlichen Determiuirung der Lebensverhält- 
nisse als förmlicher Rechtsverhältnisse anschliessen. Wie ein Blick 
auf das wirkliche Rechtsleben zeigt, geschieht diess, indem das 
positive Recht diejenigen Verhältnisse, in welchen den auf einan- 
der bezogenen Subjecten einem jeden ein Lebensgut ausschliesslich 
für sich zu Theil werden soll, als die privaten Rechtsverhältnisse 
von denjenigen als den öffentlichen unterscheidet, in welchen 
die Subjecte einen das individuelle Leben übersteigenden, aner- 
kannten generellen Zweck in bleibender Gemeinschaft verfolgen, 
und demgemäss die eben angedeutete aligemeine Rückwirkung 
sanctionirt, welche ihre Formverschiedenheit als solche so- 
wohl auf die Gestaltung der daraus fliessenden subjectiven Rechte 
und Pflichten, als auch auf deren Entstehung und Veränderung 
naturgemäss ausübt. 

Damit ist jedoch die Eigenthümlichkeit beider Verhältnissarten 
noch nicht erschöpft. Für das öffentliche Rechtsverhältniss , das 
uns eigentlich allein interessirt, kommt noch eine weitere sehr ein- 
flussreiche Modification hinzu. 

Dasselbe äussert sich nämlich in der bisher unterstellten Un- 
mittelbarkeit der Beziehung Aller zu jedem Betheiligten in W^irk- 
lichkeit fast niemals. 

Die generelle Beschaffenheit seines Zweckes bringt es mit 
sich, dass es in der Regel eine Vielheit von betheiligten Sub- 
jecten umschliesst, so zwar, dass deren rechtlich unentbehrliche 
Gemessenheit meist nur durch Aufstellung einer sie abschliessen- 
den Raumgrenze bewirkt werden kann. Nun ist die Bethätigung 
des allen Verbundenen gemeinsamen und in sofern einheitlichen 
Lebenszweckes selbstverständlich dadurch bedingt, dass auch in 
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der Erkenntniss, Beschaffung und Verwendung der hiefür erfor- 
derlichen Mittel eine Einheit obwaltet. Diese wäre aber bei der 
nicht vertilgbaren Individualität der verbundenen Vielen gar nicht 
oder doch nur höchst schwer erreichbar, wenn nicht ein Medium 
sich fände, welches dieselbe unter allen ümständsn und bleibend 
zu verbürgen geeignet ist. Die natürliche Voraussetzung hiefür 
liegt theils in der Gemeinsamkeit, also Objectivität der zu erzie- 
lenden Güter, theils in der allgemeinen Gesetzlichkeit, welche so- 
wohl den causalen Verlauf ihrer Beschaffung als auch den für dessen 
Herbeiführung thätigen menschlichen Intellect beherrscht. Denn in 
Folge davon kann es geschehen, dass in Verfolgung eines gemeinsamen 
Zweckes eine oder mehrere Personen für alle zusammen thätig 
sind. Jedoch ist der Erfolg dieser stellvertretenden Thätigkeit, sofern 
es sich um eine allgemeine Willensbestimmung handelt, selbstver- 
ständlich durch die Voraussetzung bedingt, dass alle Uebrigen ihr 
ein entsprechendes Verhalten — Gehorsam — entgegen bringen. 
Darin also, dass die verbundenen Vielen, wo und insoferne es das 
Bedürfniss erheischt und die Objectivität des Zweckes verstattet, 
sich aus ihrer eigenen Mitte vertreten lassen, ist das Mittel gefun- 
den, womit das in ihrer Vielheit liegende Hemmniss einheitlicher Ac- 
tionsfähigkeit gehoben wird. Indem sonach die Bethätigung der 
stets festzuhaltenden Grundbeziehung Aller zu Jedem durch eine 
dauernde einheitliche Vertretung aller Verbundenen aus deren 
eigener Mitte vermittelt werden muss, gestaltet sich dieselbe zu 
einem eigenen bleibenden Factor des ganzen Verhältnisses selbst. 
Derselbe kann je nach der Verschiedenheit des dauernden Grund- 
zweckes und der in Frage stehenden Functionen (Beschluss oder 
Ausführung) die mannigfaltigsten Gestaltungen annehmen, bald nur 
aus einer oder wenigen Persönlichkeiten gebildet , bald auf ein Zu- 
sammenwirken Vieler (Majorität) gestützt werden. Da nun aber 
die stellvertretenden Persönlichkeiten gleich allen anderen Gliedern 
der Verbindung immerhin aus discreten Menschen bestehen , so er- 
gibt sich für die autoritative rechtliche Bestimmung des öffent- 
lichen Gesammtverhältnisses die Not h wendigkeit, in dessen eigenem 
Innern wieder eine doppelte Beziehung zu unterscheiden, d. i. die 
Beziehung der Totalität der Verbindung zu der aus ihrer Mitte 
zu bildenden Vertretung muss von der Beziehung der Vertretung 
an Stelle der Totalität zu jedem einzelnen Theile derselben als 
solchem gesondert behandelt werden. Dort handelt es sich* darum, 
dass ausser der Yertretung an sich deren allgemeine Functionen 
für den dauernden Zweck des Ganzen als solchen nach Ziel, Mittel 
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und Form bestimmt werden; hier dass die den Gesammtzwecken 
entsprechenden Rechte und Pflichten Aller oder des Ganzen gegen 
jeden einzelnen Theil durch die Vertretung in der verfassungs- 
mässigen Schranke und Form bethätigt werden. In ihrer autori- 
tativen rechtlichen Bestimmtheit nennt man die erstere Beziehung 
das Verfassungs-, die letztere das Verwaltungs-Rechtsver- 
hältniss. 

Die Verschiedenheit beider Verhältnisse spricht sich rechtlich 
hauptsächlich durch eine eigenthümliche Verschiebung von Recht 
und Pflicht aus. 

Wenn nämlich Einer ein Rechtsverhältniss mit einem Anderen 
seinerseits und für sich durch einen Dritten bethätigen^ z. B. eine 
Schuld fordern oder eine schuldige Leistung erftillen lässt, so handelt 
der Dritte bezüglich des Vertretenen in Erfüllung einer Pflicht, 
bezüglich des Andern aber behält die Handlung denjenigen recht- 
lichen Charakter, den ihr das Rechtsverhältniss verleiht, in welchem 
dieser zu dem Vertretenen an sich oder unmittelbar steht, also 
z. B. die Schuldforderung einen Rechts-, die Leistung einen 
Pflicht-Charakter. — Insofern man also bei dem vermittelnden 
Dritten von der Doppelbeziehung absieht, kann man von ihm sagen, 
dass er z. B. bei der Schuldforderung gleichzeitig in Ausübung 
eines Rechts und einer Pflicht handle. 

Der Natur der Sache gemäss gestalten sich darum auch in 
dem Verfassungsverhältniss sämmtliche Functionen der Vertretung 
zu persönlichen Rechtspflichten derselben gegen das Ganze, 
während dieselben Functionen im Verwaltungsverhältniss, also 
gegenüber jedem einzelnen Theile unverändert theils als Rechte, 
theils als Pflichten des Ganzen, je nach der allgemeinen, un- 
mittelbaren Grundbeziehung zur Geltung kommen. Die immer 
und überall wiederholte Behauptung, dass alle öffentlichen Rechte 
zugleich öffentliche Pflichten seien , ist somit dahin zu beschränken, 
dass die öffentlichen Rechte der Gesammtheit gegenüber 
jedem Theile in Gestalt von Pflichten der Vertretung gegen 
das Ganze sich vollziehen, daher in ihrer Geltendmachung nicht 
dem persönlich freien Belieben der Vertretung unterstellt, sind, 
sondern ausgeübt werden müssen, wenn und wie es das Wohl des 
Ganzen erheischt; dass dagegen die öffentlichen Rechte jedes 
einzelnen Theils gegen^das Ganze ihren eigentlichen Charakter 
als freie Rechtsmöglichkeilen auch in der Beziehung zur Vertretung 
unverändert beibehalten, mithin nicht zugleich Rechtspflichten sind. ^ 

Die Klarleouns: und Festlialtunsj; dieser verschiedenen Bezie- 



II. Die Rechtsverhältnisse. 29 

huDgeü innerhalb des öfTentlichen Rechtsverhältnisses ist die Grund- 
lage seiner Construction, der Durchsichtigkeit und Verständlich- 
keit derselben. Es ist darum nicht un zweckmässig^ sich dieselbe 
symbolisch zur Anschauung zu bringen. Denke man sich daher 
einen Kreis, dessen Peripherie mit einzelnen Punkten besetzt ist, 
darstellend die Subjecte, welche das öffentliche Rechtsverhältniss 
bi)den. Drückt man nun die Beziehung jedes Einzelnen zu allen 
Anderen durch Linien aus, die von jedem Punkte zu allen anderen 
Punkten der Peripherie gezogen werden, so hat man ein anschau- 
liches Bild der unmittelbaren Grundbeziehung jedes öffentlichen 
Rechts verhätnisses. Schiebt man aber eine Vertretung Aller ein, 
so kann dieselbe in ihrer Beziehung zum Ganzen als Centrum des 
Kreises gedacht, die Beziehung jedes Einzelnen zu allen Anderen 
aber durch Radien dargestellt werden, welche jene Beziehung 
durch das Gentrum vermitteln. 

Die in Gemeinschaft eines gleichen dauernden Lebenszweckes 
rechtlich gegenseitig auf einander bezogenen Subjecte oder Per- 
sonen werden nun bekanntlich in dieser Verbindung zusammen- 
genommen als juristische Person bezeichnet. Dieselben bilden 
nämlich, ungeachtet ihrer Vielheit und sonstigen realen Verschie- 
denheit in so fern eine wirkliche Einheit, als nicht nur der 
auf das nämliche Ziel gerichtete Wille, sondern auch die gegen- 
seitige rechtliche Beziehung Aller die gleiche ist. 

Die so vorhandene Einheit ist jedoch nur eine relative, d. i. 
wenn und in so weit die rechtliche Beziehung Aller auf den be- 
stimmten dauernden Zweck in Frage steht. In allen anderen 
Lebensbeziehungen kommt jedes Subject jedem anderen Subjecte 
gegenüber, mag diess in oder ausser jener Verbindung sein, zu- 
nächst und vorerst wieder für sich in Betracht. 

Daher kann es denn geschehen, dass Personen, indem sie in 
einem gewissen öffentlichen Rechtsverhältnisse stehen, gleichzeitig 
und nebenbei noch in anderen privaten oder öffentlichen Bechts- 
beziehungen sich befinden. Auch ist es möglich, dass eine be- 
stimmte öffentliche Rechtsverbindung, in ihrer Einheit genommen, 
selbst wieder in private Rechtsbeziehungen mit Einzelnen oder mit 
anderen öffentlichen Verbindungen tritt ^ ja es ist sogar nicht aus- 
geschlossen, dass öffentliche Verbindungen unter sich wieder eine 
bleibende Verbindung für einen dauernden allgemeinen Lebens- 
zweck eingehen, in welcher die einzelnen . engeren Verbindungen 
ihren particülaren Zweck in der Beschränkung von untergeord- 
neten Gliedern verfolgen. 
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Auch diese Beziehungen lassen sich symbolisch anschaulich 
darstellen, und zwar die private Beziehung einer öffentlichen 
Verbindung zu einem Einzelnen oder einer anderen öffentlichen 
Verbindung durch einen Kreis, der durch eine Linie mit einem 
ausserhalb liegenden Punkte oder Kreise verbunden ist; die 
öffentliche Beziehung mehrerer untergeordneten öffentlichen Ver- 
bindungen durch kleinere Kreise, die von einem grösseren um- 
schlossen sind. 

Da wir nun im Denken und Sprechen nicht anders können, 
als Erscheinungen, die sich gleich sind, und die zu unterscheiden 
ein praktisches Interesse nicht vorliegt, mit einer begrifflichen 
Vorstellung zu umfassen, so pflegen wir mit gleicher Nothwendig- 
keit im Rechtsleben die vielen einzelnen Personen eines öffent- 
lichen Rechtsverhältnisses, insofern sie in einer bestimmten Rechts- 
beziehung sich nicht unterscheiden, also gleich sind, ebenfalls mit 
einer Vorstellung zu umfassen, mithin auch durch ein Wort zu 
bezeichnen. Wir sprechen daher von der Gesammtheit der Per- 
sonen oder Mitglieder eines öffentlichen Rechtsverhältnisses als von 
einer Person nicht nur in ihren Beziehungen nach Aussen, zu Dritten, 
sondern auch nach Innen, also da, wo deren Beziehung zu einem 
ihrer Mitglieder als solchem in Frage kommt. ^ 

Hieraus entspringt die für die praktische Rechtsgestaltung höchst 
wichtige Einsicht, dass die sogenannte juristische Person durchaus 
nicht eine von der Person ihrer Mitglieder absolut verschiedene 
eigene Persönlichkeit sein kann, welche jene gar nichts angeht. 
Zwar will man sie hiezu fast allgemein noch hypostasiren und mit 
der Einzelperson ohne Weiteres parallelisiren. 

Allein die sogenannte juristische Person ist in Wirklichkeit 
lediglich ein Rechtsverhältniss, und zwar das öffentliche 
Rechtsverhältniss. 

Als Rechtsträger oder Subjecte darin erscheinen lediglich dessen 
Mitglieder. Bilden dieselben auch insoweit , als sie zusammen den 
gleichen bleibenden Zweck verfolgen, eine wirkliche, nicht fin- 
girte Einheit, und können und mögen sie darum auch zur leich- 
teren juristisch- technischen Construction ihrer rechtlichen Bezie- 
hungen als eine Person behandelt werden, so stehen sie doch in 
allen anderen Lebensbeziehungen nicht nur wieder für sich und 
geschieden da, sondern sie sind und bleiben überhaupt an sich 
discrete Wesen, durch und in deren Arbeit und Genuss, durch und 
in deren Wille und That sich vollzieht und zur Erscheinung kommt, 
was man zu einer eigenen Person für sich stempeln will, ß 
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So also bewegen sich die Menschen bei Verfolgung ihrer in- 
haltlich vielfach verschiedenen Lebenszwecke doch nur in zweierlei 
verschiedenen Formen von Rechtsverhältnissen, theils in privaten, 
die zu individuell ausschliesslichen Zwecken in unzählicher Verein- 
zelung meist ebenso schnell geknüpft, als wieder gelöst werden, 
theils in öffentlichen, die mit ihren generell gemeinsamen, das 
Leben der Einzelnen überdauernden Zwecken regelmässig auch 
dauernden Bestand verlangen. 

Welche menschliche Lebenszwecke, sofern ihre Realisirung 
überhaupt des Rechts bedürftig ist, in privaten, welche in öffent- 
lichen, welche in beiden Verhätnissformen gleichzeitig nebenein- 
ander ihre Befriedigung ßnden oder finden können, wird positiv 
rechtlich je nach Volk, Ort und Zeit verschieden und wechselnd 
beantwortet. Denn abgesehen vom Rechte selbst gibt es streng 
genommen nicht viele Lebenszwecke, die absolut nur in öffent- 
licher Rechtsverhältnissform zu befriedigen wären; die meisten 
w^erden, wenn auch mehr oder weniger erfolgreich, in beiderlei 
Formarten realisirt werden können. 

Immerhin dürfte die rechtliche Ausbildung der öffentlichen 
Verhältnissform regelmässig erst einer Zeit angehören, die in 
Ueberwindung egoistischer Gefühle schon einer höheren Lebens- 
auffassung zugethan ist. Auch ist gewiss, dass ein absoluter ge- 
nereller Communismus der menschlichen Natur ebenso unangemessen 
wäre, als ein absoluter Individualismus, wenn auch bald die eine, 
bald die andere Richtung vorherrschen kann und wirklich vorherrscht. 

Wenn wir im täglichen Leben dermalen so wenig von der 
Eingehung neuer öffentlicher Verbindungen wahrnehmen, ja die 
Gesetzgebung kaum einige dürftige aligemeine Normen hierüber 
enthält, so rührt diess offenbar daher, dass die Entstehung der 
öffentlichen Hauptverbindungen meist in ferne Vorzeit zurückfällt, 
so dass sie schon als bestehend vorgefunden werden, wenn die 
Einzelnen ins Leben eintreten. 

So beschränkt dieselben auch ursprünglich hinsichtlich ihres 
Gemeinschaftszweckes gewesen sein mögen, so wurde doch damit, 
wenn einmal die dafür passende Rechtsform gefunden war, der 
Anschluaspunkt gegeben , um in der gleichen Form und unter den 
gleichen Betheiligten nach und nach auch andere generelle Zwecke 
mit zu verfolgen. 

Auf diese Weise musste es geschehen, dass ein und dieselbe 
bleibende Hauptverbindung zur Quelle einer grossen Mannigfaltig- 
keit öffentlicher Rechtsverhältnisse wurde, wie wir diess heut zu 
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Tage in den bestehenden Gemeinden, Kirchen, besonders aber im 
heutigen Staate selbst vor Augen haben. 

Dass beide Verhältnissarten übrigens ungeachtet ihrer Ver- 
schiedenheit vielfach mit einander verschlungen sein können, ins- 
besondere in der Art, dasa ein privates Verhältniss ein öffentliches zur 
Voraussetzung hat und umgekehrt , zeigt schon ein fluchtiger Blick 
in das Rechtsleben. ' Auch ist es bei der Einheit des Ziels beider 
Verhältnissarten, nämlich der Existenz und Entwickelung der 
menschlichen Persönlichkeit als solcher, begreiflich, wenn sie im 
wirklichen Rechtsleben nicht immer und überall in der geschilderten 
specifischen Reinheit auftreten, vielmehr manchmal bis zur In- 
differenz sich vermischen und verwischen. 

Wir erinnern nur an die modernen Actiengesellschaften und 
Erwerbsgenossenschaften, die zwar auf privaten Vermögenserwerb 
für ihre Mitglieder ausgehen, gleichwohl aber ihren Zweck nur 
angemessen erreichen können, indem sie sich von der römisch- 
rechtlichen Societät mit ihrem strengen Privatchamkter entfernen 
und mehr der öffentlichen Verhältnissform sich annähern, z. B. 
in der Bestimmung, dass die Gesellschaftsobjecte der Privatdispo- 
sition jedes Einzjßlnen für sich entzogen sind u. s. w. 

Die gleiche Erscheinung ßnden wir bei anderen, an sich pri- 
vaten Verhältnissen, deren mehr dauernde^ Zweck sie aber doch 
den öffentlichen annähert, z. B. bei den Familienverhältnissen. 
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Die Rechtsgebote. 

Alle diese mannigfaltigen und vielfach verschlungenen Lebens- 
verhältnisse nun erfordern nach Entstehung, Inhalt und Verände- 
rung einer ebenso zweckmässigen als genauen autoritativen De- 
terminirung, soll anders den Menschen die Möglichkeit werden, 
ihren Lebenszwecken in gegenseitiger Wechselwirkung nachzu- 
kommen. Diese rechtliche Bestimmung kann aber dem Bedürf- 
nisse nur genügen, wenn sie Allen nicht nur momentan, sondern 
auch für die Zukunft, also schon zum Voraus Gewissheit darüber 
gibt, unter welchen Voraussetzungen ihre Beziehungen und Ver- 
knüpfungen als bindend gelten, und was ihnen in Folge davon 
als Recht zu thun frei steht oder als Pflicht zu erfüllen obliegt. 
Nur unter dieser Voraussetzung kann das Leben der Menschen 
planvoll mit Berechnung der Zukunft sich entfalten. 

Zu diesem Ziele führt nur ein Weg, derselbe, den die Men- 
schen auch einschlagen, um die künftigen Erscheinungen in der 
physischen Natur zu ihren Zwecken zu lenken. 

Es ist der Weg der Erfahrung und Beobachtung, verbunden 
mit einer den menschlichen Denkgesetzen gemässen Generalisirung 
oder begrifflichen Fassung und Darstellung des Ergebnisses. 

Hier zeigt sich die hohe praktische Bedeutung der Begriffe 
für das Leben und das Rechtsleben insbesondere. 

Die dem Anschein nach unübersehbare Mannigfaltigkeit eon- 
creter Wechselwirkungen unter den Menschen, verursacht durch 
ihr gegenseitiges Verhalten bezüglich der objectiven Bedingungen 
ihrer Existenz und Entwickelung , kann mittels autoritativer Rechts- 
gebote mit Aussicht auf die dadurch zu erzielenden Erfolge nur 
dann geleitet und beherrscht werden, wenn der allgemeine und 
darum nothwendige natürliche Zusammenhang erforscht wird, der 
zwischen eben diesen Erfolgen als Wirkung und dem entsprechenden 

Schmitt, Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege. 3 



34 in« I>Jö Rechtßgebote. 

menschlichen Verhalten als Ursache stattfindet, und alsdann das 
menschliehe Verhalten selbst, gemäss dieser Erkenntniss in der 
Art allgemein gerichtet f rectum) wird, dass mit der Befolgung der 
jeweils gewollte Erfolg immer und überall eintritt. Zu diesem 
Zwecke müssen daher die des Rechts bedürftigen factischen mensch- 
lichen ßedingjLheits - Verhöltnisse in der Mannigfaltigkeit, wie sie 
in der Erfahrung als wirklich vorkommen, nach ihren für das 
Recht wesentlichen Momenten von Stoff und Form, Entstehung, 
Inhalt und Veränderung verglichen und das Gemeinsame innerhalb 
jeder Kategorie insoweit begrifflich bestimmt werden, als damit 
erfahrungsgemäss ein ebenso begrifflich bestimmbares Thun oder 
Lassen zu verknüpfen ist, durch dessen Beachtung der beabsichtigte 
Erfolg in allen unter jene Begriffsverbindung fallenden einzelnen 
Fällen bewirkt wird. ^ 

In Ausführung dessen ergibt sich je nach Verschiedenheit der 
gewonnenen Kategorien der Lebensverhältnisse eine Verbindung 
zweier begrifflich bestimmten Glieder, von welchen das eine die 
juristischen Thatsachen, das andere die juristischen Folgen eines 
eben damit vollkommen bestimmten begrifflichen Rechtsverhält- 
nisses enthält. 

Eine auf diese Weise getroffene, autoritativ kund gegebene 
rechtliche Bestimmung eines menschlichen Lebensverhältnisses als 
einer allgemein geltenden in der Art, dass in jedem concreten 
Falle, in welchem die begrifflich aufgestellten thatsäch liehen Vor 
aussetzungen vorliegen, auch die mit denselben verknüpften be- 
grifflich bestimmten Rechtsfolgen wirklich sein sollen, nennen wir 
ein Rechtsgesetz. ^ 

Die zur allseitigen generellen Regelung eines bestimmten 
Lebenszwecks erlassenen Rechtsgesetze in ihrer inneren Verbin- 
dung pflegt man als Rechtsinstitut zu bezeichnen, z. B. das 
Rechtsinstitut des Eigenthums, der Ehe u. s. w. 

In seiner vollen logischen Form ist demnach jedes Rechts- 
gesetz ein allgemein hypothetisch apodiktisches Urtheil: wenn AB 
ist, so muss C D sein. 

Seine Glieder und deren Bestandtheile sind ganz die gleichen^ 
wie diejenigen eines Rechtsverhältnisses im Allgemeinen, nur mit 
dem Unterschiede, dass dieselben im Gesetze in hypothetischen, im 
Verhältnisse aber in kategorischen Zusammenhang gesetzt sind. 

Jedes Gesetz enthält daher eines Theils die begriffliche Be- 
stimmung der thatsächlichen Voraussetzungen der Anwendung seines 
Gebots nach Subjecten, Object und Ziel oder Zweck der Bezie- 
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hung (Lebensgenuss), andern Theils die damit verbundenen sub- 
jeetiven Rechte und Pflichten. 

Insoferne der Zweck als die vorgestellte Wirkung der natür- 
lichen Gausalreihe das Motiv zu dem von dem Gesetzgeber mit 
dem juristischen Thatbestande verknüpften Rechtsfolgen abgibt, 
wird jener auch der Grund oder die ratio des Gesetzes genannt. 

Obgleich derselbe zunächst nur etwas Gedachtes, Geistiges ist, 
60 ist er doch insoferne auch objectiver Natur, als er mit Verwirk- 
lichung der gesetzlichen Rechtsfolgen zu Tage treten muss, also 
aus dem Gesetze selbst und seinem Vollzuge entnommen werden 
kann. Er ist als nächster Grund immer auf die Ermöglichung des 
vom Gesetze direct bezweckten bestimmten Lebensgenusses ge- 
richtet. Doch pflegen dabei regelmässig auch noch andere weitere 
Gründe mitzuwirken, ^o 

Gleichwie nämlich alles, was existirt, nur in einheitlichem 
Zusammenhange Bestand hält, so gravitiren auch alle menschlichen 
Lebensverhältnisse nach einem. Punkte: nach dem allseitigen har- 
monischen Darleben der menschlichen Subjectivität in Zeit und Raum. 

Dieses Ziel in seiner Totalität erfordert eine vom höchsten 
Zweck aus angestellte, somit planvolle und geordnete Werthung 
und Würdigung aller hiezu dienlichen Güter und deren Verwen- 
dung. Das Recht als Inbegriff der Gesetze, welche jenes Ziel für 
Alle zu ermöglichen bestimmt sind, muss daher an die aus jener 
Würdigung sich ergebende Ordnung aller Zwecke und Güter in 
der Art engstens anschliessen , dass es selbst zu einer harmonischen 
Gesammtordnung wird, in welcher alle einzelnen Gesetze ebenso 
wie alle einzelnen Rechtsinstitute zugleich nach einem innern ein- 
heitlichen Zusammenhange erwogen, bestimmt und gestaltet sind. 
Die nähere reale Grundlage für eine solch* einheitliche Behandlung 
und Gestaltung des objectiven Rechts ist abgesehen von der ge- 
nerellen Menschennatur in dem Umstände gegeben, dass überall, 
wo ein bleibendes menschliches Zusammenleben stattfindet, alle 
Einzelneu insoferne schon in einer gewissen natürlichen Gemein- 
schaft leben, als sie in Folge gleicher Abstammung mit gleichen 
körperlichen und geistigen Anlagen ausgestattet und in Folge 
gleicher Niederlassung von gleichen Natureinflüssen und Lebens- 
bedingungen umgeben sind. Beide Factoren in Verbindung mit 
gemeinsamen Erlebnissen und Schicksalen fuhren auch zu einer 
Gleichheit der Auffassung und Aeusserung des Lebens selbst, die 
sich wie in der Gleichheit der Sprache und Religion, so auch in 
jener der Lebensbedürfnisse und Lebensgenüsse kund gibt. Eine 
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derartige Datürliehe Einheit von Menschen wird bekanntlich eia 
Volk genannt. Dadurch geschieht es, dass in der Gesammtreehts- 
ordnung eines Volkes bei dessen fortschreitender intellectuellen und 
sittlichen Entwickelung gewisse höhere Principien sich offenbaren, 
deren Consequenzen in den einzelnen Gesetzen und Rechtsinstituten 
sich wüederspiegeln. Für die heutige Zeit sind es insbesondere dig 
Principien der Freiheit und Gleichheit, weiche der Rechtsord- 
nung der civilisirten Völker ihr Gepräge geben. Bei dem Principe 
der Freiheit denkt man an die durchgreifende rechtliche Aner- 
kennung, dass die Menschen in Verfolgung ihrer Lebenszwecke 
innerhalb der allgemein uöthigen Schranken sich selbst bestimmen ; 
bei jenem der Gleichheit an die rechtliche Geltung des Grundsatzes, 
dass ungeachtet aller natürlichen Verschiedenheit der Anlagen und 
Kräfte der Menschen, sowie der daraus nothwendig folgenden Ver- 
schiedenheit ihrer concreteu Rechte und Pflichten, für Alle doch 
die gleiche gesetzliche Möglichkeit menschlicher Existenz und 
Entwickelung nach Massgabe der eigenen Kraft gegeben, also Keiner 
gesetzlich gezwungen sein solle, für die Zwecke Anderer in grös- 
serem Masse dienstbar zu sein, als diese es ihm wieder sind. 

Dieser letztere Grundsatz (^aequitas), den man das Gesetz über 
die Erhaltung der Kraft im menschlichen Wechsel verkehr nennen 
könnte, wird allgemein so hoch gestellt, dass er als die Seele des 
Rechts gilt, ii 

Allein so wichtig auch Principien für das Leben sind, so ist 
doch das Leben nicht wegen der Principien da, sondern diese 
'wegen des Lebens. Die logischen Consequenzen der Principien 
im Rechte müssen sich daher stets auch durch eine praktische 
Angemessenheit bewähren, andernfalls aber modiflciren und be- 
schränken. 

Hieraus erhellt, dass ein Rechtsgesetz oder eine Rechtsinsti- 
tution oft das Ergebniss der verschiedensten, sogar compromies- 
artig ausgeglichenen Motiven sein kann, nur um das Gesetz und 
die Institution nach möglichst vielen Seiten hin nützlich zu machen, 
wobei alsdann selbstverständlich eine folgerechte Erklärung aus 
einem Principe ausgeschlossen ist. 

Obgleich es nun im Allgemeinen nothwendig ist, die mensch- 
lichen Lebensverhältnisse, insoweit sie des Rechts bedürftig sind, 
in möglichster Vollständigkeit und Allseitigkeit durch Rechtsgesetze 
zu umspannen, so soll und kann es doch nicht die Aufgabe der 
gesetzgebenden Autorität sein, alle Verhältnisse schlechthin in allen 
Einzelheiten rechtlich vorauszubestimmen. 
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Zunächst ist es nämlich der menschlichen Natur ganz ange- 
messen^ wenn den unmittelbar Betheiligten, indem sie zur Ver- 
folgung ihrer tausenderlei Lebenszwecke private und öffentliche 
Verbindungen eingehen, principiell anheim gegeben wird, gleich 
wie sie ihre nächsten Bedürfnisse selbst am besten verstehen , auch 
das für deren Befriedigung bedingende gegenseitige Thun und 
Lassen in erster Reihe selbst festzusetzen. Doch ist es klar , dass sie 
im Gebrauche dieser Freiheit den von der Rechtsordnung schlecht- 
hin zu erzielenden allgemeinen Erfolg, d. i. die Ermöglichung einer 
harmonischen Erfüllung aller Zwecke für Alle im Volke, nicht 
beeinträchtigen dürfen. Um dem zu genügen, und dabei doch 
dem Rechte einen bestimmten objectiven Ausdruck zu geben, ge- 
schieht es, dass rechtsgesetzlich den unmittelbar Betheiligten die 
rechtliche Bestimmung ihrer privaten und öffentlichen Beziehungen 
unter allgemeiner oder specieller autoritativer Anerkennung zwar 
selbst überlassen, zugleich aber weiter allgemein bestimmt wird, 
welches sonstige Verhalten hiebei als Schranke zur Wahrung des 
allgemeinen Rechtszweckes absolut und mit Ausschluss jeder ab- 
weichenden individuellen Bestimmung beobachtet werden muss. 

Auch werden zur grösseren Sicherheit des Rechtsverkehrs 
Gesetze mit der Bestimmung erlassen, dass ihre Wirksamkeit nur 
eintritt, wenn und in so weit durch autonome Satzungen der Be- 
theiligten nicht andere Anordnungen getroffen worden sind. 

Sodann aber ist es dem Gesetzgeber auch nicht einmal mög- 
lich, alle Verhältnisse schlechthin durch allgemeine Gesetze zum 
Voraus zu regeln, selbst wenn er diess wollte. Wie weit auch 
dem menschlichen Geiste eine Generalisation in der rechtlichen 
Bestimmung menschlicher Verhältnisse gelingen mag, immer wird 
es eine Menge von Lebenszwecken geben, welche, obgleich sie 
eine durch gegenseitiges Thun und Lassen nothwendig bedingte, 
also rechtlich zu bestimmende Seite darbieten, doch der allge- 
meinen begrifflichen Formulirung eines in allen Elementen genau 
bestimmten Rechtsgesetzes sich entziehen. Der Grund dieser Er- 
scheinung liegt theils darin, dass es dem Gesetzgeber, namentlich 
bei neu ins Leben eintretenden Verhältnissen, noch an einer so 
ausgedehnten Erfahrung und Beobachtung fehlt, als zu einer 
sichern inductiven Verallgemeinerung des Ergebnisses hinreicht, 
theils auch darin, dass der bezügliche Inhalt des einen oder an- 
deren Gesetzeselements an sich so unbestimmbar und wandelbar 
ist, dass hiefür eine generelle begriffliche Fixirung zum Voraus 
überhaupt unthunlich ist. Für solche Verhältnisse kann mithin 
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ein in allen ElemeDten vollbestimmtes Rechtsgesetz entweder vor- 
erst odier überhaupt nicht erlassen werden. 

Da jedoch demungeachtet auch für solche Verhältnisse das 
Recht nicht zu entbehren ist, wenn anders die dadurch bedingten 
Lebenszwecke verwirklicht werden sollen, alles Recht aber seiner 
Natur nach in planvollem und harmonischem Gesammtzusammen- 
hange stehen muss, so erübrigt nichts anderes, als hiefür un\%lU 
ständige oder relativ bestimmte Rechtsgesetze zu erlassen und das 
darin unbestimmt gebliebene Element erst im einzelnen Falle durch 
concrete autoritative Intercession näher zu bestimmen. 

Solche UnVollständigkeiten eines Gesetzes betreffen selbstver- 
ständlich nicht dessen Zweck, der generell immer bestimmt sein 
kann und muss, sondern die übrigen Elemente desselben, also die 
Subjecte, die Objecte und die Rechtsfolgen. 

Wir nennen eine concrete autoritative Rechtsanordnung zur 
Ergänzung eines Gesetzes, im Gegensatz zu diesem selbst, die 
Verordnung, i* 

Das Wesen der Verordnung liegt demnach in ihrem con 
creten, das allgemeine Gesetz ergänzenden Charakter, ohne dass 
sie desswegen absolut auch der Form nach als Einzelbestimmung 
auftreten müsste. Vielmehr kann dieselbe auch in allgemein ge- 
haltenen Dispositionen sich aussprechen. Doch bleiben dieselben 
immerhin mit dem Charakter der Wandelbarkeit wenigstens in so 
lange behaftet, bis es allmählig gelingt, das betreffende Verhältniss 
endlich auch generell in förmlichem Gesetze definitiv zu fixiren. 
Wie die tägliche Erfahrung zeigt, gehen denn auch die meisten 
Gesetze, z. B. über das Schul-, Forst-, Strassenwesen u. s. w. erst 
nach und nach aus dem Experimente hervor, das zuvor auf dem 
Wege wandelbarer Verordnungen angestellt wurde. 

üebrigens tritt die Verordnung zu unvollständigen Gesetzen 
ganz gleichmässig hinzu, dieselben mögen private oder öffeDtUche 
Rechtsverhältnisse zum Gegenstande haben. Wir sehen daher die 
Verordnung im Rechtsleben hier wie dort bald in Form specieller 
autoritativer Prüfung, Genehmigung und Zulassung, bald als all- 
gemeinere autoritative Anordnung, Weisung und Verfügung sich 
anschliessen. 

Bezeichnet man den Inbegriff sämmtlicher Rechtsgebote als 
das objective Recht, so kann dieses im Hinblick auf die bisher 
behandelte, von seinem Inhalte ganz absehende, also formale Ver- 
schiedenheit eingetheilt werden, und zwar zunächst nach seinem 
Ursprung in autoritatives und autonomes. 
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JeDes scheidet sich dann wieder je nach seiner generellen 
oder concreten innern Natur in Gesetze und Verordnungen, 
wovon erstere ihrer verbindlichen Kraft nach entweder absolute 
oder subsidiäre (vermittelnde) sind, je nachdem sie entweder 
schlechthin oder nur in so weit wirksam sind, als nicht durch 
autonome Bestimmungen etwas anderes festgestellt wurde. 

Eine Eintheilung der Gesetze nach der Verschiedenheit ihres 
Inhaltes oder Gegenstandes, also nach den von ihnen bestimmten 
Rechtsverhältnissen, ist zwar für die Kenntniss des objectiven 
Rechts und dessen wissenschaftliche Behandlung von höchstem 
Belang, für dessen verbindliche Kraft jedoch vollkommen 
gleichgültig. 

Diess gilt namentlich auch von der Eintheilung des (objecti- 
ven) Rechts in Privatrecht und öffentliches Recht, je nach- 
dem es private oder öffentliche Rechtsverhältnisse zum Gegen- 
stande hat. Denn die Wirkung einer jeden von der höchsten 
Rechtsautorität kundgegebenen oder anerkannten Rechtsnorm ist 
in allen Verhältnissen, in welchen die factischen Voraussetzungen 
ihrer Anwendung zutreffen , immer und überall insofern voll- 
kommen die gleiche, als eben der Wille der auf einander be- 
zogenen Menschen sich dem Rechtsgebote genau entsprechend 
bestimmen soll, dergestalt, dass der eine Theil als rechtlich noth- 
wendig zu thun oder zu lassen hat, was für den anderen zur Ver- 
wirklichung eines bestimmten Lebenszweckes als bedingend gilt, 
wogegen diesem anderen Theil innerhalb der von der Rechtsnorm 
gezogenen Grenze die gesicherte Möglichkeit wird, seinem Zwecke 
nach freiem Belieben zu genügen. 

Mag ein Gesetz somit private oder öffentliche Rechtsverhält- 
nisse zum Gegenstande haben und mögen diese selbst sich auf 
LebenegUter dieser oder jener Art für diese oder jene Lebens- 
genüsse beziehen, immer wird kraft der absoluten oder ethischen 
Seite des Rechts die formale Wirkung der rechtlichen Gebunden- 
heit des Willens der Betheiligten sich gleich bleiben. Aus der 
Tendenz der Gesetze kann hiefür ein Unterschied nicht hergeleitet 
werden. Denn es ist völlig unrichtig, wenn man nur den Gesetzen 
über öffentliche Rechtsverhältnisse einen allgemeinen Nutzen 
zuschreiben, diesen aber den Gesetzen über private Rechtsverhält- 
nisse versagen will. Alle Gesetze bezwecken gleichmässig, dass 
Alle, sei es jeder allein oder in Verknüpfung mit Anderen, in 
privaten oder in öffentlichen Verbindungen, nur in einer bestimm- 
ten, mit der Existenz und Entwicklung Aller verträglichen Art 
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und Weise ihre Lebenszwecke verfolgen. Jedes Gesetz, mag e» 
private oder öffentliche Rechtsverhältnisse zum Gegenstande haben, 
hat daher das Wohl Aller im Auge. Dass das Object eines ein- 
zelnen concreten Rechtsverhältnisses im Falle seiner Verwirk- 
lichung dort dem Einzelnen für sich und hier den Betheiligten in 
bleibender Gemeinschaft zukommen soll, ändert an der Allgemein- 
heit des Zweckes des Gesetzes nichts. Bei den Gesetzen über 
Privateigenthum, Verträge, Ehe, Erbrecht u. s. w. ist es auf das 
Wohl Aller gewiss ebenso abgesehen, als bei den Gesetzen über 
Gewerbsbetrieb, Gemeindeeigenthum u. s. w. 

Uebrigens ist von selbst einleuchtend, dass die höchste Rechts- 
autorität an die von ihr ausgegangenen Rechtsgebote nicht selbst 
gebunden sein kann, vielmehr die freie Möglichkeit haben muss, 
dieselben nach ihrem Ermessen jeder Zeit den Wohlsbedingungen 
gemäss zu ändern oder aufzuheben. 



lY. 

Der Staat, seine Zwecke und Mittel. 

Wenn schon die AuüßnduDg der Rechtegesetze der Autorität 
ohne Mitwirkung des Volkes, wofür sie bestimmt sind, schwer 
fallen müsste, so würde ihr ohne solche die allgemeine Verwirk- 
lichung derselben im Leben sicher unmöglich werden. 

Soll ein Zustand verwirklicht und erhalten werden, vermöge 
dessen die im gegenseitigen Thun und Lassen liegenden Voraus- 
setzungen zu allseitiger Existenz und Entwickelung für Alle sammt 
und sonders gesichert sind, so bedarf es noch weiterer Einrich- 
tungen, die denselben nach dem natürlichen Laufe der Dinge all- 
gemein und dauernd zu bewirken geeignet sind. 

Da die Beschaffung und Erhaltung dieses Zustandes ein ebenso 
absolutes als bleibendes gemeinsames Bedürfniss Aller im Volke 
ist, so erübngt nichts anderes, als auch die Beschaffung und Er- 
haltung der hiezu dienlichen Mittel zum Gegenstande gemeinsamer 
dauernder Bestrebung zu machen. Mit anderen Worten: Die Be- 
schaffung und Erhaltung des Rechtszustandes für Alle muss zum 
Zwecke einer dauernden allgemeinen Verbindung, d. i. eines öffent- 
lichen Verhältnisses gemacht werden, in welchem Alle im Volke 
ihr Verhalten bezüglich der dafür erforderlichen Mittel überein- 
stimmend so einrichten, dass daraus der gewollte Zustand als 
gemeinsame Wirkung resultirt. Hiefür bedarf es selbstverständlich 
ebenfalls einer eigenen autoritativen Determinirung oder recht- 
lichen Regelung. 

Die rechtlich bestimmte öffentliche Verbindung eines Volks 
zum Zwecke der Verwirklichung des allgemeinen Recbtszustandes 
ist die Staatsverbindung, der Inbegriff der auf dieselbe bezüg- 
lichen Rechtsnormen das (objective) Staatsrecht, und der aus 
der Bethätigung der Staatsverbindung resultirende allgemeine Zu- 
stand des Volkes der Staat schlechtweg. 



42 I^* ^^f Staat, seine Zwecke und Mittel. 

Mögen alle anderen menschlichen Le^benszwecke in einem 
Volke mehr oder weniger gut in privaten oder in particularen 
öffentlichen Verhältnissen erreicht werden können, das Recht kann 
seiner Natur nach schlechthin nur in allgemeiner öffentlicher Volks- 
verbindung volle Verwirklichung finden. 

Eine Volksverbindung, die das Recht und dessen Verwirk- 
lichung nicht zum Zwecke hätte, würde nicht Staat genannt wer- 
den. Die auf das Recht als solches bezüglichen staatlichen Rechts- 
verhältnisse und nur diese sind daher auch als die wesentlichen 
zu bezeichnen, von deren Behauptung kein Staat, ohne sich selbst 
aufzugeben, ablassen kann. 

Aber indem das Recht als das wesentliche Staatsziel gilt, ist 
die gleichzeitige Verfolgung anderweiter Lebenszwecke mittels der- 
selben staatlichen Verbindung nicht ausgeschlossen. Ja es zeigen 
die bestehenden Staaten, dass in der That vielfach das Recht 
nicht deren ausschliessliches directes Ziel ist. Für die Erkenntniss 
des Staatsrechts ist es von hohem Belang, zu untersuchen, welcjie 
Bewandtniss es mit dieser staatlichen Zweckserweiterung habe. 

Obgleich das Recht an fast sämmtliche Lebenszwecke sich 
anschliesst, so ergreift es dieselben doch immer nur von einer 
Seite, nämlich von Seite der in dem Verhalten von Mensch 
zu Mensch liegenden Bedingtheit ihrer Verwirklichung. Nur 
in dieser Richtung will das Recht das meoschliehe Thun und 
Lassen so regeln, dass vermöge des hieraus resultirenden Zustan- 
des Allen sammt und sorders die Verwirklichung aller wahrhaft 
menschlichen Zwecke ermöglicht ist. Mit anderen Worten: das 
Recht hat nicht das allseitige, volle Handeln der Menschen zum 
Gegenstande, sondern nur diejenige Seite desselben, wodurch nach 
der Auffassung der höchsten Rechtsautorität die Existenz und Ent- 
wickelung Anderer berührt wird. Das Recht ist insofern nur eine 
einseitige Abstraction von dem vollen menschlichen Handeln, dessen 
anderweite Seiten oder Beziehungen, wie z. B. die physische, tech- 
nische, sittliche, ästhetische u. s. w. an und fiir sich' nicht in den 
Rechtsbereich fallen. 

Beschränkt nun die Staatsverbindung ihren Zweck lediglieh 
auf die Verwirklichung des allgemeinen Rechtszustandes als solchen, 
so wird sie nicht nur die Verfolgung aller sonstigen Lebenszwecke 
an sich, sondern auch deren volle /sachliche Vollftthrung inso* 
weit dem eigenen freien Ermessen der Staatsangehörigen anheim- 
geben, als das Rtcht selbst nicht einzugreifen für nöthig erachtet. 
Zwar können die Menschen auch in jenen, dem Rechte sich ent- 
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ziehenden Richtungen ihres Handelns^ wenn sie zum Ziele gelan- 
gen wollen, nicht willkilrlich verfahren. Aber die Gesetze, die 
sie hiebei zu beobachten haben, sind nicht Rechtsgesetze, sondern 
physische, sittliche, technische, ästhetische, kurz in den Dingen 
selbst liegende Normen, die eben darum den Gegenstand beson- 
derer freier Wissenschaft, Kunst und Technik bilden, i^ Jnsoferne 
die Verfolgung und Vollführung dieser ander weiten menschlichen 
Zwecke sich jedenfalls innerhalb Rechts zu halten hat, kann das 
Recht selbst als eine Art Form, der in Objectivirung des Rechts 
bestehende Staatszweck somit als ein formeller bezeichnet wer- 
den, welchem gegenüber alle übrigen menschlichen Zwecke als 
materielle gelten können. 

Auf diesem Gegensatze beruht die für die Stellung des Staats 
und das Rechtsverständniss sehr wichtige Unterscheidung von Starat 
und Geseilschaft. 

Beide bestehen aus denselben Menschen: in ihrer öffentlichen 
Verbindung für die allgemeine. Verwirklichung des Rechts als 
solchen bilden sie den Staat, in der freien Verfolgung ihrer übrigen 
Lebenszwecke innerhalb des Rechts — die Gesellschaft. Man kann 
darum die materiellen Zwecke auch als die socialen bezeichnen. 

Nun ist jeder Staat schon darum genöthigt, auch gewisse ma- 
.terielle Zwecke in den Kreis seiner directen Bestrebungen herein 
zu ziehen, weil er deren Ergebnisse selbst wieder als unentbehr- 
liche Mittel für die Rechtsv erwirklichung bedarf (Heer und Finan- 
zen). Aber auch andere Umslände können zu einer solchen Zwecks- 
erweiterung Anlass geben. 

Ohne Zweifel werden nämlich viele sociale Lebenszwecke in 
bleibender öffentlicher Verbindung erfolgreicher betrieben, als diess 
in vorübergehenden privaten Verknüpfungen der Fall ist. Der- 
artige dauernde öffentliche N erbindungen zu wirthschaftlichen, ge- 
werblichen, commerziellen, pädagogischen, wissenschaftlichen, ar^ 
tlstischen, religiösen, moralischen Zwecken u. s. w. werden denn 
auch in verschiedenster Gestaltung und Ausdehnung als Gemein- 
den u. s. w. in allen Staaten von entwickelter Cultur vorgefunden. 

Nun verlangt aber schon der eigene specifische Zweck des 
Staats, dass er mit allen menschlichen Lebenszwecken, d. i. eben 
mit dem Leben der Gesellschaft fortgesetzt Berührung unterhalte, 
nicht nur um wegen der Erhaltung des Rechts zu interveniren, 
sondern auch um durch Beachtung der hier wirkenden causalen, 
natürlichen und sittlichen Kräfte und ihres Gesammtzusammen- 
hanges etwa neu auftauchenden oder veränderten rechtlichen 
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Bedürfnissen gentigen zu können. In Folge dieser seiner stetigen 
Intervention und innigen Berührung mit der Gesellschaft und deren 
Getriebe, kann der Staat leicht dazu kommen, dass er ausser dem 
formalen Rechtszweck auch noch eine Reihe von gemeinsamen 
materiellen socialen Zwecken zu seinen eigenen directen Zielen 
macht, also zum Gegenstande unmittelbarer staatlicher Gesammt- 
bestrebung erhebt. Insbesondere kann die herrschende Staats- 
autorität in Erwägung der menschlichen ünvollkommenheit und 
deren Auftreten als relative Volksunmündigkeit je nach Zeit und 
Umständen dazu bestimmt werden, eine Art staatlicher Erziehung 
und Zucht walten zu lassen, in Folge welcher manche gemeinsame 
sociale Zwecke mit als directe Staatsaufgabe gesetzt werden. 

Unerweislich ist jedenfalls, dass der Staatszweck mit dem 
Menschheitszweck, das Staatsleben mit dem gesellschaftlichen Le- 
ben schlechthin zusammenfallen müsse, so dass es zum Wesen des 
Staates gehörte, alle socialen Zwecke, wenigstens soweit sie besser 
in Gemeinschaft betrieben werden, selbst und direct zu verfolgen. 
Noch eher könnte es der Idee der menschlichen Freiheit zusagen, 
dass der Staat sich lediglich auf das Recht beschränkte. Allein in 
Wirklichkeit gibt es wohl weder finen Staat, der sich allein bei 
dem Rechte begnügte, noch einen solchen, der der freien Thätig- 
keit der Gesellschaft alles entzöge. 

Man kann demnach jede Zweckserweiterung des Staats über 
das Recht hinaus sowohl nach Inhalt wie Umfang nur als eine 
Sache der freien staatlichen oder gesellschaftlichen Selbstbestim- 
mung ansehen, die nach Zeit und Umständen sich ändert, ohne 
behaupten zu können, dass eine solche im Wesen des Staats be- 
gründet sei. 

Uebrigens bleibt zu constatiren, dass gerade die Staaten der 
Gegenwart ihre Ziele in einer Ausdehnung erweitert haben, welche 
bisher unbekannt war. Ihrer fast universellen Zweckserweiterung 
wegen, der gemäss eine allgemeine Erziehung und Bitdung der 
Menschen unter Führung und Leitung der Staatsautorität 
als Ziel gilt, pflegt man die modernen Staaten auch Oulturstaaten 
zu nennen. 

Fast alle generellen socialen Lebenszwecke, insoweit es unter 
Beibehaltung von Sondereigenthum und privater Ehe geschehen 
kann, s^ind in den Kreis ihrer unmittelbaren Staatsthätigkeit her- 
eingezogen: Leben und Gesundheit, Urproduction, Gewerbe, In- 
dustrie, Handel, Verkehr, Erziehung und Unterricht, Wissenschaft 
und Kunst, ja sogar Moral und Religion. Wenn und insoweit 
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nun solche staatliche ZweckserweiteruDgen eintreten, kann es nicht 
aasbleiben , dass die im Staate etwa schon vorhandenen öffentlichen 
Verbindungen, z. B. die Orts-, Schul-, Kirchen-, Weg- Verbände u. s. w. 
nicht nur bezüglich des Rechts , sondern auch hinsichtlich der Be- 
treibung und vollsachlichen Ausführung der betreffenden socialen 
Zwecke selbst, der Staatsverbindung als untergeordnete Glieder 
sich einfügen, somit ihre Selbstständigkeit hierin an die allgemeine 
und insofern höhere Staatsverbindung hingeben müssen. ^^ 

Ueberschaut man hiernach die Zwecke des Staats, wie sie in 
der Erfahrung gegeben sind und zieht man dabei zugleich die 
Eigenthümlichkeit der für ihre Verwirklichung erforderlichen Mittel 
und Functionen in Betiacht, so gelangt mau zu folgender Uebersicht: 

I. Formeller Staatszweck oder das Recht als 
solches. 

Seine Verwirklichung führt im Hinblick auf die Verschieden- 
heit der hiefür erforderlichen Functionen zu folgenden Theil- 
zwecken : 

A. Auffindung und Kundgebung der Rechtsgesetze 
für sämmtliche des Rechts bedürftigen Lebensverhält- 
nisse oder die Gesetzgebung. 

Die Zusammenfassung des in allen möglichen Lebensbeziehungen^ 
zu beobachtenden Verhaltens in Form objectiver allgemein er- 
kennbarer Rechtsgesetze ist eine der Grundbedingungen sicherer 
Verwirklichung des Rechts. Seine primitive, von Manchen jetzt 
noch als Ideal gepriesene Existenzform als Gewohnheit und Sitte 
ist im Vergleich mit jener in Gesetzesform ein unvollkommener 
Zustand. In der dort noch vorhandenen völligen Verwachsung 
mit dem subjectiven Gefühle ist es wenigstens nicht geeignet, 
entwickeltere und verwickeitere menschliche Beziehungen zu be- 
herrschen. 

Erst durch die Verkörperung im Gesetze gewinnt es jene 
Festigkeit und Bestimmtheit, die ihm eine ebenso allgemeine, als 
selbstständige Existenz und Wirksamkeit sichert. 

Das formale Wesen des Rechtsgesetzes wurde schon oben 
charakterisirt. Für seinen Inhalt ist die ebenfalls schon dargelegte 
natürliche Seite des Rechts voll massgebend. Der von einem 
Gesetze beabsichtigte praktische Erfolg kann nur dann mit Sicher- 
heit erwartet werden, wenn die beabsichtigte Wirkung mit dem 
gesetzlich verlangten Thun und Lassen auch naturgemäss, d. i. 
dem obwaltenden allgemeinen Causalzusammenhange nach ver- 
knüpft, das Gesetz selbst also in seiner Vorschrift zweckmässig 
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ist. Recht und Zweckmässigkeit sind nichts weniger als Gegen- 
sätze. Die Gesetzgebung muss demnach, um ihre Aufgabe zu er- 
füllen, mit den Zuständen und Bestrebungen des gesellschaftlichen 
Lebens ununterbrochen Fühlung unterhalten, dessen Bedürfnisse 
sowie die entsprechenden Befriedigungsmittel erkunden und dem 
natürlichen Causalzusammenhang seiner Bewegung die Rechtsgesetze 
selbst so anpassen, dass air den obwaltenden gegenseitigen Be- 
dingtheitsverhältnissen zweckmässig und harmonisch genügt wird. 
Darum gehören aber auch bewährte Gesetze zu den werthvollsten 
Gütern eines Volkes. 

B. Der Rechtsschutz. 

Bei der absoluten Noth wendigkeit des Rechts für Alle ist 
weiter eine Einrichtung unerlässlich , wodurch all" jenen Hand- 
lungen begegnet wird, die den Rechtsgesetzen zuwider sind. 
Zwar liegt der Halt sowie der sittliche Adel des Rechts in der 
lebendigen Achtung vor der staatlichen Autorität und deren Ge- 
boten. Aber auch da, wo diese Achtung durchschnittlich waltet^ 
bleiben erfahrungsgemäss Zuwiderhandlungen doch nicht aus. Die 
Ursache hiervon liegt theils in dem ausnahmsweisen Mangel recht- 
licher Gesinnung, beziehungsweise in deren Ueberwindung durch 
stärkere Lustgefühle, theils in den Rechtsnormen selbst und der 
Schwierigkeit ihrer Anwendung auf concrete Verhältnisse. Da in 
beiden Fällen der Charakter des Unrechts ein verschiedener ist^, 
so muss auch zu verschiedenen Mitteln der Gegenwehr gegriffen 
werden. 

1) Rechtsstreitentscheidung. 

Wenn einer dem behaupteten Rechtsanspruche des Anderen 
darum nicht genügt, weil er die Existenz dieses Anspruches auf 
Grund des Gesetzes selbst in Abrede stellt, so will jeder Theil das 
Recht, keiner das Unrecht. Veranlassung zu einem solchen 
Rechtsstreite bietet möglicherweise die Anwendung eines jeden 
Gesetzes, gleichviel welche Art von Rechtsverhältnissen es zum 
Gegenstande haben mag. Denn bei jedem Gesetze kann nicht nur 
der in seinen Worten ausgedrückte Gedanke, sein Sinn an sich, 
sondern auch dessen Beziehung auf den zu beurtheilenden einzel- 
nen Fall insofern zweifelhaft sein, als der concrete Bestand der 
vom Gesetze geforderten thatsächlichen Voraussetzungen und folge- 
weise auch die damit verbundenen Rechtsfolgen unter den Bethei 
ligten ungewiss erscheinen können. Zur Beseitigung eines solchen 
unbefangenen Unrechts, wie es genannt werden kann, muss 
demnach eine gemeinsame Einrichtung bestehen, welche die auto- 
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ritative Entscheidung des Rechtsstreites zum Ziele hat, d. i. fest- 
stellt, welcher der streitenden Theile im Rechte ist. 

2) Bestrafung rechtswidriger Hiandlungen. 

Rechtswidrigkeiten, die einer zügellosen Lust oder Missach- 
tung der Rechtsgebote entspringen, also dem sogen, befangenen 
Unrechte, muss, abgesehen von dem Umstände, dass Ersatz für 
das verletzte Gut nicht überall ausführbar ist, schon um der Au- 
torität willen als der Grundlage des Rechtes entgegengewirkt wer- 
den. Da es psychologische Thatsache ist, dass die Furcht vor 
einem drohenden, mit Gewissheit zu erwartenden Uebel, sich als 
Mittel zur Unterdrückung widerrechtlicher Gelüste bewährt, so ge- 
langen alle Staaten dazu, für den Fall, dass das Motiv der Ach- 
tung versagen sollte, noch das Motiv der Lust zum Schutze des 
Rechts zu benützen. Diess geschieht, indem da, wo die Beach- 
tung des Gesetzes für die Existenz und Entwickelung der Men- 
schen als besonders wichtig und dringlich erscheint, bestimmte 
Rechtsangriffe mit bestimmten Uebeln verknüpft werden. Um da- 
durch der verbrecherischen Lust einen wirklichen Gegenimpuls zu 
bereiten, müssen diese Uebel nicht nur vorher allgemein angedroht, 
sondern auch dem durchschnittlichen Grade jener entsprechend 
angepasst werden. Indem hiebei nothwendigerweise alle sträf- 
lichen Angriffe eine begriffliche Bestimmung erhalten müssen, ent- 
wickelt sich hieraus in Verbindung mit der allgemeinen Strafan- 
drohung ein ganzes System von Strafgesetzen, das im Anschluss 
an die ganze menschliche Güterwelt deren gesammten Bestand 
und Genuss gegen Angriffe zu beschirmen geeignet ist. 

Obgleich hiernach zweierlei Arten des Rechtsschutzes nöthig 
werden, theils Streitentscheidung, theils Bestrafung, so ist doch 
die für Beide zu entfaltende Thätigkeit im Wesentlichen gleicher 
Matur. Es gelangt darin die absolute oder ethische Seite des 
Rechts zur vollsten Geltung. Das Gesetz in seiner Anwendung 
auf den einzelnen Fall und nur dieses, das Recht als Gebot der 
geltenden Autorität schlechthin und keinerlei andere Rücksicht ist 
und muss der Natur der Sache nach ihr einziges Ziel sein. ^^ 

Eine solche Anwendung des Gesetzes auf den einzelneu Fall 
vermittelt sich nur durch einen Act des bestimmenden Denkens, 
der seinerseits lediglich nach den immanenten, mit Allgemeinheit 
und Noth wendigkeit wirkenden Gesetzen des menschlichen Geistes 
verläuft. 

Sowohl bei der Streitentscheidung wie bei der Strafanwendung 
handelt es sich stets um eine streng syl logistische Gedankenopera- 



48 I^* ^of Staat, seine Zwecke und Mittel. 

tion. Das Rechts- oder Strafgesetz mit seinen begrifflichen Ver- 
bindungen bildet den Obersatz, die juristischen Thatsachen oder 
der Thatbestand des concreten Falles den Untersatz, der Schluss- 
satz aber das Urtheil, welches die mit den Thatsachen gesetzlich 
zu verbindenden Folgen ausspricht. Man pflegt diese Function als 
die richterliche zu bezeichnen. 

B. Die Vollziehung. 

Alles Recht wird erst dadurch wirklich, dass die von den 
Rechtsgesetzen anerkannten gegenseitigen Abhängigkeiten der 
Menschen bezüglich der Beschaffung, Bewahrung und des Genusses 
der Lebensgüter auch durch die reale That sammt und sonders 
gehoben werden. 

Um das Recht auch nach dieser Seite für Alle zu sichern, 
kann es daher nicht genügen, dass die Rechtsgesetze von Allen 
gekannt sind, Rechtsstreitigkeiten über Anwendung derselben auf 
Einzelfölle geschlichtet und Zuwiderhandlungen zur Wahrung der 
Autorität mit vorher angedrohter Strafe geahndet werden. Sicher- 
heit muss Allen auch dafür gegeben werden, dass der ^Ibsteigene 
Inhalt der Gesetze, und zwar in allen Arten von Rechtsverhält- 
nissen sich voll thatsächlich erfülle, wenn anders die Menschen 
sammt und sonders in der Lage sein wollen, ihren Lebenszwecken 
mit Zuversicht nachzukommen. 

a) Hierzu ist vor Allem nöthig, dass relativ unbestimmte 
Rechtsgesetze erforderlichenfalls durch coucrete autoritative Ver- 
ordnung näher bestimmt und ergänzt werden. Um diesem ge- 
meinsamen Bedürfnisse zu genügen, ist eine Einrichtung unerläfis- 
lich, mittels welcher die Autorität mit den betreffenden Einzel- 
vorgängen des Lebens Beziehung unterhält, damit die den Um- 
ständen entsprechende Verordnung als Befehl, Genehmigung, 
Concession u. s. w. sofort eintrete. 

b) Wenn auch im Uebrigen die reale Rechtserfüllung,' handle 
es sich nun um öffentliche oder private Rechtsverhältnisse, selbst- 
verständlich der eigenen Thätigkeit der dabei Betheiligten über- 
lassen bleiben muss, so ist doch jedenfalls eine gemeinsame Vor- 
kehr dafür zu treffen, dass denselben, wenn erforderlich, auf 
Anrufen mittels Zwanges zur realen RechtserfUliung verhelfen 
wird, d. i. staatliche Execution eintritt. 

c) Wie früher schon dargethan, ist es die Aufgabe des Rechts, 
die vielartigen gegenseitigen Bedingtheiten der Menschen in Ver- 
folgung ihrer Lebenszwecke nicht einzeln isolirt für sich, sondern 
ganz wesentlich zugleich auch im Zusammenhang mit dem mensch- 
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liehen Gesammt-Dasein und dessen harmonischer Entwickelung zu 
regeln und zu siehern. Indein daher die Rechtsgesetze das Ver- 
halten der Menschen einerseits speciell in der Richtung auf die 
Verwirklichung ihrer besondern socialen Zwecke bestimmen, haben 
sie vielfache Veranlassung, hiebei anderseits zugleich auch noch 
gewisse Rücksichten auf das Gesammt-Dasein und dessen harmo- 
nische Entwickelung, also Rechte und Pflichten Aller gegen Alle 
aufzustellen,, bei deren Vollführung es nicht auf die directe Ver- 
wirklichung dieses oder jenes besonderen socialen Zweckes, son- 
dern auf die Verwirklichung der objectiven Voraussetzungen all- 
gemeiner Sicherheit und Ordnung oder des Daseins und der 
Entwickelung überhaupt abgehoben ist. Für die thatsächliche 
Vollziehung solcher schlechthin allgemeinen Rechte und Pflichten 
bedarf es daher auch einer schlechthin allgemeinen Vorkehr und 
Bethätigung, die mithin einen weiteren Staatszweck bildet. 

Man pflegt die hierauf gerichtete Function gewöhnlich als 
Polizei zu bezeichnen, die sich daher an eine Menge von Le- 
bensvorgängen und Unternehmungen der Staatsangehörigen an- 
schliesst, gleichviel, ob hiebei Einer allein oder in privater* oder 
öflTentlicher Verknüpfung mit Andern auftritt, soferne dadurch 
gener absolute Gesammtzweck irgendwie berührt wird. 

Alle diese verschiedenen Acte der Vollziehung gehen auf 
die reale Bewirkung von factischen Zuständen aus, von welchen 
das Gesetz nur allgemein sagt, dass sie. rechtlich sein sollen 
oder können. Es ist daher klar, dass hiebei, w^enn auch unter 
Beachtung des Rechts, doch nicht selbst wieder ausschliesslich 
nach dessen Regeln, sondern zugleich nach solchen zu verfahren 
ist, welche die freie Beobachtung des natürlichen Causalzusammen- 
hanges der Dinge, also besondere Technik, Wissenschaft, Kunst 
u. 8. w., verbunden mit dem Geschick, dieselben zu den beabsich- 
tigten Zwecken zu benützen, an Händen gibt. ^^ 

n. Materielle Staatszwecke. 

Obgleich mittels der vorbenannten Einrichtungen dem Rechte 
als solchem allenthalben genügt würde, so ist dennoch die Staats- 
verbindung, auch wenn sie sich auf die Rechtsverwirklichung allein 
beschränkt, genöthigt, ihre Thätigkeit auf einige weitere und zwar 
materielle Zwecke zu erstrecken, weil sie deren Ergebnisse selbst 
wieder als unerlässliche Mittel für die eigene Herstellung des Rechts 
bedarf. Hiezu gehören, wie nur angedeutet werden soll: 

A. Die Bereithaltung einer organisirten und disciplinirten be- 
waffneten Macht — das Heer — und 

Schmitt; Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege. 4 



5() IV. Der Staat, seine Zwecke tind Mittel. 

B. Die Haltung und Betreibung einer staatlichen Wirthschaft 
zur Beschaffung, Bewahrung und Verwendung der staatlich er- 
forderlichen Sachguter — die Finanzen. Hieran reihen sich als- 
dann noch 

C. alle diejenigen socialen Zwecke, die ein Staat je nach 
seiner historischen Entwickelung oder freien Selbstbestimmung zu 
directen förmlichen Staatszwecken erhoben hat. Sie bilden in den 
meisten sogenannten Culturstaaten der Gegenwart ein förmliches 
System, das sich an die gesammten Bedürfnisse menschlicher Per- 
sönlichkeit überhaupt, soweit nur immer eine Befriedigung in Ge- 
meinschaft annähernd thunlich ist, anschliesst. 

Alle diese materiellen Zwecke betreffen nun ganz anders ge- 
artete Güter, als das Recht ist. Ihre Beschaffung, Erhaltung und 
Pflege erfordern daher auch anders geartete Functionen. Zwar 
sind auch diese Güter, um in Gemeinschaft beschafH, erhalten und 
genossen werden zu können, durch das Recht bedingt. Aber in- 
dem dasselbe hiebei, wie gezeigt, nur jener Bedingtheit genügt, 
welche in der Beziehung von Mensch zu Mensch liegt, muss die 
Auffindung und Erfüllung aller übrigen Voraussetzungen für die 
volle Verwirklichung jener Zwecke, namentlich bezüglich der 
Natur, besonderer Wissenschaft, Kunst und Technik entnommen 
werden. Wenn eine Truppe in Waffen geübt und disciplinirt, 
wenn Vermögen erhalten, vermehrt und wirthschaftlich verwendet, 
wenn die den Menschen und ihren Unternehmungen feindlichen 
Elemente der Natur bekämpft, wenn die Ausbeutung der Erde 
und die Verarbeitung ihrer Producte durch Veranstaltungen er- 
leichtert und gefördert, wenn die Schwierigkeiten und Hindernisse 
des Verkehrs durch Einrichtungen überwunden, wenn endlich die 
überkommene sittliche, intellectuelle, artistische und technische 
Bildung in Anstalten fortgepflanzt, gefördert und erhöht werden 
sollen: dann müssen zur Erzielung dieser Erfolge ausser dem 
Rechte noch die diesen Dingen selbst in wohnenden physischen^ 
geistigen, artistischen und technischen Gesetze erforscht und an- 
gewendet werden, das Geschaffene seiner Natur gemäss erhalten 
und benützt, überhaupt Thätigkeiten entfaltet werden, die unter 
Beobachtung und innerhalb des Rechts für die beabsichtigte volle 
sachliche Wirkung den einschlagenden natürlichen Causalzusammen- 
hang herbeiführen, wie er auf Grund gemachter Erfahrung und 
Beobachtung von Wissenschaft, Kunst und Technik jeweils erkannt 
und prakticirt wird. 

Der üblichen Dreitheilung der staatlichen Functionen in ge- 
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setzgebende, richterliche und vollziehende kann man sich 
anschliessen, wenn zu dieser Letzteren auch die Vollführung der 
materiellen staatlichen Zwecke gerechnet wird, was bei ihrer 
Gleichartigkeit mit dieser im Gegensatz zu der gesetzgebenden und 
richterlichen wohl geschehen kann. 

Doch kann die gesetzgebende und vollziehende Function inso- 
fern auch wieder der richterlichen entgegengesetzt werden — und 
dieser Gegensatz ist praktisch sehr durchgreifend — als jene beide 
durch das Motiv der natürlichen Zweckmässigkeit, des allgemeinen 
Nutzens oder des öffentlichen Wohls bestimmt werden , die Recht- 
sprechung aber der Natur der Sache nach diesem Motive schlecht- 
hin fremd bleiben, vielmehr das objective Recht absolut als 
Selbstzweck, im Auge behalten muss. 



V. 

Das Staatsrecht und die Rechtsordnung überhaupt 

Wenn nun alle die aufgeführten Staatszwecke, die formellen 
wie die materiellen, in bleibender Gemeinschaft derjenigen Sub- 
jecte, welche den Staat bilden, der Art verwirklicht werden wollen, 
dass die hiezu dienlichen Mittel als werthvoUste Güter des mensch- 
lichen Lebens von Allen in Gemeinschaft beschafft und genossen 
werden, so kann solches nur dann geschehen, wenn eben diese 
Zwecke in ihrer gegenständlichen Mannigfaltigkeit zum Inhalte 
gleich mannigfaltiger öffentlicher Rechtsverhältnisse gemacht werden. 

Denn tiberall ist die Beschaffung und Erhaltung, sowie der 
Genuss dieser staatlichen Güter für Alle dadurch bedingt, dass 
von Allen ein entsprechendes Thun oder Lassen übereinstimmend 
beobachtet wird. 

Das Rechtsgebot mit seiner autoritativen Determinirung aller 
menschlichen Bedingtheitsverhältnisse muss daher auch an die 
Staatsverbindung selbst als Staatsrecht herantreten. 

Sofort stellt sich aber auch heraus, dass die Vielheit der ver- 
bundenen Rechtssubjecte der Verwirklichung der Staatszwecke 
insoferne hindernd im Wege steht, als ihr die unbedingt noth- 
wendige Einheit der Action fehlt. Ist doch die Vielheit der staat- 
lich Verbundenen stets so gross, dass sie nur durch räumliche 
Grenzziehung (Staatsgebiet) bestimmt werden kann. Auch für die 
öffentliche Staatsverbindung liegt daher, und zwar für sie das ab- 
solute Bedürfniss vor, die ihr unterliegende Grundbeziehung Aller 
zu Allen durch das Zwischenverhältniss von Verfassung und 
Verwaltung zu vermitteln, mithin eine einheitliche Vertretung 
der zum Staate verbundenen Vielheit als wesentliche factische 
Voraussetzung der Staatsthätigkeit zu besitzen. 

Weil der Staatsvertretung in Ausübung der staatlichen Func- 
tionen zur Verwirklichung der Staatszwecke, insoweit dabei der 
Wille aller Einzelnen bestimmt w^erden soll, von diesen gehorcht 
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werden soll, pflegt man den Inbegriff derselben auch als Staats- 
macht, und insofern dieser Gehorsam rechtlich erzwungen werden 
kann, als Staatsgewalt zu bezeichnen. 

Die natürliche und darum auch allein zulängliche Grundlage 
der Staatsvertretung ist die reale Bewährung bestimmter Persön- 
lichkeiten als staatlicher Autorität, d. i. eine factisch gegebene, 
in ihren Wirkungen wahrnehmbare • höchste persönliche Macht in 
Durchführung der staatlichen Zwecke. Sie allein in ihrer wuch- 
tigen Erhabenheit und Majestät ist naturgemäss im Stande, bei 
Allen jenes Achtungsgefühl zu erwecken, das den Eigendünkel 
aller Einzelnen niederschlägt, die Wirksamkeit willkürlicher Lust- 
gefühle lähmt, und das Wollen der Autorität in das Gefühl des 
Sollens für Andere umsetzt. Die bestimmte Gestaltung dieser 
Autorität ist für jeden Staat durch seinen natürlichen und histo- 
rischen Gesammtcharakter bedingt Bald ist es eine fürstlich 
monarchische, bald eine aristokratisch collegialische, bald eine 
demokratisch gewählte. Oft sind es mehrere Autoritäten in Ver- 
bindung, oft tauschen sie im Verlaufe der Zeit ihr Verhältnisse 
manchmal lösen sie einander ab und machen wohl auch andern 
neu auftauchenden Platz. 

Immerhin aber kann ein Staat nur bestehen, wenn in einer 
real-wirksamen höchsten Autorität die absolut erforderliche Voraus- 
setzung seiner einheitlichen Action gegeben ist. Dass diese höchste 
Autorität zur Lösung ihrer Aufgaben der ausgedehntesten Mit- 
wirkung aus dem Volke bedarf, leuchtet ein. Ihre ständigen Ge- 
hilfen nehmen als Beamte an dem Abglanze der Majestät gewisser- 
massen Antheil. 

Indem die staatliche Autorität mit ihren Gehilfen in das ganze 
staatliche Gesammtverhältniss sich einschiebt, geschieht es, dass 
letzteres sich durcbgehends in doppelte Beziehung spaltet: eines- 
theils in die Beziehung der staatlichen Vertretung zu den Subjecten 
der staatlichen Verbindung als einer Einheit, andern theils in die 
Beziehung der Vertretung an Stelle der Letzteren zu jedem Ein- 
zelnen als Verbindungsmitglied. 

An diesen Tbatbestand muss auch das Rechtsgesetz bei der 
rechtlichen Determinirnng der staatlichen Verhältnisse vor Allem 
sich anlehnen. 

Das Staatsrecht als Inbegriff der Rechtsnormen, welche die 
staatlichen Rechtsverhältnisse überhaupt zum Gegenstande haben, 
t heilt sich daher in das staatliche Verfassungs- und das staat- 
liche Verwaltungsrecht, je nachdem es die rechtlichen B&- 
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Ziehungen der staatlichen Vertretung zum Ganzen der staatlichen 
Verbindung, oder zu den einzelnen Gliedern derselben behandelt. 
Der stofFIiche Inhalt beider Verhältnisse ist im Wesentlichen der 
gleiche^ verschieden sind nur die subjectiven Beziehungen, in 
welchen er vorkommt. 

1) Das staatliche Verfassungsrecht bestimmt demnach 
im Wesentlichen die Subjecte der staatlichen Verbindung (staat- 
liche Raumgrenze und Staatsangehörigkeit); die in anerkannter 
Wirksamkeit stehende höchste staatliche Autorität behufs Leitung 
und Vertretung der Gesammtheit; die staatlichen Zwecke, als: 
Recht, Militär, Finanzen und sociale Zwecke, bezüglich deren 
nicht selten auch diejenigen speciell namhaft gemacht werden, 
welche der directen staatlichen Verfolgung entzogen sein sollen, 
z. B. kirchlich religiöse Zwecke; die der Vertretung behufs der 
Verwirklichung der staatlichen Zwecke zukommenden Functionen 
nach Mitteln und Form ; endlich die hieraus dem Ganzen in seiner 
Beziehung zur Vertretung als solcher erwachsenden Ansprüche, 
wenn und soweit letztere nach der besonderen Gestaltung der 
Autorität zu förmlichen Rechten sich gestalten können. 

2) Das staatliche Verwaltungsrecht normirt dagegen 
alle diejenigen Beziehungen , welche sich in der verfassungsmässigen 
Vollführung und Versorgung der Staatszwecke zwischen der Ver- 
tretung des Ganzen und jedem einzelnen Staatsmitgliede ergeben. 
Es findet seinen Ausdruck in genau bestimmten öffentlichen Rech- 
ten und Pflichten, welche die Gesetze sowohl hinsichtlich des 
Rechts an sich (Gesetzgebung, Rechtsschutz und Vollziehung), als 
bezüglich des Militärs , der Finanzen und der sonstigen materiellen 
Staatszwecke, statuiren, damit die bezüglichen Güter wirklich her- 
gestellt und Allen zum Genüsse dienlich werden. 

Während also das Staats verfassungsrecht sich darauf beschränkt, 
mehr die festen dauernden Elemente des Staatsverhältnisses recht- 
lich zu bestimmen, wie solche in den persönlichen Bestand theilen, 
in den objectiven Zielen sowie in den bleibenden Mitteln und 
Grundformen ihrer Verfolgung an sich liegen , entfaltet das Staats- 
verwaltungsrecht die für die conerete verfassungsmässige Verwirk- 
lichung dieser Ziele in allen Einzelheiten nöthigen, nach Zeit und 
Umständen wechselnden Rechtsbestimmungen. 

Als juristisch von höchster Bedeutung ist hiebei hervorzuheben, 
dass sämmtliche Functionen der Vertretung als solcher gegenüber 
dem staatlichen Ganzen schlechthin nur als deren Pflichten gelten 
können, während dieselben in Beziehung zu jedem Einzelnen theils 



y. Das Staatsrecht und die Rechtsordnung überhaupt. 55 

als staatliche Hechte, theils als staatliche Pflichten sich darstellen, 
jenachdem die Vertretung gesetzlieh berufen ist, Namens des Ganzen 
an den Einzelnen eine Forderung stellen zu können, oder einem 
Anspruch desselben genügen zu müssen. i< 

Zwar glaubt man nicht selten das Verhältniss zwischen der 
Staatsvertretung und dem Staalsganzen, wenigstens in der Erb- 
monarchie, als ein Herrschaftsverhältniss in dem Sinne auffassen 
zu müssen, dass die Ausübung der staatlichen Functionen oder der 
Staatsgewalt dem Inhaber als ein subjectives Recht für sich zu- 
stehe, die rechtliche Stellung aller übrigen staatlichen Subjeete 
sich also in der Pflicht absoluter Unterthanschaft erschöpfe. 

Allein das Wes6n des subjectiven Rechtes einer Person kann 
nur in der staatlich geschützten Forderung gefunden werden , dass 
ein ihrer Existenz und Entwickelung dienliches positives oder 
negatives Verhalten von Anderen beobachtet werde. Ein Anspruch, 
der nicht für das Wohl seines Trägers, sondern für jenes eines 
Anderen ist, kann nicht als Recht des Ersteren gelten. 

Da nun die Staatsfunctionen naturgemäss nur für das Staats- 
ganze und dessen Interesse, also aus unpersönlichen , allgemeinen 
Motiven ausgeübt sein wollen, so kann deren Ausübung durch die 
Vertretung dem Ganzen gegenüber nur als Pflicht aufgefasst 
werden. 

Nur wenn diese Auffassung obwaltet, verschwindet ailes per- 
sönliche, beliebige Beherrschen; das Gefühl des Berufs zum Wohle 
des Ganzen entzündet die Liebe und Hingebung dafür und das 
Recht wirkt als das, was es im letzten Grunde ist: als die natür- 
liche Macht im Dienste der Idee des Guten. 

Wo die Staatslenkung dagegen zum Mittel für persönliche Ge- 
nusssucht, Eitelkeit und Laune wird, da wird sie wohl auch als 
privates Eigenrecht, als Herrschaft genommen, wie diess in nicht 
gar fernen Zeiten der Fall war. Setzt sich dieser Begriff, die 
eigennützige Herrschaft, als ein rechtlicher im Staatsleben fest, dann 
geräth das Recht selbst in Dunkelheit und Verwirrung, und die 
Tyrannei feiert in der Vernichtung aller persönlichen Selbstständigkeit 
mit künstlicher Macht ihre unmenschlichen Triumphe über Sclaven. 

Jene Auffassung der staatlichen Functionen als Pflicht gegen 
das Ganze könnte ängstliche Gemüther für die Autorität leicht 
besorgt machen. Aber wenn deren Bestand als Gegenstand hei- 
ligen Rechts Aller, ihre Verletzung als schwerste Staatsyer-. 
letzung gilt und gestraft wird, so wird sie doch wohl in höherem 
Grade gesichert und geschützt sein , als unter dem falschen Schilde 
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eines Eigenrechts. Auch der Umstand, dass die höchste Autorität 
naturgemäss keiner andern unterworfen sein kann, steht dieser 
Auffassung nicht entgegen. Denn wie die constitutionelie Mon- 
archie uns zeigt, ist hierin für die förmliche rechtliche Durch- 
führung der Staatsregierung als einer Pflicht kein absolutes Hin- 
derniss zu finden. 

Insoweit kein rechtliches Interesse vorhanden ist , die im Staate 
verbundenen Subjecte zu unterscheiden, spricht man auch von 
ihm als von einer Person. Diess mag als Hilfsmittel zur Er- 
leichterung der juristisch- technischen Construction der staatlichen 
Rechtsverhältnisse wohl geschehen. Allein den Staat als eine von 
seinen Mitgliedern absolut unterschiedene Person für sich, als ein 
in sich abgeschlossenes Naturganze mit eigenem physischen Leben 
zu nehmen, ja sogar zu einer höheren Persönlichkeit als seine Mit- 
glieder zu erheben, wie häufig in überschwänglicher Weise ge- 
schieht, ist dem wirklichen Sachverhalte nicht gemäss. Der Be- 
griff Person wurzelt nur im Menschen als Einzelwesen; in diesem 
und dessen Verhältniss zu anderen Menschen hat er seinen Ur- 
sprung und seine Bestimmtheit. Ueberträgt man ihn auf den Staat, 
als eine auf die gleichen dauernden Zwecke sich beziehende und 
luseferne einheitlich wollende Verbindung von Menschen, so ist 
diess eben nur eine Metapher. Dieselbe wird überdiess zu einem 
Widerspruche, wenn man den Staat als höchste Person bezeichnen 
will, weil der Begriff der Persönlichkeit keinen Grad und Mass- 
unterschied kennt. 

Wohl muss der Staat als eine bleibende Verbindung für ge- 
nerelle Zwecke, wie alle öffentlichen Verbindungen, in innigem 
Zusammenhange mit Vergangenheit und Zukunft bleiben und dem- 
gemäss auch in der Gestaltung des Rechts für die Erhaltung und 
den Gebrauch der staatlichen Güter auf die Bewahrung dieses Zu- 
sammenhanges Rücksicht nehmen. Aber immerhin ist er nicht 
Selbstzweck, sondern nur Mittel für das reale menschliche Leben, 
das lediglich in den Subjecten der staatlichen Verbindung selbst 
zur Erscheinung kommt. Wenn die Noth der eigenen Erhaltung 
es verlangt, wird die Gegenwart selbst über die ganze Errungen- 
schaft der Vergangenheit verfügen dürfen; denn „Wir» leben J 
Unser sind die Stunden und der Lebende hat recht 1^^ 

Jetzt erst, nachdem auch das Staatsrecht seine Begründung 
erhalten hat, sind wir in der Lage, die Rechtsordnung, sofern sie sich 
in objectiven Rechtsnormen kundgibt, nach dem Gesammtucnfäng 
ihres Inhalts, wenn auch nur in grossen Ztigen zu überblicken. 



V. Das Staatsrecht und die Rechtsordnung überhaupt. 57 

Denken wir uns zunächst einen Staat, dessen Zweck lediglich 
auf die Verwirklichung des Rechts nebst den hiefür absolut er- 
forderlichen materiellen und insofern mittelbar wesentlichen Staats- 
zwecken (Heer und Finanzen) beschränkt wäre, so ergibt sich 
folgende Uebersicht tiber die Rechtsordnung für das ge- 
sammte menschliche Leben im Staate: 

L Das Staatsrecht als Inbegriff derjenigen Rechtsgesetze, 
welche die öffentliche Volksverbindung zur Verwirklichung des 
Rechts als solchen und der dadurch gegebenen mittelbaren mate- 
riellen Staatszwecke zum Gegenstande haben. 

Dasselbe gliedert sich wieder: 

A. In das Staatsverfassungsrecht, als Regelung der 
Rechtsverhältnisse zwischen dem Staatsganzen einerseits und der 
staatlichen Vertretung anderseits wegen Beschaffung und Verwen- 
dung der Mittel (Güter) für Verwirklichung der Staatszwecke an 
sich (die weitere Eintheilung desselben kann hier unterbleiben). 

B. In das Staatsverwaltungsrecht, als Regelung der 
Rechtsverhältnisse zwischen der staatlichen Vertretung an Stelle 
des Staatsganssen (Aller) einerseits und jedem Mitgliede als solchem 
anderseits in realer Vollführung der Staatszwecke. 

Die hierher gehörigen Gesetze beziehen sich wieder auf die 
staatlichen Verwaltungsrechtsverhältnisse : 

1) wegen der Gesetze an sich, ohne Rücksicht auf deren 
Inhalt; 

2) wegen des staatlichen Schutzes gegen Rechtsverletzungen, 
und zwar: 

a. mittelst Entscheidung der rechtlichen Streitigkeiten (Ge- 
richtsverfassungs- und Process- Recht); 

b. mittelst Bestrafung (Strafrecht, Strafgerichtsverfassungs- 
und St rafprocess- Recht); 

3) wegen realer Vollführung: 
a. des formellen Staatszweckes : 

a. mittelst Verordnung; 

ß, mittelst Execution; 

y. als sogenannte Staatspolizei. Die zur Staatspolizei gehö- 
rigen Gesetze haben die Staatsverwaltungsrechts- Verhältnisse 
zum Gegenstände, welche es auf die Sicherheit und har- 
monische Ordnung des Lebens im iStaate oder der Existenz 
und Entwickelung ttberiiaupt abheben und demnach das 
hierauf bezügliche Verhalten zwischen Allen und Jedem 
regeln und zwar: 
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aa. aus Anlass von Zwecksverfolgungen der Staatsangehörigen, 
abgesehen von besonderen Rechts Verknüpfungen hiefür, z. B. 
die Gesetze über Aufenthalt, Wohnort, persönh'chen Verkehr, 
Benutzung von Grundeigenthum zum.Bauen, Oecupation herren- 
loser Dinge, Betrieb von Gewerbe, Handel, Beruf, Kunst und 
Wissenschaft, über Erziehung, Unterricht, Religionsübung, Ge- 
brauch der Presse, öffentliche Reden, Yersammlungen , Ver- 
einigungen u. s. w. Da die Verletzung der Rücksichten, welche 
die Gesetze aus Anlass solcher Unternehmungen der Allgemein- 
heit gegenüber vorschreiben, gewöhnlich mit Strafe bedroht ist, 
80 findet die Regelung der Rechtsverhältnisse selbst grössten 
Theils in dem Polizeistrafgesetze ihre Erledigung; 
bb. aus Anlass von Zwecksverfolgungen in besonderen Rechtsver- 
knüpfungen und zwar: 

ccc£> in (anerkannten) öffentlichen; also das Staatsverwal- 
tungsrecht bezüglich aller schon bestehenden oder erst zu 
bildenden öffentlichen Verbindungen im Staate, z. B. der 
Schul-, Kirchen-, Orts-, Kreis- Gemeinden und aller sonstigen 
Corporationen (einschliesslich der sogenannten Stiftungen) ; 
^S. in privaten, also das Staatsverwaltungsrecht bezüglich 
der privaten Recbtsverknüpfungen (Rechtspolizei), z. B. 
rücksichtlich der bürgerlichen Ständesverhältnisse, der Kura- 
tel' und Vormundschaft, des Grundeigenthums, der Unter- 
pfänder, der Erbschaften u. s. w.; 
b. der materiellen mittelbaren Staatszwecke, und zwar: 
c£, des Heerwesens; 
/9, des Finanzwesens, 
n. Das Social recht als Inbegriff aller staatlichen oder 
staatlich anerkannten Rechtsnormen für directe Verwirklichung der 
socialen (materiellen) Zwecke der Staatsangehörigen mittelst be- 
sonderer Rechts Verknüpfungen und zwar: 

A. in öffentlichen Verbindungen, also die autonomischen und 
subsidiären staatlichen Satzungen , als örtliches Gemeinderecht, 
Kirchenrecht u. s. w.; 

B. in privaten Verknüpfungen, d. i. das sogenannte Privat- 
oder bürgerliche Recht mit seinen staatlich anerkannten privaten 
Stipulationen, sowie den subsidiären Staatsgesetzen. 

In so weit ein Staat es für angemessen findet, auch sociale 
Zwecke zum Gegenstande der staatlichen Gesammtverbindung, also 
der eigenen directen Staatsthäigkeit zu machen, so werden die 
betreffenden öffentlichen Verbindungen (II. A.) selbstverständlich 
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nicht allein rechtlich, sondern auch sachlich dem Staate als Glieder 
untergeordnet. Das hierauf bezügliche Recht reiht sieh dann dem 
Staatsrechte, und zwar insbesondere als Staatsverwaltungsrecht für 
materielle, sociale Zwecke (unter I. B. 3 als lit. c.)) z« B. zur 
Pflege der Gesundheit, der Gewerbe, Herstellung der Verkehrs- 
mittel , von Unterrichtsanstalten u. s. V'. einfach an. Alsdann 
kann allerdings das gesammte objective Recht in erster Reihe nach 
der Formverschiedenheit der behandelten Rechtsverhältnisse, 
d. i. in sogenanntes öffentliches und privates Recht eingetheilt wer- 
den , was in denjenigen Staaten auch praktisch von grossem Belang 
ist , in welchen die sogenannten ordentlichen Gerichte nur auf die 
privaten Rechtsverhältnisse und das Strafrecht beschräokt sind. 

Aus dieser Uebersicht ergibt sich der untrennbare Zusammen- 
hang des Rechts und aller Rechtsverhältnisse in voller Evidenz. 

Insbesondere tritt deutlich hervor, wie der Staat mit dem 
Staatsrechte der Grund- und Schlussstein des gesammten Rechts- 
lebens ist. Durch ihn, d. i. durch die staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse erst erhalten alle anderen einzelnen Rechtsverhältnisse der 
Menschen, seien es private oder particulare öffentliche, nicht nur 
objective rechtliche Bestimmtheit, sondern auch Harmonie unter 
einander und zuverlässigen Schutz in ihrer eigenen Vollftihrung, 
so dass das Leben der Menschen sich sicher und planvoll zum 
Wohle Aller entfalten und gestalten kann. 

Einen solchen Zustand für alle möglichen Lebensverhältnisse 
zu erreichen, macht sich nicht, wie von selbst. 

Romantische Täuschung wäre es, wollte man wähnen, die Rechts- 
ordnung läge im allgemeinen Bewusstsein eines Volkes schon fix und 
fertig der Art bereit, dass sie mühelos nur durch Selbstbesinnen 
daraus entnommen und ins Leben hingestellt zu werden brauche. 

Wenn sie auch im tiefsten Grunde auf einer gegebenen Ge- 
setzlichkeit fusst, die in der Menschennatur ebenso wie in deren 
äusserer Umgebung waltet, so ist doch ihre Erkenn tniss und prak- 
tische Durchführung im Staate nur das Werk von Jahrhunderte 
lang fortgesetzter höchster geistiger und körperlicher Arbeit. 

Erst bei fortgesetzter Rechtsübung kann es dann wohl auch 
dazu kommen, dass schliesslich ein gemeinsames RechtsgefUhl und 
Rechtsbewusstsein sich heranbildet, das aber nicht angeboren, 
sondern schwer erworben ist. 

Nur im klar bewussten Staate sind die Voraussetzungen ge- 
geben, dass das Recht unter den Menschen mit annähernder Ge- 
wissheit sich vollzieht, wie die physischen Gesetze in der Natur. 
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Das Constitutionen - monarcliisclie Staatsrecht 

Unsere allgemeine juristische Untersuchung ist in so weit zu 
Ende, als es unser Hauptzweck erfordert. Wir betreten nun den 
Rechtsboden bestimmter Staaten, der Constitutionen monarchischen, 
wie sie im deutschen Volke, insbesondere in den Staatengliedern 
des deutschen Reichs, zur Erscheinung kommen. Von dem mo- 
dernen constitutionellen Staate gilt vorzugsweise, was Schopen- 
hauer vom Staate überhaupt sagt, wenn er ihn als ein Meister- 
stück des sich selbst verstehenden, vernünftigen, aufsummircen 
Egoismus Aller bezeichnet. 

Grossartig und umfangreich ist das Ziel, welches er verfolgt 
und bewundernswerth der Scharfsinn, womit durch Combinaiion 
der gegebenen Machtelemente und unbeschadet der erblichen Spitze 
eine Verantwortlichkeit dafür constituirt wird, dass die gesammte 
Staatsführung nur dem Wohle Aller und zwar in einem Umfange 
dient, der das höchste Interesse des Staatsganzen bis herab zur 
geringsten Forderung jedes einzelnen Mitglieds umspannt. 

Es kann nicht die Absicht sein, die bestehenden staatsrecht- 
lichen Bestimmungen und Einrichtungen in allen Einzelheiten 
darzutellen. 

Nur eine übersichtliche Erinnerung daran soll gegeben wer- 
den, und auch diese nur in so weit, als es nothwendig ist, um die 
Aufgabe der Verwaltungsrechtspflege und deren Verhältniss zu den 
übrigen Staatsfunctionen in breiten, festen Zügen zu charakterisiren. 

A. Das Staatsverfassungsrecht lässtsich seinem Inhalte 
nach in folgenden Grundstrichen zusammenfassen: 

1) Vor Allem ist zu constatiren, dass der constitutionelle 
deutsche Staat seinen Zweck keineswegs auf die Verwirklichung 
der Rechtsidee beschränkt, sondern dass er auch das öffentliche 
Wohl unmittelbar in den Kreis seiner Thätigkeit hereinzieht, indem 
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er fast alle möglichen socialen Zwecke, in so weit sie in Concen- 
trirung der Gesammtkräfte überhaupt besser verfolgbar erscheinen, 
vollseitig und nicht bloss rücksichtlich ihrer rechtlichen Bedingtheit 
zu directen Staatszielen erhebt, z. B. Förderung von Gewerbe, 
Industrie und Handel , öffentliche Verkehrsmittel , Armenpflege, 
Gesundheitspflege, Erziehung, Unterricht, Wissenschaft, Kunst 
u. s. w. 

2) Die zur einheitlichen Vertretung des Staates so wie zur 
Leitung der staatlichen Gesammtfunctionen berufene höchste 
Autorität ruht in einer im Laufe der Geschichte bewährten, mit 
den Interessen des Staates eng und dauernd verflochtenen Dynasten- 
familie, deren männliche Angehörigen hierin nach Erstgeburt als 
regierende Fürsten succediren. Sie geniessen des Rechts persön- 
licher ünverletzlichkeit, der höchsten Ehre und reichsten wirtli- 
schaftlichen Ausstattung. 

3) Die Ausübung und Leitung der staatlichen Functionen durch 
den Fürsten findet jedoch nicht in absoluter, sondern nur in recht- 
lich beschränkter Weise statt: 

a. Namentlich ist es der Gesammtheit des Volkes gelungen^ 
die ihm in der imponirenden Aeusserung seines Gesammtwiliens 
von jeher zukommende natürliche Autorität insoferne zu förmlicher 
rechtlicher Geltung zu bringen, als der Fürst verfassungsmässig 
gehalten ist, zu den wichtigsten Staatsacten Volksvertreter bei- 
zuziehen, die theils durch allgemeine Abstimmung gewählt, theils 
nach gesellschaftlicher Stellung designirt werden. Die Beiziehung 
derselben hat insbesondere bei Erlassung, Aufhebung und Aenderung 
aller staatlichen Gesetze (Nothfälle ausgenommen) so wie bei 
den wichtigsten Acten der Staatswirthschaft zu geschehen. 

b. Da der rechtliche Charakter der Pflicht in Ausübung der 
staatlichen Functionen gegenüber dem Ganzen zur vollen Aner- 
kennung und praktischen Durchführung kommen soll, die Erb- 
lichkeit der Fürstenwürde aber die persönliche Verantwortlichkeit 
ihres Trägers nicht zulässt, so gilt als w^eitere Grundbeschränkung, 
dass keinem fürstlichen Acte in Staatsangelegenheiten Recht«wirk- 
samkeit zukommt, yv^enn nicht ein vom Fürsten aus dem Volke 
berufener höchster Gehilfe, Minister genannt, mittelst Unterschrift 
die Verantwortung hiefür übernommen hat. Die Verantwortlich- 
keit des Ministers erstreckt sich auch auf die Functionen aller ihm 
untei*stehenden sonstigen staatlichen Gehilfen (Staatsbeamten). 

c. Nur von dem staatlichen Rechtsschutze, in so weit er 
sich in Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten und in Bestrafung 
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von Rechteverletzungen äussert, gilt die grundgesetzliche Bestim- 
mung, dass er durch besondere Gehilfen des Fürsten in Unabhängig- 
keit von diesem und seinen Ministern in der Art geleistet werden 
solle, dass da« Urtheil lediglich als da« Product reiner geistiger 
Erkenntniss des im einzelnen Falle enthaltenen allgemeinen Ge- 
setzes erscheint. 

Aber sonderbarer Weise gilt diese Grund bestimmung, was die 
Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten anbelangt, verfassungsmässig 
nur für private Rechtsverhältnisse. 

d. Ueberdiess enthalten die meisten Verfassungen noch eine 
Reihe von mehr sachlichen principiellen Beschränkungen der staat- 
lichen Functionen in Richtung auf solche Lebensverhältnisse, wel- 
chen nach den Erfahrungen und Anschauungen der Zeit gerade 
eine besondere Wichtigkeit beigelegt wird, z. B. rücksichtlich der 
Rechtsgleichheit, der Freiheit des Glaubens, der Wissenschaft, 
des Berufs, der Versammlungen und Vereine, des Gebrauchs der 
Presse, der Selbstständigkeit der öffentlichen Kirchen, der Sicher- 
heit der Stiftungen, der Sicherheit und Freiheit des Eigenthums 
u. s. w. 

4) Die Ausübung sämmtlicher Staatsfunctionen seitens des 
Fürsten und seiner Beamten hat insofern den förmlichen Charakter 
einer Q.echtspflicht gegen das Staatsganze, als die Ein- 
richtung besteht, dass die Minister nicht allein wegen Verletzung 
der Verfassung, sondern auch wegen grober Missverwaltung, also 
wegen einer für die Sicherheit und WohKahrt des Staates nach- 
theiligen Handhabung der staatlichen Functionen auf Anklage der 
Volksvertretung vor einem besonderen Staatsgerichtshofe verant- 
wortlich gemacht werden können (Ministeranklage). 

B. Das Staatsverwaltungsrecht, welches die reale 
Durchführung aller verfassungsmässigen Staatszwecke innerhalb 
der verfassungsmässigen Schranken, gegenüber allen Gliedern der 
Staatsgemeinschaft zum Gegenstande hat, vollführt sich in allen 
daraus entspringenden Rechtsverhältnissen seitens des Staatsganzen 
nur mittelst Einschiebung des Fürsten und seiner Beamten. Letz- 
tere müssen daher ihre Thätigkeit als Organe. für staatliche Zwecke 
selbstverständlich deren Eigenthümlichkeit in verfassungsmässiger 
Unterordnung unter die Minister anpassen. 18 Darnach zerfallen 
die Beamten wie die Zwecke selbst in verschiedene Classen mit 
besonderer Geschäftsabgrenzung. Der Inbegriff der hierauf bezüg- 
lichen rechtlichen Bestimmungen (in Gesetzes- oder Verordnungs- 
form) bildet: 
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1) Das Recht bezüglich der Staatsverwaltungs- 
organisation. 

Da fast alle im Staate bestehenden öffentlichen Verbindungen, 
insbesondere die sogenannten politischen Orts- und Kreisgemeinden, 
in so weit ihre socialen Zwecke zugleich als Staatszwecke gelten, 
dem Staate auch sachlich untergeordnet sind, kann zwischen un- 
mittelbaren oder eigentlichen Staatsbeamten, und mittelbaren oder 
solchen staatlichen Gehilfen unterschieden werden, die zugleich 
Vertreter particulärer öffentlicher V^erbindungen sind. 

Der rechtlich belangreichste Unterschied in den Verwaltungs- 
organen ist jedoch jener, welcher in der Eigen thümlichkeit der 
Thätigkeit für den Rechtsschutz im Vergleich mit allen übrigen 
Functionen der Verwaltung seinen Grund hat. Die rechtlichen 
Bestimmungen über die Organisation der Justizverwaltung sind 
daher von jenen über die Organisation der Verwaltung im engeren 
oder eigentlichen Sinne sehr wesentlich verschieden. 

a. Das Recht bezüglich der Justizverwaltungsorgani- 
sation. 

Die Staatsfunction , welche auf die Constätirung des allge- 
meinen Rechts im concreten Fall gerichtet ist, kann als Ziel immer 
nur das Recht an sich, das Recht als Selbstzweck, haben. Wir 
haben sie als richterliche Thätigkeit in ihrer Eigen thümlichkeit 
bereits in unserer allgemeinen Untersuchung charakterisirt. Sie 
muss sich ihrer Aufgabe gemäss insofern frei von jeder ministe- 
riellen Einwirkung vollführen , als sie auf einen Act reiner Er- 
kenntniss abzielt, der lediglich auf immanenten Gesetzen des 
menschlichen Geistes fussf. In der That ist •öuch hiernach die 
gesetzliche Justizorganisation eingerichtet. Allein der Verfassung 
gemäss erstreckt sich die richterliche Thätigkeit derjenigen Staats- 
organe, welche hiefur unter dem Namen ^^der ordentlichen Ge- 
richtet^ bestehen, im Allgemeinen wohl auf alle Bestrafungen 
von Rechtsverletzungen, hinsichtlich der Entscheidung von Rechts- 
streitigkeiten aber nur auf jene, welche aus privaten Rechts- 
verhältnissen entspringen. Die Aburtheilung von Rechtsstrei- 
tigkeiten aus öffentlichen Rechtsverhältnissen wird zur 
CJasse der sofort folgenden Staatsthätigkeit oder der eigentlichen 
Verwaltung gerechnet. « . 

b. Das Recht bezüglich der eigentlichen Verwaltungs- 
organisation. 

Alle übrigen Staatsverwaltungs- Functionen erstreben andere 
Ziele, als die Constätirung des Rechts als solchen im gegebenen 
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Einzelfall. Wie unsere allgemeine Untersuchung ergeben hat, so 
wollen sie entweder unvollständige Gesetze durch concrete oder 
auch allgemein gehaltene Verordnungen, Genehmigungen, Zu- 
lassungen, Befehle u. s. w. ergänzen, also das Recht erst noch 
näher setzen und bestimmen, oder in realer VollHihrung subjec- 
tiver Rechte und Pflichten des Ganzen gegenüber den Gliedern 
Zwecken genügen, wofür ausser der Erkenntniss und Beachtung 
der rechtlichen Seite weiter noch die Kenntniss und der richtige 
Gebrauch natürlicher Mittel erforderlich ist, wie solche von der 
einschlagenden besonderen Technik, Kunst, Wissenschaft u. s. w. 
an Händen gegeben werden, z. B. wenn eine Ruhestörung poli- 
zeilich unterdrückt, eine Gewerbsanlage auf Feuergefährlichkeit 
geprüft, eine öffentliche Strasse gebaut, öffentlicher Unterricht er- 
theilt werden soll u. s. w. Beiderlei Thätigkeiten stimmen inso- 
ferne überein, als sie zugleich durch Motive des Nutzens und der 
natürlichen Zweckmässigkeit bestimmt werden, während die Justiz- 
thätigkeit diess Motiv nicht kennt und kennen darf. Auch müssen 
sie bei den jedenfalls einheitlich zu lösenden Verwaltungsaufgaben 
selbst nach einheitlichem Plan und Zusammenhang vorgenommen 
werden, so dass hierbei von einer gleichen Unabhängigkeit der 
betreffenden Organe gegenüber dem Minister, wie bei den rein 
casuistiseh urtheilenden ordentlichen Gerichten, keine Rede sein kann. 
Beide Thätigkeitsweisen zusammen werden darum auch in 
ihrem Gegensätze zur Justizverwaltung als die eigentliche Ver- 
waltung, oder die Verwaltung im engeren Sinne bezeichnet. 
Der Natur ihrer Aufgabe entsprechend, ist Letztere denn auch 
ganz anders als jene organisirt. Insbesondere functioniren ihre 
Organe in Abhängigkeit von den leitenden Ministern, deren es je 
nach der sachlichen Verschiedenheit der Aufgaben der eigentlichen 
Staatsverwaltung selbst wieder mehrere gibt: den Minister der 
Justiz für die auf die Gerichte bezüglichen eigentlichen Verwal- 
tungsgeschäfte, z. B. Anstellung der Richter und des Hilfsperso- 
nals, Sorge für die Gerichtsgebäulichkeiten, Strafanstalten u. s. w., 
ferner die Leitung der sogenannten Rechtspolizei, des Notariats- 
wesens u. s. w.; den Minister des Militärwesens; den Mi- 
nister der Finanzen; endlich den Minister des Innern, dessen 
Leitung alle Funktionen der engeren Staatsverwaltung unterstehen, 
insoweit sie nicht den andern Ministern zugewiesen sind. Bei der 
grossen Mannigfaltigkeit der Geschäftsaufgabe des Letzteren werden 
die dahin einschlagenden Geschäfte zum Theil nicht selten wieder 
an besondere Minister abgegeben , also Spezialministerien, z.B. für 
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Cultus und Unterricht, für öffentliche Arbeiten, für Landwirth- 
schaft, für Handel u. s. w. errichtet. 

2) Das sachliche Staatsverwaltungsrecht. 

Die Organisation der Staatsverwaltung, namentlich wenn sie 
in Gesetzesform geschieht, hat rechtlich im Wesentlichen nur die 
Bedeutung einer generellen Legitimation für die zu den betreffen- 
den Geschäftsabtheilungen berufenen Beamten, in den dahin ein- 
schlagenden staatlichen Verwaltungsrechtsverhältnissen im Namen 
des Staatsganzen gegenüber den einzelnen Gliedern thätig zu sein. 
Im Uebrigen gelten für den Inhalt dieser Verhältnisse, d. i. für 
das gegenseitige Thun und Lassen der darin rechtlich verbundenen 
Subjecte, anderweite Rechtsnormen. 

Wir können den Inbegriff derselben im Gegensatz zur Ver- 
waltungsorganisation als das sachliche Verwaltungsrecht bezeichnen. 

Für dieses, zur concreten Verwirklichung der staatlichen Ver- 
waltangsaufgaben bestimmte Recht lässt sich im Anschlüsse an die 
Staatsverwaltungsorganisation folgender üeberblick geben : 

a. Das Staatsverwaltungsrecht bezüglich der rechtlichen Ge- 
bundenheit der Betheiligten in den Staatsverwaltungsverhältnissen 
überhaupt. 

Der Inhalt der Rechtsverhältnisse zwischen der Staatsverwal- 
tung und den einzelnen Staatsgliedern als solchen äussert sich selbst- 
verständlich in Rechten und Pflichten. Beide sind Folgen bald von 
Gesetzen, bald von Verordnungen. Aber beide Arten von 
Rechtsnormen stehen sich in ihrer rechtsverbindenden Kraft für 
die Betheiligten nicht gleich. 

Da ein Gesetz nur durch Einigung beider Gesetzgebungsfac- 
toren zu Stande kommt, so kann dasselbe folgeweise von dem Fürsten 
mit seinen Ministern nicht einseitig abgeändert oder aufgehoben 
werden. Jedes Gesetz ist daher während seines Bestandes für die 
Staatsverwaltung und deren Organe ganz ebenso rechtsverbindlich, 
wie für die einzelnen Staatsmitglieder. Rechte, die den Letzteren 
hieraus zukommen, können mithin ebensowenig als die ihnen 
hieraus erwachsenden Pflichten zu ihrem Nachtheile von der Staats- 
verwaltung beliebig alterirt werden. 

Die Verordnung dagegen ist Sache des freien Ermessens 
des Fürsten mit seinem Minister oder auch untergeordneter Organe, 
insoweit dieselben hiezu unter Verantwortlichkeit des Ministers 
besonders legitimirt sind. Sie bindet, insoweit ihr Inhalt keinem 
bestehenden Gesetze widerstreitet, zwar alle betreffenden Staats- 
angehörigen gleich einem Gesetze, nicht aber auch die Regierung 

Schmitt, Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege. 5 
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öfi'entlichen Rechtsverhältnissen . gegen sogenannte unbefangene 
Verletzungen bedürfen, nur mit der Bemerkung gedacht, dass die 
hierauf abzielende Staatsfunetion nach dem dermalen geltenden 
Staatsrechte nicht zur Justizverwaltung im engeren Sinne gehörig 
behandelt werde. Die Darstellung dieses Zustandes soll nun in 
einem besonderen Abschnitte ihren Platz finden. • 

Zur besseren Auffassung und Würdigung desselben müssen 
wir jedoch eine allgemeine Betrachtung über den Rechtsschutz 
streitiger öffentlicher Verhältnisse im Geiste des constitutionell- 
mon archischen Staates vorausgehen lassen. . 
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Der Schutz für streitige öffentliche Rechtsverhält- 
nisse überhaupt. 

Gleichwie der Rechtsschutz mittels Strafen alle Rechtsverhält- 
nisse umspannt, die dessen gegen befangene Verletzungen bedürftig 
und fähig sind, so muss auch der Rechtsschutz, welcher in rich- 
terlicher Entscheidung über unbefangene, streitige Verletzungen 
rechtlicher Verhältnisse sich bethätigt, an diese in ihrem gesamm- 
ten Umfange sich anlehnen. 

Die privaten Rechtsverhältnisse erfreuen sich in dieser Hin- 
sicht einer Sicherung, die kaum vollkommener sein kann, wenn 
man über dieselben überhaupt einmal in Isolirung von den öffent- 
lichen Rechtsverhältnissen urtheilen zu können vermeint. 

Dass auch Letztere eines solchen Schutzes gegen unbefangene 
streitige Verletzungen bedürfen, leuchtet von selbst ein. Auch 
die öffentlichen Lebensverhältnisse werden gleich den privaten 
durch Rechtsgesetze und zwar ebenfalls zu dem Zwecke geregelt, 
um die Existenz und Entwickelung realer menschlicher Persön- 
lichkeiten insofern zu ermöglichen, als die Bedingung hiefür in 
gegenseitigem Thun und Lassen liegt. 

Da nun alle Rechtsgeselze, welches auch ihr Inhalt sein mag, 
sowohl nach Wortlaut und Sinn, wie auch in der Anwendung 
ihrer begrifflichen Bestimmungen auf concrete factische Vorgänge 
zu Zweifel und üngewissheit Veranlassung geben können , so sind 
auch bei Gesetzen über öffentliche Rechtsverhältnisse unbefangene 
bestreitbare Zuwiderhandlungen oder Verletzungen nicht ausge- 
schlossen. An sich macht es nun aber für das Lebensinteresse 
einer Persönlichkeit offenbar keinen Werth- Unterschied aus, ob 
das subjective Recht, in welchem dieselbe verletzt wird, einem 
privaten oder öffentlichen Rechtsverhältnisse entspringt ^^ Denn 
da fast alle menschlichen Zwecke mit wenigen Ausnahmen, wenn 
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auch nicht überall gleich zuträglich^ sowohl in privaten, als in 
öffentlichen Verhöltnissformen verfolgt werden können, überhaupt 
aber beide Verhältnissarten für die volle menschliche Entwicke- 
lung gleich unentbehrlich sind, so müssen auch rechtswidrige Ver- 
letzungen hier wie dort ganz gleichmässig vermieden oder reparirt 
werden, wenn anders die rechtliche Möglichkeit der Existenz und 
Entwickelung für alle Persönlichkeiten gleich sicher gestellt sein 
soll. Ja die eigenthümliche Natur der öffentlichen Rechtsverhält- 
nisse bringt es mit sich, dass ein judicieller Rechtsschutz für sie 
sogar als besonders noth wendig erscheint, obgleich er sich histo- 
risch später zu entwickeln pflegt, als der für private. Denn die 
rechtlich übergeordnete Stellung, welche im öffentlichen Verhält- 
nisse der Vertretung des Ganzen gegenüber den einzelnen Theilen 
als solchen naturgemäss zukommen muss, wenn überhaupt eine 
erspriessliche Wirksamkeit entfaltet werden soll, schliesst ohne 
judiciellen Rechtsschutz ()ie Gefahr ein, dass jene gar leicht zu 
egoistischen Zwecken missbraucht, die pflichthafte Sorge für das 
Ganze somit in selbstsüchtige Beherrschung Anderer verkehrt wird. 
Welch mühevolles Ringen war doch erforderlich, um gerade für 
das ursprünglichste, umfassendste aller öffentlichen Verhältnisse, 
d. i. für das staatliche der Anschauung ein Ende zu machen, 
als ob das Beherrschen der darin verbundenen Menschen durch 
Fürsten, deren eigennütziges privates Recht sei? Und da nun ge- 
rade in der constitutionellen Monarchie das Princip der Rechts- 
pflicht in Vertretung des Ganzen zur vollen und bestimmten An- 
erkennung gelangt ist, so erscheint darin der Rechtsschutz auch 
für öffentliche Rechtsverhältnisse, namentlich für die staatlichen, 
schon als unvermeidliche Consequenz der wesentlichen Grundlage 
der Verfassung. Die Nothwendigkeit eines solchen wird noch da- 
durch erhöht, dass der sogenannte Culturstaat der Gegenwart 
neben dem formellen Rechte auch die mannigfaltigsten materiellen 
oder gesellschaftlichen Lebenszwecke der Menschen in einer fast 
kaum mehr zu überbietenden Ausdehnung zu directen Staatszielen 
erhoben hnt; bei dem gewaltigen Umfange der nun gegebenen 
Gütergemeinschaft muss daher auch das Bedürfniss einer allge- 
meinen Sicherheit dafür fühlbarer werden, dass keinem sein Theil 
an Recht und Pflicht willkürlich oder auch nur unabsichtlich und 
irrthümlich alterirt wird. 

Aber erst dadurch, dass es endlich auch gelungen ist, für die 
gemeinsame Verfolgung all dieser mannigfaltigen Lebenszwecke 
mit annähernder Vollständigkeit generelle, sogar für die einzelnen 
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Factoren der Vertretung reehtsbindende Gesetze aufzustellen und 
so den Verlauf des öffentlichen Lebens in allen Einzelnheiten zum 
Voraus rechtlich zu bestimmen, — erst dadurch ist für jenes Be- 
dürfniss an sich nun auch die wesentliche Voraussetzung seiner 
Befriedigung geschaffen worden. Denn wo es an allgemein ver- 
bindlichen voll bestimmten Gesetzen mangelt, da kann auch kein 
Richter richten. 

Unsere allgemeine Untersuchung hat ergeben , dass in jedem 
öffentlichen Rechtsverhältnisse eine doppelte Rechtsbeziehung unter- 
schieden werden muss, jene der Vertretung zum Ganzen oder die 
Verfassungsbeziehung und jene der Vertretung im Namen des 
Ganzen zu jedem einzelnen Theile als solchem oder die Verwal- 
tungsbeziehung. Obgleich nun hier wie dort Rechtsverletzungen 
jeder Art, also auch unbefangene oder bestreitbare nicht statt- 
finden oder reparirt werden sollen, so ist doch nicht zu verkennen, 
dass vom praktischen Standpunktr aus betrachtet, mehr nur die 
Verwaltungsbeziehungen der einzelnen Theile als solcher 
eines directen judiciellen Schutzes gegen unbefangene Verletzungen 
seitens der Verwaltung bedürftig und fähig sind. 

Da nämlich das objective Recht für die Verfassungsbeziehung 
eines Gemeindewesens im Wesentlichen nur den von der Vertre- 
tung für das Ganze zu erstrebenden allgemeinen Zweck nebst 
Form und Mitteln seiner Verfolgung bestimmt und erst in der 
Verwaltungsbeziehung die reale Zwecksbethätigung mit der allem 
Wirklichen zukommenden Bestimmtheit hervortritt, so wird eine 
Handlung der Vertretung, welche der Verfassung und insoferne 
ihrer Pflicht gegen das Ganze widerstreitet, in der Regel doch erst 
in der Verwaltung, d. i. in der Beziehung zu den einzelnen Theilen 
als solchen in eine reale bestimmte Rechtsverletzung sich umsetzen. 
Wenn z. B. die Staatsverwaltung mit Verkennung der Verfassung 
Steuern aliein und ohne landständische Zustimmung ausschreibt, 
so tritt eine reale Rechtsverletzung doch erst damit ein, dass die 
ausgeschriebene Steuer bestimmten Personen gegenüber gefordert 
und erhoben wird. 

Da nun überhaupt die Beachtung der Verfassung eine wesent- 
liche Vorbedingung der Rechtmässigkeit eines jeden einzelnen Ver- 
waltungsactes ist, so erscheint bei Beurtheilung eines Rechtsstreitt» 
über einen solchen die Frage einer etwa hiebei unterlaufenen Ver- 
fassungsverletzung stets als eine Vorfrage. 

Insoferne demnach bei einem Erkenntnisse über einen Rechts- 
streit unmittelbar aus einer Verwaltungsbeziehung auch die ein- 
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schlagende streitige Verfassungsbeziehung und zwar mittelbar eine 
Beantwortung erfahren muss, kann eine directe Behandlung und 
Entscheidung der lezteren um so eher hinwegfitllen , als es un- 
zweifelhaft für jeden Angehörigen einer öffentlichen Verbindung 
das nächst liegende und dringlichste Bedürfuiss ist, gerade da eines 
staatlichen judiciellen Rechtsschutzes zu geniessen, wo die be- 
' hauptete Verletzung in ihm als discretem Theile mit Be- 
stimmtheit sich abgrenzt. Berührt die behauptete Rechts- 
verletzung unbestimmt alle Theile oder das Ganze als solches, wie 
diess bei jeder Verfassungsverletzung für sich genommen der Fall 
ist, so erhebt sich ohnehin eine Schwierigkeit, die einen directen 
judiciellen Rechtsschutz im Streitfalle schwer praktikabel macht. 
Denn da in einem solchen Falle die ordentliche Vertretung des 
Ganzen nicht wohl gegen sich selbst klagend auftreten kann, so 
wäre eine gerichtliche Verfolgung nur dann ausführbar, wenn das 
Ganze zu diesem besonderen Zwecke (ad hoc) wieder in beson- 
derer Weise vertreten würde. Ein solches Verfahren aber würde 
folgerichtig zu einer fortgesetzten Reihe von Vertretungsbestellungen 
führen , die endlich doch einmal abgeschnitten werden müsste. Hier- 
aus erklärt sich denn auch die Eigenthümlichkeit des im consti- 
tutionellen Staate bestehenden Rechtsinstituts der Ministeranklage. 
Für die rechtliche Beziehung der Minister und nur dieser zum 
Staatsganzen bestimmt, fusst dasselbe nicht nur auf einer eigens 
combinirten Staatsvertretung für Anklage und Gericht, sondern 
hat auch nur solche ministerielle Handlungen und Unterlassungen 
zum Gegenstande, welche ohne in ein Staats- oder gemeines Ver- 
brechen überzugehen, eine wissentliche oder grob fahrlässige Ver- 
letzung der Verfassung oder eine schwere Gefährdung der Sicher- 
heit und Wohlfahrt des Staates enthalten, so dass es hierbei 
offenbar nicht sowohl auf die Wiederherstellung verletzter, aber be- 
strittener Rechte des Ganzen , sondern vielmehr nur auf die Entfer- 
nung eines böswilligen oder unfähigen Ministers vom Amte mittels 
Richterspruchs, also auf ein mehr disciplinäres Ziel abgesehen ist. 
Die gleiche Schwierigkeit macht auch bei anderen öffentlichen 
Verbindungen als der staatlichen, z. B. bei den politischen Ge- 
meinden reine Verfassungsrechtsstreitigkeiten für sich genommen 
für einen judiciellen Rechtsschutz wenigstens zur Zeit noch unzu- 
gänglich, obgleich solcher hier vielleicht weniger schwer ausführbar 
wäre, als beim Staate. Auth hier begnügt man sich daher mit 
einem Einschreiten nur in dringenden Fällen und zwar im Wege 
der Staatsaufsicht mittelst administrativer Correctur. 
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Reine staatliehe Verfassungsreehtsstreitigkeiten, wenn sie nicht 
mittelbar durch Entscheidung streitiger Verwaltungsrechtsverhält- 
nisse eine richterliche Beurtheilung erfahren können, werden mithin 
mehr durch die jeweilige factische Machtstellung der streitenden 
Factoren der Vertretung ausgeglichen, indem eben der nach den 
Umständen schwächere Theil sich dem stärkeren fUgen wird. 

Bei Streitigkeiten unmittelbar aus Verwaltungsbeziehungen liegt 
dagegen für eine richterliche Behandlung wenigstens insoferne keine 
Schwierigkeit vor, als darin immer einerseits ein bestimmter Theil 
des Ganzen als solcher und anderseits ein Verwaltungsorgan in 
ebenso bestimmter Person eines Beamten als Vertreters des Ganzen 
sich gegenüberstehen. 

Gleichwohl kann noch nicht jeder Streit aus einer verwal- 
tuDgsrechtlichen Beziehung ohne Weiteres auch als ein Rechts- 
streit in dem Sinne erklärt werden, dass für den angeblich Verletzten 
die Anrufung der staatsrichterlichen Hülfe im Sinne des constitu- 
tionellen Staatsrechtes begründet, also der Eintritt der staatsrich- 
terlichen Function in ihrer Eigenart am Platze wäre. Die eigen- 
thümliche Beschaffenheit des öffentlichen Rechtsverhältnisses nöthigt 
vielmehr, hier noch weitere Unterscheidungen eintreten zu lassen. 

1) Nach der allgemein rechtlichen Stellung, welche der öffent- 
lichen Verwaltung g^enüber den Verwalteten zukommt (vergl. 
Seite 66), ist es nicht jene selbst, welche zur Realisirung ihrer 
Ansprüche im Falle des Streits erst noch der richterlichen Ent- 
scheidung bedürfte, da ihren Befehlen im Allgemeinen, wenn auch 
nur vorläufig, von den Verwalteten gehorcht werden muss. Ein 
Anlass zur Anrufung der richterlichen Streitentscheidung liegt dem- 
nach in der Regel nur für die Verwalteten vor. Wenn nun ein 
bestimmter Theil des Ganzen als solcher, sei diess ein Einzelner 
oder eine kleinere Verbindung für sich, für sein Begehren an die 
Verwaltung die staatsrichterliche Entscheidung in Anspruch nehmen 
will, so ist deren Eintritt im Geiste des constitutionellen Staats- 
rechts offenbar nicht nur durch die Behauptung bedingt, dass das 
Begehren des Verletzten auf einer für die öffentliche Verwaltung 
begründeten Rechtsnothwendigkeit beruhe, sondern auch 
weiter noch durch die Darlegung, dass der Theil als solcher zur 
gerichtlichen Verfolgung der Verletzung fUr sich sachlich legitimirt 
erscheine. Betrachten wir beide Momente näher. 

a. Die Gesetze des constitutionellen Staates sind für dessen 
Theile als solche ganz gleichmässig verbindlich, also auch für die 
Staatsverwaltung und deren Organe, da nur der Wille der Regie- 
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rung in Verbindung mit den Kammern der Yolksrepräsentation als 
höchster Staatswille gilt. 

Dieselbe allgemein bindende Kraft haben auch verfassungs- 
mässige Satzungen der Gesa mm t Vertretung anderer öffentlicher Ver- 
bindungen im Staate für ihren Bereich, insoferne deren Verwaltung 
durch andere , von der Gesammtvertretung geschiedene Organe be- 
sorgt wird , z. B. die Satzungen der politischen Gemeindeversamm- 
lung gegenüber dem verwaltenden Gemeinderathe und allen ein- 
zelnen Gemeindeangehörigen. 

Nur eine solche auch für die Verwaltung rechtsbindende 
Rechtsnorm in Verbindung mit den ihre Anwendung auf den spe- 
ciellen Fall bedingenden Thatsachen kann die Grundlage bilden, 
um eine Forderung eines Verwalteten als solchen an die Ver- 
waltung als eine dieser obliegende Rechtspflicht geltend zu 
machen, den Streit seitens des Verwalteten mithin als einen der 
staatsrichterlichen Cognition anheim fallenden Rechtsstreit zu 
charakterisiren. 

b. Aber selbst dann, wenn die angefochtene Handlung der 
Verwaltung gegen eine auch für sie verbindliche Rechtsnorm ver- 
stiesse, würde einem einzelnen Theile doch nur dann ein Anspruch 
auf gerichtlichen Austrag für sich zugestanden werden können, 
wenn die aus jener objectiv rechtswidrigen Handlung resultirende 
Verletzung subjectiver Interessen in ihm als Theil mit Bestimmt- 
heit sich abgrenzt, z. B. wenn ihm zu viele Steuern gefordert, 
ihm ein bestimmter öffentlicher Genuss versagt wird u. s. w. 
Denn ungehörig wäre es, wegen Verletzungen des Ganzen einen 
beliebigen Theil für sich vor Gericht rechten zu lassen. 

Liegen beide Voraussetzungen im Falle eines Streites aus einer 
Verwaltungsrechtsbeziehung vor, so sind unzweifelhaft die Grund- 
bedingungen gegeben, um seitens der staatsrichterlichen Function 
in ihrer vollen Eigenart, wie wir sie in der allgemeinen Unter- 
suchung geschildert haben, zu interveniren, und Ziel und Methode 
derselben können der Natur der Sache nach auch hier im Wesent- 
lichen nicht anders sein, als bei der Rechtspflege für das Privat- 
oder Stra^cht. 

2) Jedoch nicht in allen Streitigkeiten aus verwaltungsrecht- 
lichen Beziehungen ist es den Staatsangehörigen möglich, das Da- 
sein der eben erwähnten Voraussetzungen (1, a b) behaupten zu 
können. 

a. Unsere allgemeine Untersuchung hat ergeben , dass e^ dem 
menschlichen Geiste nicht vergönnt ist, das menschhche Verhalten 
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für alle mögliehen Lebensverhältnisse in generellen^ voll bestimmten 
Gesetzen voraus zu formuliren. 

Häufig ist der Staat in der Lage, namentlich bei neu auf- 
tauchenden Lebenserscheinungen, sich mit unvollständigen , manch- 
mal sogar nur dem Zwecke nach bestimmten Gesetzen begnügen 
zu müssen, die eben darum, um doch vollzogen werden zu können, 
rücksichtlich des einen oder anderen generell nicht bestimmten 
Elements erst noch der näheren concreten Vervollständigung durch 
autoritative Regierungsverordnung bedürfen. Diese Ergänzungs- 
bedürftigkeit besteht nicht allein für staatliche Gesetze, sondern 
auch für generelle autonomische Satzungen anderer öffentlichen 
Verbindungen, z. B. der politischen Gemeinden. Mit anderen 
Worten: in jeder öffentlichen Verbindung verbleibt bei der Ge- 
neralität und ständigen Dauer ihres Zwecks nicht selten ein Rest 
in den Beziehungsmomenten, der sich einer generell rechtlichen 
V^orausbestimmung entzieht, und eben darum das bald enger, bald 
weiter gezogene Feld bildet, auf welchem das freie concrete Er- 
messen der Verwaltung als Vertreterin des Ganzen einerseits und 
das ihm entsprechende Gehorchen der einzelnen Glieder anderseits 
sich zu bethätigen hat. 

Von einer derartigen nur relativ bestimmten Rechtsnorm ist 
es klar, dass rücksichtlich des generell unbestimmt gebliebenen 
Elements eine Zuwiderhandlung der Verwaltung insoferne gar nicht 
vorkommen kann , als dasselbe ja durch ihr eigenes freies Ermessen 
erst noch coucret rechtlich bestimmt werden soll. Da nun eine 
solche administrative Bestimmung, selbst wenn sie der Form nach 
generell geschielit, fortan nach Ermessen der Ver\valtung wan- 
delbar ist und bleibt, so kann natürlich auch von einem Rechts- 
an Spruche der Einzelnen gegen die Verwaltung oder einer Rechts- 
noth wendigkeit für letztere wegen Erlassung, Beachtung oder 
Aenderung einer solchen Verordnung, sofern sonst kein Gesetz 
verletzt wird, keine Rede und folgeweise auch kein Rechten hier- 
über vor Gericht am Platze sein. 20 

b. Ebenso ungehörig wäre es, einem Theile für sich ein 
Rechten vor Gericht über eine Verletzung einzuräumen, die un- 
geachtet ihrer Rechtswidrigkeit nicht in diesem begrenzt sich äussert, 
sondern die Totalität aller Verbundenen betrifft, z. B. wenn die 
Verwaltung die Erhebung gesetzlicher ScliutzzöUe unterlässt. Ein- 
zelne bei der Steuererhebung rechtswidrig begünstigt. Namentlich 
ist diess überall da der Fall, wo die von einem Einzelnen be- 
hauptete Verletzung in der Beschaffenheit eines von der Verwal- 
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Die bestehende Verwaltnngsrechtspflege und deren 

Begründung. 

Indem wir nun auf die positive Eiarichtung übergehen, welche 
in den deutschen constitutionellen Staaten dem Bedürfnisse einer 
Verwaltungsrechtspflege genügen sollen, wird es nöthig, vorher 
noch das Gebiet derjenigen Verwaltungsrechtsverhältnisse bestimmt 
abzugrenzen, ftlr welche nach der zur Zeit bestehenden Orga- 
nisation der sogenannten ordentlichen Gerichte oder der eigent- 
lichen Justiz ein besonderes Schutzbedürfniss überhaupt noch er- 
übrigt. 

Die Staatsverwaltung und somit auch das Staatsverwaltungs- 
recht im weitesten Sinne umfasst nämlich , wie wir gefunden haben, 
auch die Verwaltung der Justiz in ihrer positiven Beschränkung 
auf Civil- und Strafrecht oder die sogenannte ordentliche Rechts- 
pflege. Das Staatsverwaltungsrecht hiefür bildet bekanntlich mit 
den Inhalt deijenigen Gesetze, die als Civil- und Straf-Processord- 
nung bezeichnet werden. Behauptete Verletzungen der Staats- 
angehörigen in ihren hier einschlagenden staatsverwaltungsrecht- 
lichen Beziehungen, z. B. wenn ein Richter Justizleistung verwei- 
gert, ohne Anhörung des Verurtheilten richtet, gesetzliche Fristen 
versagt u. s. w. , sind nach der gegenwärtigen Justizeinrichtung von 
den sogenannten ordentlichen Gerichten selbst zu prüfen und zu 
erledigen. Alle in das Gebiet der sogenannten ordentlichen Justiz- 
verwaltung fallenden öffentlichen Rechtsverhältnisse der Staats- 
angehörigen sind mithin von dem Gebiete der Verwaltungsrechts- 
pflege, als eines besonderen Rechtsinstituts, auszuscheiden. Die 
Wirksamkeit desselben ist also allenthalben auf das Bereich der 
Verwaltung im engern Sinne beschränkt. 

Aber selbst hier müssen wieder jene Verwaltungsrechtsver- 
hältnisse ausgenommen werden , welche im Falle einer Verletzung 
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bereits den ordentlichen Gerichten zur Behandlung und Beurthei- 
lung zugewiesen, sind, wie diess wenigstens in Baden bezüglich 
der öffentlichen Verhältnisse der Staatsverwaltung zu den Staats- 
angehörigen wegen ihrer privaten Rechtsverknttpfungen oder der 
sogenannten Rechtspolizei, auch freiwillige Gerichtsbarkeit genannt, 
der Fall i«t. Alle alsdann noch übrigen Verwaltungsrechtsverhält- 
nisse, die staatlichen sowohl wie die communalen sind es, welche 
das Gebiet der besonderen Staatsthätigkeit ausmachen, welche als 
Verwaltungs-Rechtspflege bezeichnet wird. 

Dieselbe umfasst demnach, bestimmter ausgedrückt, ausser 
den communalen alle staatlichen Verwaltungsrechtsverhältnisse aus 
den Geschäftskreisen der Ministerien des Innern, der Finanzen 
und des Kriegs, so weit die Geschäfte des Letzteren überhaupt 
als zur Civilverwaltung gehörig betrachtet werden. 

Die positive Einrichtung selbst, welche bis vor Kurzem noch 
unbeschränkt für das ganze eben abgesteckte Gebiet in Geltung 
war, ist bereits in der Einleitung dieser Schrift geschildert. Zur 
Vermeidung von Wiederholung möge hier lediglich darauf zurück- 
verwiesen werden. 

Diese Einrichtung kann nach den bisherigen Erörterungen 
nicht wohl als eine richterliche Institution bezeichnet werden. Denn 
ohne einen Unterschied zwischen der rechtlichen Klage und rein 
administrativen Beschwerde zu machen, ist die Verwaltung, deren 
Handlung angefochten wird , zugleich auch berufen , den erhobenen 
Anspruch zu verbescheiden. Und dieser Bescheid soll nicht ab- 
solut das einschlagende Recht als solches im Auge haben, sondern 
zugleich auch freieren Rücksichten der Zweckmässigkeit und des 
öffentlichen Wohles sich anpassen; die sogenannte Untersuchungs- 
maxime bestimmt daher das Verfahren, und das wesentliche Kri- 
terium jeder richtenden Function, die äussere Unabhängigkeit des 
Urtheils, ist wenigstens principiell ausgeschlossen. 

Wie gleichfalls in der Einleitung schon erwähnt, hat aber 
die Unzulänglichkeit dieser Einrichtung gegenüber dem immer 
dinglicheren praktischen Bedürfnisse dazu geführt, dass zuerst in 
Baden, und in neuester Zeit auch in Preussen und Oesterreich 
eigene, von den ordentlichen Gerichten gesonderte Verwaltungs- 
gerichte geschaffen worden sind, mit der Bestimmung, über Strei- 
tigkeiten aus dem Gebiete der öffentlichen Verwaltung wenigstens 
in Unabhängigkeit von den Weisungen und Befehlen der Staats- 
verwaltung zu entscheiden. 

Wir müssen darauf verzichten, den Inhalt dieser Gesetze hier 
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ZU excerpiren. Indem wir die Kenntniss dieser neusten Verwal- 
tungsgerichts -Einrichtungen mit allen ihren Einzelbestimmungen 
vielmehr voraussetzen ^^ , beschränken wir uns darauf, nur die 
wesentlichen Coincidenz- und Differenz punkte derselben hervor- 
zuheben. 

1) Die Aufgabe der Verwaltuugsrechtspflege ist in Baden und 
Oesterreich — unter Beachtung des in der Natur der Sache be- 
gründeten Unterschieds von Klage und Beschwerde — principiell 
auf die Entscheidung von Yerwaltungsrechtsstreitigkeiten 
gestellt, während dieselbe in Preussen auf Verwaltungsstreitig- 
keiten ohne Beachtung jenes Unterschieds ausgedehnt ist. Dabei 
unterstellen alle drei Gesetze, selbst das badische und österreichi- 
sche, dass auch die Verordnung als Rechtsnorm für die richter- 
liche Beurtheilung einer Verwaltungshandlung zu gelten habe. 

2) Während in Oesterreich das Recht der Staatsangehörigen 
auf verwaltungsgerichtlichen Schutz allgemein für alle Rechtsver- 
letzungen aus Verwaltungsbeziehungen zugesichert ist, ist dasselbe 
in Baden und Preussen nur insofern gewährt, als das concrete 
Verwaltungsrechtsverhältniss, aus welchem der Anspruch unmittel- 
bar erhoben wird, unter diejenige generelle Classe von Verwal- 
tungsrechtsverhältnissen fallt, welche ein Gesetz, in Baden sogar 
auch eine Verordnung, der Verwaltungsgerichtsbarkeit ausdrück- 
lich unterstellt. Für die Behandlung von Rechtsstreitigkeiten aus 
allen sonstigen nicht hierunter fallenden Verwaltungsrechtsverhält- 
nissen dauert also der bisherige Mangel einer eigentlich richter- 
lichen Institution unverändert fort. 

3) Die Gesetze aller drei Staaten stimmen darin überein, 
dass die sogenannten ordentlichen Gerichte untauglich seien, 
über Streitigkeiten aus öffentlichen Rechtsverhältnissen zu richten. 
Darum sind hiefür eigene, von jenen völlig gesonderte Gerichte 
unter der Benennung „Verwaltungsgerichte^ eingesetzt, welche 
nicht als Bestandtheile des eigentlichen Justizorganismus, sondern 
als Glieder des eigentlichen Verwaltungsorganismus gelten. 

4) Die Befähigung zum Verwaltungsrichteramt ist durch ju- 
ristische Bildung oder die Erfordernisse für das ordentliche Richter- 
amt nicht absolut bedingt, vielmehr sind, abgesehen von der obersten 
Instanz, vorzugsweise durch Wahl bestellte Laien hierzu berufen, ' 
wie überhaupt auch sonst neben der juristischen die administrative 
Bildung gleich stark vertreten sein soll. 

5) Als Verwaltungsgerichte sind in den drei Staaten Collegien 
bestellt, und zwar in Baden mit zwei Instanzen, in Preussen mit 
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drei, in Oesterreich sogar nur mit einer einzigen, welche erst nach 
Zurücklegung des ganzen administrativen Beschwerdeweges ange- 
gangen werden kann. 

6) In Baden besteht für jedes Verwaltungsgericht eine Staats- 
anwaltschaft (Vertreter des Staatsinteresses). Dieselbe wird bei 
den Untergerichten durch deren eigenen Vorstand, den Bezirks- 
amtmnnn, bei dem Obergericht durch Vertreter ausgeübt, welche 
jedes Ministerium für seinen Geschäftskreis besonders bezeichnet. 

*7) in allen drei Staaten sollen die Verwaltungsgerichte nach 
eigener freier Erkenntniss der Verhältnisse, also unabhängig von 
hierauf gehenden Weisungen und Befehlen der Regierung erkennen. 

8) Competenzeonflicte zwischen den Verwaltungsgerichten und 
Verwaltungsbehörden sind in Preussen und Oesterreich unstatthaft, 
indem jene selbst und allein über die Zulässigkeit des Verwaltungs- 
rechtsweges zu ent3cheiden haben; in Baden dagegen sind solche 
Oonflicte noch ebenso statthaft, wie in allen drei Staaten die Com- 
petenzeonflicte zwischen den Verwaltungs- und ordentlichen Ge- 
richten. 

9) In Baden und Preussen ist in der untersten Instanz die 
Verwaltungsrechtspflege von der Verwaltung selbst nicht getrennt, 
so dass ein und dieselbe Behörde gleichzeitig als verwaltendes und 
richtendes Organ functionirt 

10) Eine die innere Unabhängigkeit der Verwaltungsrichter 
verbürgende äussere Rechtsstellung, wie sie den sogenannten ordent- 
lichen Richtern zukommt, ist wenigstens in Baden sogar den Mit- 
gliedern des obersten Verwaltungsgerichts versagt, welche diher 
nur die gleiche Rechtsstellung wie alle Verwaltungsbeamte ein- 
nehmen. 

11) Ueber die Parteien im Verwaltungsrechtsstreite herrscht, 
wenigstens in der badischen Gerichtseinrichtung grosse Unklar- 
heit. Im Allgemeinen geht mau von der Meinung aus, dass ein 
solcher Rechtsstreit nicht allein zwischen der Verwaltung eines 
öffentlichen Ganzen und dessen einzelnen Gliedern als solchen, 
sondern auch zwischen den letzteren unter sich stattfinden und vor 
Gericht ausgetragen werden könne. Daher geschieht es, daes in 
manchen verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten gar keine Vorsorge 
getroffen ist, dass das eigentlich berechtigte Ganze oder dessen 
Verwaltung hiebei förmlich vertreten wird. 

12) Für das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten gilt im 
Allgemeinen Mündlichkeit und Oeffentlichkeit, für die Stellung des 
Gerichts zu den Parteien nicht die sogenannte Verband lungs-, 

Schmitt, Grundlagen der Verwaltungsrecbtspflege. 6 
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sondern die Untersuchungs- Maxime; die VorBchriften über den 
Beweis der juristischen Thatsachen bieten , abgesehen von der Be- 
schränkung des Haupt- und Notheides, keine Besonderheiten dar. 

13) Das einzige und zugleich oberste Verwaltungsgericht 
Oesterreichs hat nicht, wie die Verwaltungsgerichte in Baden und 
Preussen, unter Prüfung der juristischen Thatsachen ein die streitige 
Sache selbst entscheidendes Urtheil zu erlassen, sondern über den 
angefochtenen Yerwaltungsact nur als Cassations-Indtanz zu er- 
kennen. 

Ungeachtet nach diesen Neuerungen die Absicht nicht zu ver- 
kennen ist, die öffentliche Verwaltung nach ihrer Rechtsseite hin 
einer förmlichen richterlichen Controle zu untersteilen, so geht 
doch deutlich daraus hervor, wie diess die amtlichen Gesetzes- 
motive auch bestätigen , dass auch jetzt noch an der alten Ansicht 
unverrückt festgehalten wird, wornach zwischen Recht als Gegen- 
stand der Civil- und Criminalrechtspflege, und Recht als Gegen- 
stand der Verwaltungsrechtspflege ein so tief eingreifender Unter- 
schied obwalte, dass die Rechtsprechung hier andere Ziele nach 
anderer Methode als dort verfolgen, mithin auch verschiedenartig 
organisirt und verwaltet werden müsse. 

Die deutsche Rechtswissenschaft hat sich viele Mühe gegeben, 
diese das ganze Jahrhundert hindurch bestehende Zerreissung der 
Rechtspflege und die Verschiedenartigkeit ihrer Verwaltung nach 
Gericht, Ziel und Methode zu erklären und begreiflich zu machen. 

Obgleich es von jeher an einzelnen Rechtsgelehrten nicht 
fehlte, welche den Irrthum erkannten, z. B. aus neuerer Zeit 
Jordan, 0. Bär, L. v. Stein^ so glaubt doch heute noch die 
Mehrzahl der Theoretiker, den Grund dafür nicht etwa in einem 
vorübergehenden Stadium rechtshistorischer Entwickelung, sondern 
in der eigenen bleibenden Natur von Recht und Staat an sich 
finden zu müssen. Und an dem hiernach aufgestellten Dogma 
halten auch die Verwaltungspraktiker mit wahrem Glaubenseifer 
fest, indem sie von ihrem Standpunkte aus durch das Aufkommen 
einer davon abweichenden Anschauung den guten Erfolg der Ver- 
waltung gefährdet sehen, dessen sie sich wohlgefiällig rühmen. 

Statt zunächst die Gründe der Theoretiker, welche für die 
bestehende Einrichtung in geläufigem Schwange sind, einzeln der 
Reihe nach aufzuzählen, ziehen wir vor, einige Gelehrte, und 
zwar Stahl, Gerber, Bluntschli und Gneist, selbstredend 
zu Wort kommen zu lassen, weil diese als besonders beredte Ver- 
treter der herrschenden Ansicht gelten. 
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Stahl, Staatslehre, dritte Auflage, 1865. §. 173. lehrt uns: 
„Die Regierung des Staats greift mit ihren Functionen überall 
in die ßechtssphäre der ünterthanen, in deren Vermögen, Frei- 
heit und sonstige zugestandene Befugnisse, und muss hiebei nach 
oder innerhalb Gesetz verfahren, sonst büsst der Staat seinen Cha- 
rakter als Rechtsstaat ein. Wenn nun der Unterthan behauptet^ 
hierin gegen Gesetz und Recht behandelt zu sein, so entsteht die 
Frage, wem die Entscheidung zukommt, der Regierung selbst 
(den Behörden, zuletzt dem Souverän) oder den Gerichten und 
zwar sowohl hinsichtlich der Entscheidung vorher, ob der Eingriff 
geschehen dürfe, als nachher, ob er rechtmässig geschehen sei, 
oder ob Aufhebung, beziehungsweise Wiederherstellung oder Ent- 
schädigung erfolgen müsse. Nach der Natur des Staats als eines 
sittlichen Reichs, dem die Einzelnen als Glieder angehören, kann 
nur er selbst, seine eigene beherrschende Macht, sohin die Re- 
gierung das Urtheil über die gesetzmässige Anwendung ihrer Func- 
tionen haben, sie kann nicht für Vornahmen derselben erst der 
Entscheidung der Gerichte als einer dritten Macht bedürfen, noch 
weniger kann sie selbst der Macht der Gerichte, deren Verurthei- 
lung, Befehl und Vollstreckung unterliegen. Dächte man sich einen 
Zustand, dass über die Acte der Staatsgewalt, sei es vor ihrer 
Vornahme, sei es nachher, richterliche Entscheidung überall eintrete, 
wenn der Unterthan sich auf Rechtsverletzungen beruft, so hätte da- 
mit der Staat aufgehört, wirklich Staat, ein sittliches Reich über den 
Individuen zu sein, er würde selbst eine blosse Privatpartei, seine 
Handlungen verlören den Charakter einer höhern Autorität; es käme 
ihm sein Herrscherrecht gegen den Unterthan nicht in anderer Art zu, 
als dem Gläubiger seine Befugnisse gegen den Schuldner, und die 
Ünterthanen hätten aufgehört, ergänzende Glieder des Staates, dieses 
sittlichen Ganzen zu sein, sondern ständen ihm als einem Subjecte 
ausser ihnen als losgetrennte, unabhängige, gleichartige Subjecte 
gegenüber. Die ältere Zeit hatte eine Annäherung an diesen Zu- 
stand, aber auch nur eine Annäherung; völlig kann er nirgend 
bestehen, weil der Staat nirgend seine Natur als Staat völlig ver- 
läugnen kann. Dagegen die Vollendung des staatlichen Charakters 
in der neuern Zeit strebt auch die Annäherung an solchen Zustand 
von Grund aus aufzuheben. Ihr wirksames Princip ist es, dass 
die Staatsregierung, bezw. der Souverän als höhere sittliche Au- 
torität über den Ünterthanen, selbst und allein die Entscheidung über 
gesetzmässige Ausübung ihrer Functionen gegen dieselben hat, und 
weder vor den Functionen über deren Zulässigkeit, noch auch nach 
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ihnen über deren Rechtmässigkeit oder Entschädigungsfolge einer 
andern Autorität unterliegen kann. Das, was Gegenstand der 
Verwaltung, der Autorität der Staatsregierung ist, kann demnach 
niemals, auch wenn Verletzung der Unterthanrechte behauptet 
wird, zur Justizsache werden. Beide Gebiete sind schlechterdings 
von einander unabhängig und es gilt für jedes die ihm gebüh- 
renden Gegenstände auszuscheiden. Diejenigen Lebensverhältnisse, 
in welchen es der primäre und absolute Zweck ist, den ein- 
zelnen Staatsbürger bei dem ihm zukommenden Recht unverbrüch- 
lich zu erhalten, bilden die Sphäre der Rechtspflege; diejenigen 
dagegen, in welchen der primäre Zweck eine Gestalt und ein 
Erfolg für das Ganze ist, bilden die Sphäre der Verwaltung 
der Behörden. Der Gegensatz gegen das Recht des einzelnen 
Staatsbürgers ist nämlich nicht bloss das Gemeinbeste in dem 
Sinne von Vortheilen, die der Gesammtheit erst erworben werden 
sollen, sondern nicht minder die Gern ein Ordnung, die Erhal- 
tung des öffentlichen Zustandes, der Verfassung in ihren be- 
stehenden Grund verbal tnissen , der Verwaltung in ihrem regel- 
mässigen nothwendigen Gange. Tiefer ausgedrückt: wo die innere 
Absicht allein die Gerechtigkeit ist, da ist das Bereich der Ge- 
richte und sonst nirgend. Denn Gerechtigkeit muss zwar in allen 
Gebieten beobachtet werden, im Gebiete der Verfassung und Ver- 
waltung wie der Justiz; aber in dem einen ist sie bloss die Schranke, 
in dem andern ist sie das positive, das einzige Ziel. Dort wird 
das Gemeinwohl u.. s. w. mit Beobachtung der Gerechtigkeit an- 
gestrebt, hier die Gerechtigkeit selbst und nur sie. Demnach fällt 
vor Allem die Bestrafung der Verbrechen und Vergehen 
der Sphäre der Rechtspflege zu. Denn hier ist die Gerechtigkeit 
der allein entscheidende Massstab, und die Integrität des Un- 
schuldigen gegen jede Strafe ist das absoluteste Recht des Indivi- 
duums, das es gibt, sie ist in keiner Weise Gegenstand einer 
öffentlichen Verpflichtung und Aufopferung (gleichwie die Frei- 
heit von körperlichen Diensten oder das Vermögen) und in keiner 
Weise blosses Glied der Gesammtordnung (gleichwie Staatsbürger- 
recht, Stadtbürgerrecht, Wahlrecht). Die Civilrechtspflege 
aber hat ihre Abgrenzung gegenüber der Verwaltung im All- 
gemeinen nach der Scheidung des Privat rechts und des öffent- 
lichen Rechts. Denn im Gebiete des Privatrechts d. i. „in den 
Rechtsverhältnissen, welche dazu dienen, den einzelnen Menschen 
zu befriedigen, sein Dasein zu vollenden,^ ist die Erhaltung des 
Menschen bei seinem Rechte das Ziel, dagegen im Gebiete des 
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öffentlichen Rechts, d. i. denen, ^welche dazu dienen, die Menschen 
gemeinsam za beherrschen, sie zu einem Gesammtdasein zu ver- 
binden und dieses als solches zu vollenden/ ist eben dieser 6e- 
sammterfolg (und nicht die Gerechtigkeit, die Erhaltung des Ein- 
zelnen bei seinem Recht) das primäre bestimmende Princip. Einerlei 
ist hiebei, ob der Streit zwischen Regierung und Unterthan oder 
unter den Unterthanen allein geführt wird. Wo diese ihre Be- 
fugnisse gegen einander nicht auf ein Recht des privatrechtlichen 
Gebiets gründen, sondern auf eine Anordnung, welche die gemein- 
same Thätigkeit für ein gemeinsames Ziel zu beherrschen die Ab- 
sicht hat, aus der nur eine gesetzliche Ermächtigung, insofern ein 
Recht für sie resultirt, da ist das Bereich der Hoheit, der Gemein- 
beherrschung. Auch die Entscheidung des Streits unter den Be- 
theiligten ist hier nichts anderes als die Realisirung oder Aufrecht- 
erhaltung der auf den Gesammterfolg berechneten Anordnung und 
fällt desshalb an die administrativen Behörden. Für solche admini- 
strative Entscheidung darfdesshalb der Ausdruck Administrativ- 
justiz nicht gebraucht werden. Auf Justiz, auf Handhabung der 
Gerechtigkeit ist es dabei zunächst nicht abgesehen, sondern auf 
die rechte Erhaltung des gemeinsamen Zustandes, wenn diese auch 
durch Streitigkeiten Einzelner und deren Entscheidung durchgeht. 
Wo die Gerichte sprechen, ist demnach immer die Auseinander- 
setzung dieses Falls, der Schutz dieses Rechts, dieses Menschen, 
einziger und absoluter Zweck. Wo dagegen auch der einzelne Fall 
nur als Glied des allgemeinen öffentlichen Zustandes erscheint, da 
können die Gerichte regelmässig nicht entscheiden, z. B. Wahlrecht, 
Steuer. Doch ist schliesslich in jedem Staate die Ausscheidung der 
(Kompetenz zwischen Justiz und Verwaltung nicht nach der Ck)n- 
sequenz aus Principien zu machen, sondern zugleich im Hinblick 
auf Zweck und Erfolg. Gegenstände, die nach der Consequenz 
der Verwaltung angehören, mögen immerhin, um die gesetzliche 
Behandlung des Unterthanen noch mehr zu verbürgen, den Ge- 
richten überwiesen werden, wenn je nach ihrer besonderen Be- 
schaffenheit erhellt, dass diese bloss privatrechtliche Festsetzung 
der wechselseitigen Befugnisse der Betheiligten den für das Oeffent- 
liche nothwendigen Erfolg nicht vereitle (z. B. Beschwerden im 
Steuerwesen, wenn die Finanzverwaltuog dabei auskommt). Um- 
gekehrt aber darf nie ein Gegenstand der Rechtspflege Zweck- 
mässigkeit halber der Verwaltung überwiesen werden. Denn das 
Princip der Rechtspflege, die Grerechtigkeit, hat eben die Natur, 
der blossen Rücksicht der Zweckmässigkeit nicht Raum zu geben.^ 
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Zu den gleichen Ergebnissen gelangt auch Gerber^ Grund- 
züge eines Systems des deutschen Staatsrechts 1865. 

^Die nichtgesetzgebende Thätigkeit des Staates — lehrt der- 
selbe — scheidet sich vom juristischen Gesichtspunkte aus in zwei 
Classen, in die richterliche und in die verwaltende Thätigkeit. 
Beide schliessen sich sowohl wegen der eigenthümlichen Grund- 
sätze, nach denen sie erfolgen , als auch wegen der besondern , die 
Organisation und Rechtsstellung der thätigen Behörden betreffenden 
Rechtssätze auf das Bestimmteste gegen einander ab. 

Die richterliche Thätigkeit der Staatsgewalt, welche die 
Aufrechterhaltung des bestehenden Rechts unter den ihr Unter- 
worfenen mittels Rechtsprechung im einzelnen Falle bewirkt, charak- 
terisirt sich dadurch, dass sie auf Geltendmachung des absoluten 
Rechts gerichtet ist. Nach diesem Massstabe allein erledigt sie den 
ihr zur Entscheidung vorgelegten rechtlichen Thatbestand. Das zu 
entscheidende Verhältniss will nicht nach relativen Gesichtspunkten, 
etwa nach Rücksichten auf das allgemeine Wohl, Rücksichten der 
Zweckmässigkeit, der Moral beurtheilt sein, sondern in völliger 
Isolirung allein nach den Principien des Rechts. Eben diese ab- 
solute Herrschaft der Gerechtigkeit bei der Beurtheilung des Rechts- 
verkehrs schliesst die auf richterliche Entscheidung gerichtete Staats- 
thätigkeit zu einem von allen übrigen hoheitlichen Functionen 
isolirten Gebiete ab, in welchem eine von keinem sonstigen 
öffentlichen Interesse beeinflusste Autorität in Gestalt der Gerichte 
lediglich nach Massgabe der technischen Kunstregeln des juristischen 
Denkens waltet. Diese richterliche Staatsthätigkeit theilt sich wieder 
nach zwei Richtungen und zwar: 

a. in die Fürsorge dafür, dass demjenigen, welcher die Grund- 
lagen der Rechtsordnung überhaupt durch ein Verbrechen verletzt 
hat, sein Recht durch Zuerkenn ung der rechtmässigen Strafe zu 
Thell werde: strafrichterliche Thätigkeit mit dem entsprechen- 
den Gebiete des Strafrechts; denn gleichwie die ganze staatliche 
Strafgewalt nur auf das Fundament der Gerechtigkeit gestützt 
werden kann, so kann auch jede Strafe im einzelnen Falle nur 
nach dem Massstabe der Gerechtigkeit mit Ausschluss aller sub- 
jectiven und aus andern Interessenkreisen entlehnten Motiven ver- 
hängt werden. 

b. In die Fürsorge, dass demjenigen, welcher in seiner indi- 
viduellen Rechtssphäre verletzt ist, die Anerkennung und Wieder- 
herstellung seines Rechts gesichert ^ werde: civilrichterliche 
Thätigkeit mit dem Gebiete des Privatrechts. Denn die privat- 
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rechtlichen Rechtsverhältnisse stehen ausserhalb des Staatszusammen- 
hangs ^ sie gehören der individuellen, nichtstaatlichen Persönlichkeit 
der Einzelnen an; auf solche Verhältnisse hat die Staatsgewalt an 
sich keinen unmittelbaren Einfluss; es steht ihr hier im Allgemeinen 
nicht zu, ordnend einzugreifen und dem Einzelnen das sittlich 
wünschenswerthe oder das zweckmässige Handeln aufzunöthigen. 
Was von der Staatsgewalt erwartet und angenommen wird, ist 
ein Minimum der Einwirkung, nämlich die Feststellung und Durch- 
führung des absoluten Rechts. Diess ist der einzige Einfluss der 
Staatsgewalt, den die, privatrechtliche Freiheit des Einzelnen (ab- 
gesehen von besondern Ausnahmszuständen) duldet. 

Einen gauz andern Einfluss hat der Staat auf Verhältnisse, 
welche ihren Sitz innerhalb der Staatsordnung selbst haben, nicht 
der isolirten Persönlichkeit angehören, sondern den Einzelnen als 
Glied des gesammten Staatsverbandes angehen und unter der Herr- 
schaft der allgemeinen Ordnung stehen. Diese Verhältnisse sind 
nicht Gegenstand individueller Freiheit, sondern unterliegen der 
vollen Einwirkung der Staatsherrschaft. Auch sie erwarten, wenn 
sie unklar oder bestritten sind, ihre Lösung durch eine Entschei- 
dung der Staatsgewalt; aber diese beschränkt eich hier nicht darauf, 
den Thatbestand in abgeschlossener Betrachtung nach den Regeln 
eines absoluten Rechts zu behandeln, sondern sie bringt auch die 
Rücksichten auf das allgemeine Wohl zur Geltung und hat zugleich 
das im öffentlichen Interesse Nützliche und Zweckmässige durch- 
zusetzen. 

Indem sie den Einzelnen nöth'gt, sich nach diesen relativen 
Gesichtspunkten behandeln zu lassen, verfährt sie jedoch keines- 
wegs nach Willkür oder Laune; denn auch für die Geltendmachung 
jener über den Massstab des absoluten Rechts hinaus gehenden 
Motive bestehen Gesetze als Schranken, Verordnungen und deducir- 
bare Grundsätze. Diess ist das Gebiet der Verwaltung, welche 
sich hiernach im Gegensatz zu den Gerichten als die unmittelbare 
Ausführung der hoheitlichen Beherrschung vom Gesichtspunkte der 
Gtsammtinteressen aus darstellt. Innerhalb dieser Sphäre der 
Verwaltung müssen die für ihre einzelnen Zweige bestellten Ver- 
treter volle Selbstständigkeit und die Anerkennung als eigene recht- 
liche Autoritäten in Anspruch nehmen. 

Die Staatsgewalt, indem sie als höchste ordnende Macht die 
Aufgaben des Staates vollzieht, kann als solche daher niemals zu 
der Stellung einer Processpartei vor Gericht herabgedrückt werden. 
In ihrer eigenen innern Organisation hat sie die Garantien der 
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Rechtmfissigkeit ihres Handelns oder der Remedur ungesetzlichen 
Handelns durch einen ihrer Vertreter und das eigenthümliche Rechts- 
mittel hiefür ist die Beschwerde, deren Gedanke ist, dass die 
Behörde, gegen deren Verfahren das Rechtsmittel erhoben wird, 
nicht in Uebereinstimmung mit dem wahren Willen der Regierung 
gehandelt habe, welchen die ob.ere Behörde in der Aufhebung 
der angefochtenen Verfügung zur Geltung briogen werde (§. 62). 
Das Beschwerderecht, unterstützt durch die schliesslichen Rechts- 
mittel der Ständeversammlung, muss nebst dem Recursrechte in 
VerwaltuDgsstreitsachen nach menschlichem Ermessen als ausrei- 
chende Bürgschaft für die Gesetzmässigkeit des Waltens der Staats- 
gewalt gelten. Diese Garantien mögen einer weiteren Entwicke- 
lung und Stärkung in sich und durch Herstellung eines besonderen 
öffentlichen Gerichtshofes fähig und bedürftig sein; aber die 
Unterstellung der Verwaltung unter eine ganz allgemeine Kritik 
der gewöhnlichen Civilgerichte würde zu einer völligen Verkehrung 
der naturgemässen Verhältnisse und zu einer verderblichen Läh- 
mung der Staatsgewalt führen.^ 

Weiter versichert uns Bluntschli, in dessen Studien über 
Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtspflege in der kritischen 
Vierteljahrsschrift von Pözel Bd. VI: 

„Das öffentliche Recht und das Privatrecht sind zwei so ver- 
schiedene Rechtsordnungen, dass dieselben bei höherer Ausbildung 
auch eine eigenthümliche Organisation der entsprechenden Rechts- 
pflege bedürfen. Alles öffentliche Recht ist lediglich vom Staate 
abgeleitet und bleibt abhängig vom Staate. Es kann nie ganz los- 
getrennt werden von der Entwickelung des Staatslebens, denn es 
existirt nur durh den Staat, in dem Staat und mit dem Staat. 
Diese staatliche Natur muss daher fortwährend beachtet werden 
und auch dann, wenn öffentliche Rechte den einzelnen Bürgern 
gleichsam anvertraut sind oder zustehen. Auch die Bürgerrechte, 
die Stimmrechte, die Wählbarkeit gehören doch niemals wie das 
Eigenthum an Sachen und nicht einmal wie Familien - und genossen- 
schaftliche Rechte den Individuen ausschliesslich und zu rein indi- 
vidueller Verfügung an, sondern sie finden ihre Grundlage, ihre 
Bestimmung und ihre Beschränkung immer nur in der Organi- 
sation des Staats und in Beziehung auf die öffentliche Wohlfahrt. 

Die Privatrechte dagegen kommen den einzelnen Personen 
für sich zu, im Gegensätze gegen alle Welt, auch gegen den 
Staat. Das öffentliche Recht ist regelmässig zugleich Pflicht, 
weil es der Gesammtheit dient, das Privatrecht ist regelmässig 
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nur Befagniss, nicht zugleich Pflicht, weil es dem. Individuum 
dient. — OejSTentlichrechtliche Streitigkeiten müssen also immer im 
Geiste der Gesammtheit, von dem Standpunkte der Staatsordnung 
aus und im Hinblick auf die ö£fentliche Wohlfahrt beurtheilt werden. 
Eine Handhabung des öffentlichen Rechts in civilistischer Weise 
lediglich durch logische Schlussfolgerung aus abstracten Gesetzen 
auf behauptete Thatsachen ohne Berticksichtigung der wandelbaren 
öffentlichen Bedflrfnisse würde die Bewegung des Staates hemmen 
und zu dessen Auflösung führen. Die naive Unbefangenheit, wel- 
che nichts sieht, was nicht in den Acten ist oder von den Parteien 
vorgetragen wird, die hohe Unparteilichkeit, welche in dem Staate 
nur einen Gegfoer einer andern völlig gleichberechtigten Partei er- 
blickt, die Freiheit der Unterscheidung, welche die Thatsachen in 
ihre einzelnen Momente zerlegt und unter die hergebrachten juri- 
stischen Begriffe unterbringt, der kleine zuweilen mikroskopische 
Scharfsinn, welcher aus der Form auf den Willen schliesst, und 
die logische Strenge und Unerbittlichkeit sind sehr schätzen swerthe 
Eigenschaften eines Civilrichters, aber für den Richter in 
Sachen des öffentlichen Rechts höchst geföhrliche, die ihn 
missleiten können, gerade das zu übersehen und zu missachten, 
was hier die Hauptsache, den Zusammenhang aller öffentlichen 
Rechte mit dem grossen Staatsganzen, dem sie angehören. Es 
hat einen Sinn, wenn der Civilrichter sich auf das Sprichwort 
beruft: fiat justitia et pereat mundus, weil der Entscheid über einen 
einzelnen Streit um ein Privatrecht, das gegen alle Welt besteht, 
diese noch nicht aus der Angel hebt; aber es wäre völlig sinn- 
los zu sagen: fiat jus publicum et pereat res publica. — Wer ge- 
wohnt ist, in dem Recht nichts anders zu sehen, als ein System 
von formulirten Regeln, von abstracten Vorschriften, von Gesetzen 
in weiterem Sinne, gleichviel ob er sie als eine göttliche oder dem 
Yolkswillen entsprungene staatliche Ordnung über dem Men- 
schen betrachtet, dem wird es nicht leicht zu verstehen, wess- 
halb denn die Gesetze des öffentlichen Rechts einen andern 
Charakter haben als die Gesetze über das Privatrecht. Ob- 
wohl diese ideologische Auffassung des Rechts überall unzureichend 
ist, so werden ihre Mängel doch im Privatrecht weniger empfun- 
den. Die Privatpersonen, die mit einander streiten, müssen sich 
einer Gesetzesautorität unterwerfen, welche als eine sittliche und 
staatliche Macht über ihnen ist und sie ihrem Willen unterwirft. 
Aber dass die öffentliche Rechtsordnung, wenngleich ebenfalls in 
Verfassung und Gesetz in Form des Volkswillens formulirt und 
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ausgesprochen, Dicht als eine abstracte unveränderliche Ordnung 
über dem Volk und dem Staat zu begreifen sei, das ist nachgerade 
durch die Staatswissenschaft klar geworden. Das Staatsrecht ist 
nicht ein Gedankending ausser und über dem Staate, sondern es 
ist der organische lebendige Staat selbst in seinen noth- 
wendigen Verhältnissen. Indem der Staat sich entwickelt und sich 
wandelt, entwickelt und wandelt sich sein Recht, und es gibt kein 
öffentliches Recht, welches als abstracte Macht wider den Staat 
bestehen könnte. Sind schon die festgestalteten Privatrechte, 
welche gänzlich der Willkür der Individuen dienen, nicht in dem 
Grade veränderlich, wie die meisten Juristen glauben, so werden 
daher die öffentlichen Rechte viel entschiedener von der Strömung 
des öffentlichen Lebens, das nie still steht, mit fortgezogen. Wenn 
es bei der Beurtheilung streitiger Privatrechte in der Regel genügen 
wird, die in der Vergangenheit entstandene Form derselben zu er- 
kennen und gegen Verletzung durch andere zu schützen, so würde 
eine derartige nur zurückschauende und bloss formelle Auffassung 
des öffentlichen Rechts, welche den Zusammenhang mit der all- 
gemeinen Bewegung des öffentlichen Lebens nicht beachtete, mit 
den öffentlichen Bedürfnissen der Gegenwart in einen unleidlichen 
Widerspruch gerathen. Ganz dieselben Verwaltungsgesetze werden 
je nach Umständen strenger und enger interpretirt und gehandhabt. 
— Es kann das gar nicht anders sein, weil das Verwaltungsrecht 
nicht von der Bewegung des öffentlichen Lebens losgetrennt werden 
kann. Allerdings soweit die Gesetze die Bedingungen 
und Schranken des Verwaltungsrechts fest bestimmen, 
müssen dieselben ebenso treu und aufrichtig dem Ur- 
theil zu Grunde gelegt werden, wie die Gesetze über 
das Privatrecht. Aber gewöhnlich bleibt dem Richter in 
Verwaltungsstreitigkeiten innerhalb jener gesetzlichen Schranken 
noch ein ziemlich weiter Spielraum offen, innerhalb dessen er 
die Ansprüche der Parteien und die Forderungen des Staats im 
öeiste des gegenwärtigen Lebens und seiner Bedürfnisse zu wür- 
digen, auszugleichen und mit der Bewegung der Zeit in Einklang 
zu bringen hat. Der Richter in Verwaltungsstreitigkeiten wird 
daher viel öfter als der Civilrichter in der Lage sein, neben der 
Frage der Gesetz- oder Rechtmässigkeit auch die der Zweck- 
mäasigkeit mit in Betracht zu ziehen und folglich nicht bloss 
rückwärts, sondern auch vorwärts schauen müssen. Juristische 
Bildung allein wäre daher für den Verwaltungsrichter auch un- 
genügend.^ — 
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Endlich muss hier auch noch der Ansicht Gneisfs in ihren 
Grundzügen gedacht werden, zumal derselbe in vielfachen Schriften 
die Einführung eigener Verwaltungsgerichte zum besondern Ziele 
seiner Bestrebung gemacht und seine Anschauung einen ganz er- 
sichtlichen Einfluss auf die preussische Gesetzgebung gehabt hat. 
Wir versuchen, dieselbe nach seiner Schrift „Der Rechtsstaat, 
Berlin 1872'* in folgendem zusammen zu fassen: 

„Die Behandlung der Staatshoheitsrechte zur Zeit des heiligen 
römischen Reichs, als „eigene^ Rechte der Stände führte zu einer 
Vermengung von privatem und öffenthchem Recht; dieselbe war 
anfangs zwar einem zweiseitigen Rechtsschutze günstig, führte 
aber in weiterem Verlauf und bei steigendem Bedürfnisse des Staats 
zu einer steten Minderung des Rechtsschutzes der Uutert hauen. 
Denn je mehr die Landeshoheit aus einer blossen Summe von er- 
erbten , hergebrachten, verliehenen Rechten einer Grundherrlichkeit 
in ein allgemeines System staatlicher Pflichten überging, desto 
ungeeigneter erschien die Behandlung eines Widerspruchs dagegen 
als einer blossen Collision von Priv^atrechten, welche von einem 
aussenstehendeu Richt'Crcollegium entschieden werden soll. — Wo 
das frühere Reichsstaatsrecht eine Klage wegen Missbrauchs der 
Landeshoheit gewährte, geschah es von einem heute veralteten 
Standpunkt aus. Seitdem die reichsständischen Rechte nicht mehr 
als eigene Rechte an Land und Leuten behandelt wurden, ver- 
loren sie mit dem Fortschritt zur staatsrechtlichen Auffassung 
der Regierungsrechte noth wendig die Behandlung des Widerspruchs 
als Civilklage. Aber aus dem neuen Verhältniss der Landeshoheit, 
welche gemeinsame Leistungen der Unter thanen beanspruchen musste, 
erwuchs jetzt der neue Anspruch einer Gleichheit des Masses 
der staatlichen Anforderungen, deren Einhaltung ebenso eine Recht- 
sprechung bildet, wie die Handhabung des Privat- und Strafrechts 
d. i. der Gerechtigkeit auch in dieser Richtung. Für diese neue 
Aufgabe, — für die eigentliche Verwaltungsjurisdiction — fehlte 
es dem Reiche ebenso an Normen, wie an Organen. Das Territo- 
rialrecht gab nun, was das Reichsrecht versagte, nicht nur Ver- 
waltungsgesetze, sondern für deren streitige Auslegung eine neue 
Verwaltungsjustiz, einen eigenen aber gleichartigen Schutz wie bei 
Privatrecht durch drei Instanzen. Denn wie hätte der heutige 
Staat werden können, wenn es den Unterthanen verstattet gewesen 
wäre, den Staat wegen aller neuen Ansprüche., die nicht anders 
als in ständigem Conflicte mit der natürlichen Freiheit der Person 
und des Eigenthums durchgesetzt werden konnten, bei dem Civil- 
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gericht zu belangen, seinen Widerspruch hiergegen also einer 
privatreehtliohen Behandlung zu unterstellen? Die Meinung^ 
dass das moderne Territorialstaatsrecht erst die Competenz der Ge- 
richte beschränkt habe^ ist irrig, ihre Begrenzung auf Privat- und 
Strafreeht ist europäischen Rechts. Die Schwäche der Einrichtung 
lag besonders im Maogel der Formation der Gesetzgebung d. i. der 
Scheidung von Gesetz und Verordnung und folglich in der Gefahr 
übereilter Gesetzgebung. Erst durch die constitutionellen Verfas- 
sungen der Neuzeit verloren die zur Entscheidung für streitige 
Fragen der Verwaltung bestellten Behörden ihre Fähigkeit zur 
Handhabung der Verwaltungs - Rechtsprechung. Denn in deren 
Consequenz liegt eine Regierung der in der Volksvertretung als 
Majorität waltenden Partei. Da der Minister selbst ihr ver- 
antwortlieh ist, dem Minister aber wieder die Verwaltungsbeamten 
als amovible Werkzeuge unterstehen, so geschieht es, dass diese 
Parteiregierung auch zu einer parteiischen Verwaltung führt, an 
Stelle des Gleichmasses in den staatlichen Forderungen und Lei- 
stungen die einseitige Behandlung der Interessen der Unterthanen 
im Sinne der mächtigsten Partei tritt. Ein solcher Zustand wider- 
streitet aber dem Wesen des Staats. Die Gesellschaft als die 
Gliederung des Volkes nach Besitz und. Erwerb der äussern und 
geistigen Güter ist durch den Gegensatz der Interessen steter Ent- 
zweiung, beständigem Kampfe verfallen. Diesen Gegentotz, sowie 
die hier resultirende theiiweise Abhängigkeit und Unfreiheit der 
Staatsangehörigen untereinander zu überwinden , ist der eigentliche 
Beruf des Staats. Seine Aufgabe, welche die Kirche durch ihre 
Spaltung verloren, liegt in der sittlichen und geistigen Hebung 
der Gesammtheit, soweit diess durch Einschlagung eines einheit- 
lichen Weges bedingt ist, also weder in der Rechtsassecuranz allein, 
noch nur in Wohlfahrt mittels beliebig freier Thätigkeit, sondern 
in beiderlei Hinsicht in unparteiischer Abwägung des noih- 
wendigen Masses der Anforderungen der öffentlichen Sicher- 
heit und Wohlfahrt an die Person und das Vermögen aller Staals- 
angehörigen. Die Lösung hiefür kann nur gefunden werden, wenn 
vor allem wieder das Recht des Staates selbst in seiner ganzen 
Machtfülle anerkannt, die Staatsleitung als Führerin auf rechtem 
Wege von der Gesellschaft angesehen und letztere selbst nach 
ihrem heutigen gewaltig veränderten Bestände mit dem Staate 
wieder innigst in Verbindung gesetzt wird. Es ist nicht zulässig 
Privat- und öffentliches Recht auf eine Linie zu stellen und den 
Streit über die rechte Ausübung der Staatsgewalt als einen Colli- 
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sionsfall zwischen* gleichartigen Rechten zu behandeln, als ein Recht 
und Gegenrecht zwischen Kläger und Beklagten, worüber der 
Processricbter zu entscheiden hätte. Der nationale Grundzug des 
Individualismus, wonach man unter Recht und Gericht immer nur 
zunächst den Schutz seiner Person, seines Eigenthums, seiner 
Genossenschaft, seines Standes, seiner engeren Gemeinschaft 
gegen die Anforderungen des Gemeinwesens versteht, dagegen an 
die Nothwendigkeit und durchgreifende Ausführung der Staats- 
gesetze erst an letzter Stelle denkt, diese privatisirende Auffas- 
sung der Rechtsprechung hat das alte deutsche Staatswesen gelähmt 
und zersplittert. Sie ist jetzt noch der Grund der Lieblingsvor- 
stellung, jeden Act der Verwaltung durch eine Klage bei den 
Gerichten zur Contestation zu bringen, als ob diese Fragen nach 
Gesichtspunkten des Einzelrechts entschieden werden könnten. Die 
contentiösen Fragen der Staatsverwaltung, der Polizei- und Militär- 
verwaltung, der Steuereinschätzung, Stadt- und Schulverwaltung 
finden keine Entscheidungsnormen in dem Grundsatze der Freiheit 
der Person und des Eigenthums, oder in dem Begriffe des Eigen- 
thums und der dinglichen Rechte, sondern in der unparteiischen 
Abwägung des nothwendigen Masses der staatlichen Anforderungen, 
das in gerechter Weise nicht durch logische Auslegung der Gesetze, 
sondern durch fortlaufende Vergleichung der Einzelfälle in conti- 
nuirlicher Ausübung des Verwaltungsamts selbst gefunden wird. 
Die ganze Aufgabe ist sachlicher, objectiver Natur. Eine zwie- 
spältige Autorität ist hiebei nicht zulässig, die Rechtsfrage selbst 
immer untrennbar mit der Thatfrage verwachsen. Alle Verwal- 
tungs- Jurisdiction in monarchischen Staaten ruht auf dem Grund- 
gedanken, dass die Staatsgewalt um ihrer selbst willen eine 
unparteiische Handhabung ihrer eigenen Gesetze will, dass die 
dauernde höchste Gewalt ihrer Natur nach nicht anders als 
Recht ertheilen kann. Die Zweiseitigkeit dieses Rechtsschutzes ge- 
währt der Gesammtheit wie den Einzelnen, was ihnen zukommt. 
Muss hiernach an dem alten System der deutschen Verwaltungs- 
Jurisdiction , vermöge dessen dieselbe mit der Verwaltung selbst 
in innigster Verbindung war, festgehalten resp. an dasselbe wieder 
angeschlossen werden, so fordert dagegen die Lösung ihrer Auf- 
gabe im Hinblick auf die heute veränderte Gesellschaft — und 
hierin liegt die neue Phase — eine veränderte Besetzung. Die 
Gesellschaft nach ihrem heutigen Bestand muss wieder gleichmässig 
mit dem Staat und allen Staatsfunctionen ganz besonders, also auch 
mit der Verwaltungß- Jurisdiction, in Verbindung gebracht werden. 
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Die Organe der letzteren dürfen nicht nnehr ausschliesslich aus 
parteimässig bestellten B^rufsbeamten bestehen, sondern müssen in 
gleichmässigeoi Anschlüsse an den Bestand der Gesellschaft aus 
deren eigenem Schoosse entnommen werden. Die sociale Stellung 
des berufsmässigen Beamtenthums ist als Rechtsschranke für sich 
allein unzureichend, wo es der Machtfülle der Staatsgewalt, noch 
mehr, wo es der Wucht der ganzen Gesellschaft und der darin 
herrschenden Partei entgegentreten soll. Das rechtsprechende Be- 
amtenthum bedarf des Beistands der Macht des Besitzes selbst, 
um das öffentliche Recht gegen die Macht zu vertreten. Die Be- 
amten der Verwaltungs- Jurisdiction müssen daher aus der Gesell- 
schaft selbst verstärkt werden und zwar in Gestalt des Ehrenamts, 
welches sich, wie jahrhundertjährige Erfahrung in England beweist, 
weder in der Ernennung, noch Ausübung und Entlassung partei- 
mässig behandeln lässt. Als Yerwaltungs-Jurisdictionsstellen müssen 
sie coll^ialiseh formirt werden, mündlich contra dictorisch verfahren 
und nicht nur alle contentiösen Verwaltungsfragen aus dem Kreise der 
Polizei-, Militärverwaltung, Steuer wirthschaft, Schulverwaltung etc. 
entscheiden, sondern auch über die Concessionen , Gonsense u. s. w. 
entschliessen , kurz das ganze Gunstgebiet versorgen, in welchem 
die constitutionelle Verwaltung ihre demoralisirenden Parteieinflüsse 
entwickelt hat. Den Abschluss muss ein oberster Verwaltungs- 
gerichtshof bilden mit ständiger Besetzung und endgiltiger, von der 
zeitigen Ministerverwaltung unabhängiger Entscheidung. — Nicht 
aus der Lebensanschauung vereinzelter Interessen der Wirthschaft, 
Kunst u. s. w., nicht aus dem Kreise des Privatlebens, sondern aus 
der staatlichen Gewöhnung der Gesellschaft geht der Sinn für das 
allgemeine Recht hervor; der in der gewohnheitsmässigen Selbst- 
verwaltung mit öffentlicher Rechtssprechung liegende Gegenorga- 
nismus gegen das Parteiwesen wird schliesslich auch das staatliche 
Gesammtbewusstsein in den gesetzgebenden Körpern zur Geltung 
bringen.'' 

Um nun schliesslich auch noch der Männer der praktischen 
Staatsverwaltung kurz zu gedenken, so gründen dieselben die 
Vertheidigung des bestehenden Zustandes im Wesentlichen, wie 
schon bemerkt, auf den Erfolg. Sie preisen daher die Erkenntniss 
des Unterschieds der Justiz im engeren Sinne als Privat- und Straf- 
Rechtspflege, von der Verwaltung einschliesslich der Verwaltungs- 
Rechtspflege so wie eine dieser Verschiedenheit entsprechende Or- 
ganisation beider als objectiv gesonderter, völlig coordinirter Gebiete 
als ein ganz besonderes Verdienst der Neuzeit, weil gerade in dieser 
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Trennung eine der Hauptursachen der grossartigen Leistungen und 
Erfolge gelegen sein soll, deren die moderne Staatsverwaltung im 
Vergleiche mit der Vergangenheit sich rühmen könne. Selbst 
Gerber (a. a. 0. §. 56 Anmerk.) rühmt gegenüber der Berufung 
auf das ältere Territorial- und Reichsrecht für eine allumfassende 
Justizcompetenz: ^Bei einem Staatszustande ^ der wesentlich auf 
privatrechtlichen Verhältnissen ruht, in welchem die Staatsgewalt 
fast durchweg durch privatrechtliche Schranken gehemmt ist, ist 
die Verwaltung und Staatspflege das Untergeordnete, Nebensäch- 
liche; der Staat kann sich keine der grossen umfassenden Aufgaben 
zur Hebung und Förderung des Volkswohls stellen, in denen er 
jetzt seine wichtigste Thätigkeit entwickelt. Justiz ist Alles! Von 
ihr wurde fast ausschliesslich die Regulirung der staatsbürgerlichen 
Verhältnisse erwartet. Wie hätte man es hier verstanden, wenn 
Jemand gesagt haben würde: die Justiz ist die beschränkteste und 
gemässigtste Einwirkung, welche der Staat äussern kann — da 
man den Gegensatz, nämlich die umfassende Einwirkung der ver- 
waltenden Thätigkeit, kaum in den ersten Anfängen und nur als 
eine Abart der Jurisdictio kannte. Die völlige Umwandlung der 
Grundlagen der Staatsgewalt und die damit verbundene vollstän- 
dige Veränderung der Massverhältnisse der einzelnen Staatsfunc- 
tionen wird nirgends mehr als hier verkannt.^ 

Von solchen Anschauungen getragen werden dann die Prakti- 
ker der Versicherung nicht müde, dass bei einer Omnipotenz der 
Gerichte es überhaupt unmöglich gemacht werde, zu regieren. 
In dieser Ueberzeugung bringen sie jeden anders Denkenden 'da- 
durch als unstaatsmännischen ideologischen Doctrinär in Verruf, 
dass sie mit überlegenem Anschein dessen gegentheilige Anschau- 
ungen, wenn nicht als gegen die Rechte der Krone verstossend, 
doch mindestens als zu einer staatswidrigen Schwächung der Re- 
gierung führend brandmarken. 



IX. 

Prüfang der Gründe für die angebliche Eigenthüm- 
lichkeit der Verwaltnngsrechtspflege. 

Wenn das Ergebniss unserer analystischen Untersuchung über 
die Natur des Rechts und des Staats als der fUr die Rechts-Reali- 
eirung gewidmeten öffentlichen Volksverbindung der Wirklichkeit 
entspricht — und an jeder Einzelerscheinung im Rechtsleben kann 
die Probe hierüber gemacht werden — so muss es uns auch die 
sonderbare Verkettung von Wahrheit und Irrthum in Begründung 
der Behauptung erschliesseU) als sei es das eigene bleibende Wesen 
des Rechts selbst^ welches bei seiner Spaltung in öffentliches und 
privates Recht auch eine verschiedene Art seiner Anwendung in 
Streitfällen nöthig mache. 

Um die gegnerischen Gründe erschöpfend und zugleich nach 
einem inneren sachlichen Zusammenhange zu würdigen, wollen 
wir versuchen, deren Prüfung, so weit sie hauptsächlich theoreti- 
scher Natur ist, an die bei jeder Judicatur in Betracht kommen- 
den Momente von Gericht, Gesetz und Rechtsverhältniss anzu- 
schliessen, die Erinnerungen der Praktiker aber bezüglich des Er- 
folgs zuletzt in Erwägung ziehen. 

I. Wie es zum Wesen einer Staatsverbindung gehört, dass 
sie das gesammte objective Recht in ihrem Bereiche entweder un- 
mittelbar selbst setze oder das von ihren Angehörigen autonomisch 
gesetzte, insoweit sie es billigt, Behufs seiner Geltung anerkenne, 
so gehört es auch zu ihrem Wesen, dass sie die Anwendung des 
gesammten objectiven Rechts auf concrete Fälle, soferne hierüber 
unter den Betheiligten Uneinigkeit und Zweifel sich erheben, als 
Richter vermittle. In letzter Beziehung ist es ganz gleichgiltig, 
ob das anzuwendende Recht direct das gegenseitige Verhalten der 
Menschen bei Verfolgung ihrer Lebenszwecke, oder den Eintritt 
der für den Fall befangener Verletzung dieser Regeln angedrohten 
Strafen zum Gegenstand hat. 
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Bei der chara)cteri8tiscb^i Verschiedenartigkeit beider staar- 
üoheM Fufletionen haben dieselben im constitatioDellen Staate auch 
•eine eoiiarf gesonderte und wesentlich versdiiedene Organisation 
erhalten. Die Gesetzgebung ist hiernach ausschliesslich Bache 
-des Fürsten in Verbindui^ mit der verfassungsmässigen Voiks- 
repräsentation ; die Aufgabe dagegen, das staatlich gesetzte oder 
■anerkannte objectire Recht in der Goosequenz seiner Anwen- 
dung auf concrete zweifelhafte Fälle darzulegen, ist an Staats- 
organe überwiesen, die im Allgemeinen als die Gerichte be- 
jeeichnet werden. Die Eigenthümlichkeit ihrer Function erfordert, 
<lasB dieselbe sich in äusserer Unabhängigkeit vollziehe, wesshalb 
olenn auch die Dnabhäng^keit der Gerichte in Schöpfung ihres 
Urtheils gegenüber der Staatsregierung zur ausdrücklichen An- 
erkennung des Gesetzgebers gelangt ist. Aber diese Unabhängig- 
keit ist kein Privilegium, sondern nur eine natürliche Folge der 
richterlichen Aufgabe, das bestehende, von der verfassungsmässi- 
gen Gesammtstaatsvertretung bereits gesetzte oder anerkannte ob- 
Jective Recht in der Consequenz seiner Anwendung in zweifelhaften 
Einzelfällen z«i constatiren. Ohne die strengste Festhaltung an 
dieser Yotaussetzung müsste noihwenig auch die richterliehe Un- 
abhängigkeit gegenüber der Staatsregierung wegfallen. Denn un- 
abhängige Gerichte, welche nicht darauf beschränkt wären, das 
verfassungsmässig von dem Staate als solchem, d. i. von der Ge- 
,43ammtvertretiing gesetzte und gebilligte Recht anzuwenden, son- 
•dern solches sogar selbst zu setzen die Macht hätten, wären mit 
<lem Bestände eines jeden Staates und insbesondere mit dem des 
eonstitutionellen ebenso schlechthin unverträglich, als es für densel- 
ben schlechthin nothwendig ist, dass das von dem Ganzen gesetzte 
oder gebilligte Recht auch in allen concreten Verhältnissen zur 
unparteiischen Anwendung komme. Es ist demnach klar, dass von 
einer richterlichen Function überall da nicht die Rede sein kann, 
wo nicht die Anwendung staatlich gesetzter oder anerkannter 
Rechtsnormen für einen Einzelfall in Frage steht 

Nun haben wir uns aber überzeugt, dass es sowohl für den 
Staat, wie überhaupt für jede öffentliche Verbindung unthunlich ist, 
<ias gesammte gegenseitige Verhalten der Glieder als solcher durch 
voraus bestimmte generelle Rechtsnormen allseitig zu regeln, dass 
vielmehr meistens ein mehr oder weniger beträchtliches Gebiet des 
Verhaltens verbldbt, das in eine vollständige generell rechtliche 
Formulirung nicht aufgeht und daher concret, aber in Harmonie 
mit Zweck und Bestand des Ganzen bestimmt werden muss. 

Schmitt, Grundlagen der Yerwaltungsrechtspflege. 7 
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Das praktische Bedürfniss drängt dazu , hier das freie Ermessen 
der concentrirten Verwaltung als Vertreterin des Ganzen, vorbe- 
haltlich ihrer Verantwortung gegen dieses, ergänzend eintreten zu 
lassen, wie diess die Gesetze selbst allenthalben anerkennen. In- 
dem hiernach jeder öffentlichen Verwaltung ein Gebiet erwächst, 
worin sie mit einer gewissen discretionären Macht, «cm potestatis,!» 
das Verhalten der einzelnen Glieder als solcher concret rechtlich 
zu determiren berufen ist, kann die Behauptung eines Einzelnen 
wegen einer hiebei erfahrenen Benachtheiligung offenbar nur dann 
und insoweit einer richterlichen Cognition unterstellt werden, wenn 
und insoweit dieselbe auf eine Ueberschreitung der gesetzlichen 
Schranke, nicht aber auf die innerhalb dieser nach freiem Er- 
messen ergangene Verwaltungsverordnung gestützt wird. Denn 
andernfalls gebricht es dem Gerichte zur Entscheidung des Streits 
mit der Verwaltung an einer wesentlichen Voraussetzung seiner 
Function, an der für das Verhältniss bindenden Rechtsnorm. 

Doch selbst dann, wenn ein Einzelner von der Verwaltung die 
Verletzung einer auch für sie verbindlichen Rechtsnorm behauptet, 
kann ein Gericht als streitentscheidend nur unter der Voraus- 
setzung interveniren, dass der Klagende zur Streitsache für sich 
legitimirt ist. Die Befugniss zur gerichtlichen Verfolgung muss dem- 
nach für den Einzelnen für sich hin wegfallen , wenn die behauptete 
rechtswidrige Interessenverletzung nicht in ihm als einem Theile 
des Ganzen beschränkt, sondern als dieses in seiner Totalität 
berührend auftritt. Sie muss alsdann umsomehr versagt werden, 
als für die Verantwortung der Verwaltung gegenüber dem Ganzen, 
wenigstens im staatlichen Leben, besondere Gerichtseinrichtungen 
bestehen. 

Demnach ergibt sich schon aus der allgemeinen natürlichen 
Aufgabe des Gerichts in Verbindung mit seiner Stellung im con- 
stitutionellen Staate, dass die Beurtheilung alF jener streitigen Ver- 
letzungen aus Verwaltungsrechts -Beziehungen seinem Geschäfts- 
kreise entzogen sein müsse, welche wir schon oben als Gegenstand 
einer bei der Verwaltung selbst zu erhebenden Beschwerde 
charakterisirt haben. 

Wir müssen daher in Beschränkung hierauf, d. i. auf das Ge- 
biet der administrativen Beschwerde , die Behauptungen der Gegner 
wegen UnStatthaftigkeit einer eigentlichen gerichtlichen Judicatur 
für Verwaltungsstreitigkeiten vollkommen anerkennen. 

Dagegen scheint uns Gn eist's Ansicht nicht zu billigen zu 
sein, wonach gerade dieses Gebiet des freien administrativen Er- 
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roesseDs, ^das administrative Gunstgebiet/ einer unabhängigen 
richterlichen Cognition unterstellt werden müsse, weil es hiebei 
vorzugsweise auf eine gerechte und gleichmässige Abwägung des 
nothwendigen Masses der Anforderungen der öffentlichen Sicher- 
heit und Wohlfahrt ankomme, und hiefUr die Staatsverwaltung bei 
ihrer Abhängigkeit von dem durch die jeweils herrschende poli- 
tische Partei bestimmten Minister nicht fähig sei. 

1) Unstreitig soll das Princip des gleichen Masses auch die 
Seele des Rechts fUr öffentliche Lebensverhältnisse sein. Denn vne 
sollte Gerechtigkeit nach Stahl u. A. nur für das private Leben 
und bei Bestrafungen gelten, im öffentlichen Leben aber gestattet 
sein, dass die Einen die Andern zu ihren Gunsten schonungslos 
ausbeuten? Hätten die Unterdrückten alsdann trotz Bluntschli 
nicht allen Grund zu dem Wunsche: fiat justicia, pereat res publica? 
Aber Gerechtigkeit faequitasj ins Unbestimmte hinein zu handhaben, 
ist nicht Sache der unabhängigen Gerichte im constitutionellen Staate. 
Bei dem Verlangen, dass auch in öffentlichen Verhältnissen Gerech- 
tigkeit zur Geltung komme, kann an diese zunächst doch wohl nur 
als Princip für die Gesetzgebung gedacht werden ; erst durch letztere 
kann und muss sie je nach der Art der öffentlichen Lebensverhältnisse 
ihre vollbestimmte Verkörperung erlangen. Denn nicht allein d«r 
Güterwerth, sondern auch Wage und Gewicht, womit er gemessen 
wird , sind im Laufe der Zeit und im Wechsel der Umstände grosser 
Veränderung unterworfen. Würde die Massbestimmung in Ver- 
theilung der Lasten und Vortheile im öffentlichen Leben lediglich 
dem freien, casuistischen Ermessen unabhängig urtheilender Rich- 
ter überlassen, so läge hierin keine Sicherung allgemeiner Gleich- 
heit, sondern im Gegentheil eine Sanction der willkürlichsten Un- 
gleichheit. Diese abzuhalten ist eben der Zweck möglichst voll be- 
stimmter objectiver Staatsgesetze und der grosse Fortschritt der 
Neuzeit liegt gerade darin, dass es mit annähernder Vollständig- 
keit gelungen ist, auch das Verhalten in öffentlichen Rechtsver- 
hältnissen durch allgemeine Rechtsgesetze in allen Beziehungen 
zum Voraus zu bemeistem. Diesen Weg zu verlassen und an die 
Stelle der generellen Gesetzesbestimmungen das persönliche Er- 
messen vereinzelter und unabhängiger Gerichte als Massstab für 
gemeinsame Arbeit und Genuss zu setzen, hiesse die Gegenwart 
wieder zu jenen unvollkommenen Rechtszuständen der Vergangen- 
heit zurückdrängen, wo wegen mangelnder Gesetze Gerechtigkeit 
nur als individuelle Tugend auftrat und darum Diejenigen in aus- 
gezeichneten Ruf brachte, die es verstanden, das Gerechte in strei- 
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tigen Fällen herauszufinden. Heutigentags aber ist Gerechtigkeit 
itir alle Angehörigen eines Staats gleichbedeutend mit Befolgung 
der Gesetze, und nur dadurch, dass ihre Eenntnits leicht und all- 
gemein zugänglich ist, ist eben auch Grerechtigkeit ein Gemeingut 
Aller geworden. Wird ein Einzelner in seiner öffentlichen Rechts- 
foeziehung von der Verwaltung nicht, wie es smn soll, nach dem 
«inschlagenden Gesetze gleich den Andern behandelt, so ist bis 
jetzt noch kein zweck massigeres Mittel zur Beseitigung des Un- 
rechts im Streitfall gefunden worden, als die streng juristische 
staatsrichterliche Prüfung. 

2) Verletzungen, die wir als Gegenstände der bei der Ver- 
waltung selbst zu erhebttiden administrativen Beschwerde erkannt 
haben, können allerdings nicht in juristischer Weise nach logischer 
Auslegung der Gesetze beurtheilt und erledigt werden. Wenn sich 
ein Staatsaugehöriger darüber besdiwert, da^s die Verwaltung zur 
Eigänzung eines Gesetzes nicht diese oder jene Verordnung er- 
lasse, oder eine bestehende Verordnung nicht beachte, dass sie 
die gesetzlich erforderliche Genehmigung zu einem gewissen ge- 
werblichen Unternehmen versage, dass sie einen öfientlichen Weg 
nicht oder ganz unzweckmässig he^estellt habe, dass der Unter- 
ridit in der öffentlichen Schule zweckwidrig ertheilt, die &he- 
bung gewisser Schutzzölle unterlassen, eine öffentliche Liegen- 
schaft schlecht bewirthschaftet werde u. s. w., so kann die Ver- 
waltung alle diese Beschwerden nicht einer Beurtheilung nach den 
Regeln des objectiven Rechts, sondern nur innerhalb des Rechts 
nach Rücksichten der allgemeinen Zweckmässigkeit, so wie den 
Regeln besonderer Technik, Wissenschaft und Kunst und zwar in 
Zusammenhang mit dem von ihr zu erstrebenden Gesammtzweck 
unterziehen. Aber gerade desswegen, weil die juristische Beur- 
theilung hiebei hin wegfällt, fällt auch der Grund weg, das be- 
treffende Verwaltungsorgan bezüglich der Beschwerde -Erledigung 
nach freier eigener Erkenntniss urtheilen zu lassen und so der 
nothwendigen Centralleitung zu entrücken. Wie vielmehr das Ge- 
richt in Entscheidung über zweifelhafte Rechtsanwendung in Un- 
abhängigkeit von der Regierung functioniren muss, um dem ge- 
wollten Zwecke zu genügen, ebenso muss das Verwaltungsorgan 
im Falle der Beschwerde-Erledigung der Centralleitung unterstellt 
bleiben, damit der Gesammtzweck nicht verfehlt werde. Eine' 
Versehiebung der Stellung beider verschiedenartiger Organe kann 
nur von Uebel sein. 

3) Auch auf dem freien Gebiete des Ermessens, soweit ein 
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solcheB der AdmiDistration nach den bestehenden Gesetzen erflbrigi^ 
wird das Prineip der aequitoi nidit aufhören dürfen, seine Wirk- 
samkeit zu äussern. Wenn aber Oneist der Bestellung unab- 
hängiger Gerichte hiefür durch die Behauptung Eingang verschaf- 
fen will, dass die Staatsverwaltungsbeamten wegen ihrer Stellung 
zu dem Parieiminister zur wirksamen Vertretung dieses Prindps 
in ihrem Wirkungskreise unfifthig seien, so mögen ihn zu diesem 
Misstrauen gegen den deotsehen Beamtenstand Erfahrungen be- 
stimmen, die uns abgehen* In der Rechtsstellung dieses Standes 
an sich liegt kein Grund zu einer solchen Verdammniss. Wenn 
die Mitglieder der Gresellschaft in Verfolgung ihrer verschiedenen 
socialen Zwecke auseinandergehen, mithin je nach der Interessen- 
verschiedenheit in Parteien zerfallen, so ist diess naturgemäss 
und war und wird yfchl immer so sein. Allein gerade darum 
macht sich das schlechthin allgemeine Bedürfniss geltend, 
dass das Gesammtleben eines Volkes ungeachtet der bestehenden 
Verschiedenheit seiner gesellschafltlicheu Interessen in einer Weise 
verlaufe, wonadi alle wahrhaft menschlichen Zwecke zugleich und 
nebeneinander in voUseitiger Harmonie sich geltend machen, und 
entfalten können. Dieses Ziel verfolgt aber die aligemeine Rechts- 
ordnung eines Volkes mit ihren Gesetzen darttber, wie sich Jeder 
bei Betreibung seiner Zwecke bezaglieh der Andern zu verhalten 
hat. Darum ist denn auch die Herstellung und Aufrecht^haltung 
der Rechtsordnung der wesentliche Grundzweck der als Staat be- 
zeichneten Verbindung des gesammten Volks. M<^en Alle im 
Staate, indem sie ihren socialen Zwecken nachgehen, in Parteien 
zerfallen, der Staat ab solcher muss über allen Parteien stehen 
und darf niehi zugeben, dass die Einen die Andern zu ihren 
Zwecken nussbrauchen. Diese Unparteüiehkeit im Staatsleben 
geltend zu machen, ist vor Allem der Beruf des consütutionellen 
Ftlrsten als des Hauptes der Staataverbiadung. Um dieser erhabe- 
nen Mission genOgen zu können nnd nur desswegen sichert ihm 
die Verfassung zu , was Menschen begehren und Menschen gewäh- 
ren können: höchste menschliche Ehre und reichste wirtluchaft- 
liche Ausstattung. Die gleiche unparteiische Stellung haben selbs^ 
verständlich auch alle die füfstlichen Gehilfen; die Staatsbeam- 
ten, einzunehmen. Zu diesem Befaufe sind sie nicht nur der ge- 
wöhnlichen Sorge des Lebens, der Sorge fttr ihre wirthschaftliche 
Existenz durch angemessene, rechtlieh gesicherte Besoldung ent- 
hoben , sondern auch besonderer Ehren theilhaftig. Wer sich nicht 
auf den Standpunkt staatlicher Unparteilichkeit erheben und darauf 
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ZU behaupten vermag, ist nicht fähig und würdig, ein Staats- 
amt zu bekleiden. Die deutschen Staatsbeamten haben von jeher 
diese ideale Seite ihres Berufes nicht verkannt, und mehr als ein 
Minister hat ihren Widerstand erfahren, wenn er es versuchte, sei 
es aus Popularitätssucht, sei es aus einseitiger Begünstigung dyna- 
stischer Interessen, sie in parteiische Stellungen hineinzudrängen. 
Ist es dem Staatsbeamten im Allgemeinen nicht mehr möglieh, 
unparteiisch zu sein, dann ist nicht einzusehen, wie jene Mitglie- 
der der Gesellschaft es sein sollten, die ganz naturgemäss in das 
Getriebe der socialen Parteibestrebungen verflochten sind und blei- 
ben. Muss in einem Staate der Minister der Gehilfe und Diener 
der Kammermehrheit und damit auch jeder Beamte parteiisch sein, 
so bat eben der Fürst aufgehört, die leitende höchste Staatsautori- 
tät zu sein und gegen den möglichen Missbrauch der regierenden 
Kammer oder der Volkssouverainetät wäre nach anderweiten 
Schranken zu suchen. Jedenfalls kann in der Stellung der deut- 
schen Staatsverwaltungsbeamten kein zureichender Grund gefunden 
werden, der Verwaltung eine Function zu entziehen und einem 
Gerichte zu geben, die ihrer Art nach jener zugehört und zuge- 
hören muss, insolange der Staat den einschlagenden Verwaltungs- 
zweck als seinen verfolgt. 

II. Die Gegner der Statthaftigkeit einer gleich streng juristischen 
Rechtspflege für das Verwaltungsrecht, wie solche für das Privat- 
und Strafrecht besteht, beschränken jedoch ihre Einwendungen 
nicht auf das Feld der administrativen Beschwerde, sondern dehnen 
sie auch auf solche Streitigkeiten aus verwaltungsrechtlichen Be- 
ziehungen aus, die eines streng juristischen richterlichen Schutzes 
eben so bedürftig als vollkommen f^ig sind. Insbesondere be- 
haupten sie, dass schon die verschiedene Natur des objec- 
tiven Rechts an sich in seiner Eigenschaft als öffentliches 
und privates Recht eine Verschiedenheit in Ziel und Methode 
der Rechtsanwendung in Streitfällen bedinge. Unterstellen wir die 
Gründe hiefür einer nähern Betrachtung. 

Bei der Eintheilung des Rechts in Privatrecht und öffent- 
liches Recht, von welcher die Gegner ausgehen, pflegt eine Un- 
klarheit zu unterlaufen, die schon viel zu der herrschenden Ver- 
wirrung beiträgt Da diese Eintheilung das Recht in seiner Ver- 
körperung als Gesetz oder das objective Recht zum Gegen- 
stande hat, so muss vor Allem nach dem Grunde gefragt werden, 
worauf hin diese ganze Eintheilung gemacht wird. 

Bei unserer allgemeinen Untersuchung haben wir allerdings 
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gefunden, dass die Rechtsverhältnisse als private und öffent- 
liche unterschieden werden müssen, je nachdem die für ein Lebens- 
gut zu einem Lebenszweck in Beziehung zu einander stehenden 
Persönlichkeiten eben diess Out eine jede ausschliesslich für sich 
oder in genereller dauernder Gemeinschaft zu gemessen Willens 
sind. Zugleich erkannten wir auch^ dass dieser Unterschied, weil 
er nur die Art und Weise betrifft, wie die sonst in allen Ver- 
hältnissen durchaus gleichbleibenden stofflichen Elemente auf ein- 
ander bezogen sind, sich lediglich als ein formaler charakterisirt. 
Wollte man nun die Prädikate privat und öffentlich, welche in 
ihrer Beziehung auf Rechtsverhältnisse eben deren Formunter- 
schied bezeichnen, in gleicher Bedeutung auch auf das objective 
Recht oder die Gesetze für sich übertragen, so wäre diess darum 
völlig unstatthaft, weil die allgemeine Natur des objectiven Rechts 
oder der Gesetze, abgesehen von ihrem Inhalte, einen solchen Form- 
unterschied gar nicht aufweist. Denn alles objective Recht muss, 
um Geltung zu haben, schlechthin in öffentlicher Form auftreten, 
d. i. vom Staate als der ursprünglichsten öffentlichen Verbindung 
gesetzt oder anerkannt sein. Es gibt keine Privatgesetze im Unter- 
schiede von öffentlichen Gesetzen. Beide Prädicate können daher 
in ihrer Anwendung auf das objective Recht, wenn sie einen Sinn 
haben sollen, nur auf dessen Inhalt bezogen werden. Als Privat- 
recht ist demnach dasjenige objective Recht zu verstehen, welches 
sämmtliche private Rechtsverhältnisse, und als öffentliches Recht, 
welches alle öffentliche Rechtsverhältnisse regelt. Nun aber haben 
wir gefunden, dass es gerade das gleiche formale Wesen der 
Gesetze und nicht ihr Inhalt an sich ist, welches deren überall 
gleich verbindliche Kraft für alle diejenigen begründet, die über^ 
haupt in derjenigen factischen Lebensbeziehung zu einander stehen, 
mit welcher das Gesetz ein entsprechendes Thun und Lassen als 
Recht und Pflicht allgemein verknüpft wissen will. Es ist daher 
klar, dass es ftlr die allgemeine Befolgung der Gesetze und damit 
auch für die richterliche Anwendung derselben in Fällen des 
Streits, nicht den geringsten Unterschied ausmachen kann., ob 
das von ihnen geregelte Rechtsverhältniss ein privates oder öffent- 
liches ist, eben weil ihre rechtsverbindliche Kraft sich hier wie 
dort absolut und für alle einschlagende Fälle ganz gleich bleibt. 
Die Eintheilung des objectiven Rechts in privates und öffent- 
liches ruht ebenso nur auf der Verschiedenheit des Inhalts d. i. 
der Rechtsverhältnisse, wie die weitere Eintheilung des Privat- 
rechts selbst wieder in Familien-, Eigenthums-, Obligationen-, 
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Erb- Recht u. s. w. und des öffentlichen in Staatsrecht, Cem- 
munalrecht u. s. w. nur dort auf der formalem, hk&t auf der 
stofflichen Verschiedenheit der behandelten Rechtsverhältnisse» 
So wenig es aber Jemand eingeMlen ist, fiir die riebterUehe 
Anwendung von Reehtsgesetzen auf Streitfälle je nadi der stoff- 
lichen Verschiedenheit der zu beurtbeilenden Becbtsverhftltnisse 
eine Verschiedenheit in Ziel und Methode als nothwendig za be- 
haupten, z. B. die G^etze über Eigenthum anders als Jena über 
Obligationen in Anwendung zu bringen, so wenig verstattet dies» 
die »ch überall gleiehbleibende Natur des Gesetzes da, wo die 
Verschiedenheit der ReehtsTerhftttnisse in ihrer Form liegt. Dies» 
whrd denn auch zugegeben, wenn man bereitwillig anerkennt: 
„dass die Gesetze, soweit sie die Bedingungeü und Sdiranken 
des VerwaHungsreehts festbestimmen , allerdings ebenso treu 
und aufrichtig wie die Gesetze über das Privatreeht 
beachtet werden n»iase&>^ Wir stimmen dem vollkommen bd. 
Denn mehr kann verständiger Weise nicht verlangt werden. 
Daraus folgt aber zunächst so viel, dass in der Natur der 
Rechtsgesetze an üeh, kein Grund für eine Verschiedenartigkeii 
in Ziel und Methode der Anwendung auf StreitfäUe* zu finden ist. 

III. Gleiehw^l wird veisiehert, dass solche Gründe in d^ 
Verschiedenheit der vom Gesetze geregelten Rechtsverhält- 
nisse selbst ala privater und öffentlicher v^liegen. Wir haben 
darum beide Arten der Verhältnisse als Inhalt der Gesetze nach 
aUen ihren wesentHeken Momenten von Stoff, Form, Inhalt, Ent- 
stehung und Veränderung und zwar mit Bezug auf die behaup- 
tete Folge für Ziel und Methode der Rechtssprechung in beson- 
dere Betrachtung zu ziehen. 

1) Beginnen wir mit den stofflichen Elementen der 
Verhältnisse, so begegnen wir sofort schon 

a. in Betreff der Subjecte der Behauptung, dass diese im 
öffentlichen Verhältnisse g^enüber jenen im privaten so verschie- 
d^i seien, dass für erstere von einer eigentlich richterlichen Func- 
tion in Streitföllen gar keine Rede sein könne. Denn der Staat 
— so argumenlart man — sei eine über den Menschen stehende 
sittliche Ordnung, und da ein richterliches Urtheil nur über Unter- 
thanen ergehen könne, so könne der Staat auch nicht unter un- 
abhängige Gerichte gestellt und gleich Unterthaaen als Prooesspartei 
behandelt werden. 

Allein zunächst sind nidht alle öffentliche Rechtsverhältnisse 
staatliche. Bei allen inneren communalen Rechtsangelegenheiten 
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bilden in der That nur Unterthanen die streitenden Rechtssobjeete 
Der gemachte Einwand kann sich also nur auf staatliche Rechts- 
verhältnisse beziehen, rücksichtlich deren er aber selbst wieder 
auf die staatliehen Verwaltungsreohtsverhältnisse beschränkt werden 
muss, da ein jadicieller Reditsschutz nur Dir diese in Frage steht. 

Wir gebcäci nun unbedinp;t m, dass der Staat seinem inner* 
sten Bestände nach insofeme auf sitiHehem Grund und Boden 
ruht, als er er&hningsgemäss ohne höchste staatliche Autori- 
tät niemals existirt hat und wohl auch in Zukunft ohne eine 
sokhe nicht ezistiren kann. Auch ist richtig, dass die höchste 
staatlidie Aatorität in8of(»m sogar rechtlich ttber allen Theilen 
steht, als ihre Sanction es ist, durch welche die dem Gesammt- 
wohl der Menschen zusagenden Verhaltungsregehi erst zu allge- 
meiu verbindlichen Reehtsgesetaen erhoben werden. Allein da der 
Staat immerhin keine mystische Person^ sondern eine Bezidiung 
▼on realen Mensehen zu Menschen ist und bleibt, so ist es, wie 
auch die Ekfafarung beweist, nicht ansgesehiossen, dass gleichwohl, 
je nach den natarlieh gegebenen Elementen staatlicher Autorität 
und deren rechtlicher Combination, wenigstens für den Gebrauch 
bestimmter staatlicher Fanctionen dne förmliche Yeranftwortliehkeit 
constitoirt wird. Ausser allem Zweifel ist jedenfalls^ dass in der 
constitutionellen Monarchie die fürstliche Autorität keine absolute, 
s(»idern insofeme eine rechtäch beschränkte ist, als aUe Rechts- 
gesetze und deren Aeoderang Terfassungsgeniäss nur durch Ver- 
einigung der beiden höchsten Autofitätselemenfte von Fürst und 
Volk zu Stande kommen ktonen. Erst unter dieser Voraussetzung 
gilt ein Gesetz oder dessen Aenderung rechtlich als Gesetz oder 
als der Wille des Staates. So lange ein sotohes Gesetz besteht, 
ist daher jeder Theil Air sich, sowohl Fürst als Volk, an dessen 
Beachtung unbedingt gebunden. 

Wohl nuiss der Fürst ftr sdne Person heilig und nnverletz- 
Kch sein. Aber das Gleiche gilt nicht auch von seinen GehUfen, 
den Beamten. Wean daher die Verfassung verflogt, dass der 
Fürst die ihm allein zakommenden Staatsfunctionen, insbesondere 
die Vollaiehong mur unter Mitwirkung von besonders bestellten 
obersten Gehilfen, den Ministem, aasübe, so gilt der Fürst zwar 
unbedingt als das Gksetz wollend, nicht aber seine Gtehilfea, 
deren Irrthum hierin von Rechtswegen ebensowenig avsgesehlossen 
ist, als die Möglichkeit eines etwaigen factischen UebelwoUens 
derselben» Indem daher die Verfassung die Minister für den Ge- 
iMraudi der staatlichen Functionen ausdrücklich als verantwortlich. 
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folglich dem Gesetze als unterthan erklärt, wird gleichwohl weder 
der Autorität des Fürsten für sich noch jener des Staatsganzen 
als solchen im Geringsten zu nahe getreten. 

Den staatlichen Verwaltungsrechtsverhältnissen unterliegt nun, 
wie wir gezeigt haben, die allgemeine Grundbeziehung Aller 
zu jedem einzelnen Staatsmitgliede als solchem, vermittelt durch 
die Organe der Staatsverwaltung. Indem Letztere hierin als 
handelnd auftreten, vertreten sie allerdings die Stelle Aller, d. i. 
des Staates, aber ohne dessw^egen der Staat schlechthin zu sein. 
Als Staatswille schlechthin gilt vielmehr nur der durch staatliches 
Gesetz kundgegebene vereinigte Wille von Fürst und Volksver- 
tretung. Diesem höchsten Willen ist jeder Theil im Staate, die 
Einzelnen ebenso wie die staatlichen Verwaltungsorgane unter; 
worfen und unterthan. Das staatliche Gesetz ist daher auch für 
Letztere die höchste und unbedingte Richtschnur ihres Handelns. 
Mithin kann nur die Frage erübrigen, wie diese Verantwortung 
und zwar in dem Falle sich zu vollziehen habe, wenn ein Theil, 
sei es eine Einzel- oder eine sogenannte Gollectivperson, in seinen 
auch für die Verwaltung bindenden Rechtsbeziehungen zu dieser 
sich dergestalt durch dieselbe verletzt erachtet, dass die Verletzung, 
weil im Theile bestimmt abgegrenzt, von diesem auch füglich für 
sich verfolgt werden kann. 

Für streitige private Rechtsbeziehnngen des Staats und der 
Einzelnen findet man bei der Prüfung eines Rechtsstreites durch 
die sogenannten ordentlichen Gerichte keinerlei Bedenken. Wenn 
man den gleichen Weg für Streitigkeiten aus öffentlichen Rechts- 
verhältnissen darum ausschlieasen will, weil das Verwaltungs-* 
organ hier als Staat in einer Beziehung handle, in w^elcher 
jeder Einzelne dem Staate unterthan sei, so enthält dieser Grund 
eben eine offenbar unstatthafte absolute Identificirung der 
Staatsverwaltungsorgane mit dem Staate, während sie doch mit 
diesem nur insofern zusammenfallen, als ihre Handlungsweise mit 
dem im staatlichen Gesetze kund gegebenen höchsten Staatswillen 
übereinstimmt. Behauptet ein Staatsmitglied als solches, dass 
die Staatsverwaltung in ihm vom Gesetze abgewichen sei und da- 
durch sein rechtlich gesichertes Interesse verletzt habe, und wird 
diese Behauptung von der Verwaltung bestritten, so ist vielmehr eine 
Verantwortung derselben in Form staatsrichterlicher Prüfung des 
Rechtsstreits durch die Stellung der staatlichen Verwaltungsorgane in 
keiner Weise ausgeschlossen. In den Subjecten der staatlichen 
Verwaltungsrechtsverhältnisse kann also durchaus kein stichhaltiger 
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Grund für die gegnerische Ansieht gefunden werden. Wenn die 
Staatsverwaltung keinen Anstand mehr nimmt, sogar in straf- 
polizeilichen Angelegenheiten eine richterliche Prüfung der Recht- 
mässigkeit ihrer Handlungen zuzulassen, so ist nicht einzusehen, 
warum gerade nur für die richterliche Prüfung einfacher Rechts- 
streitigkeiten aus öffentlichen Verhältnissen die Stellung der Ver- 
waltung als ein so absolutes Hindemiss im Wege stehen soll. 

b. Auch in der Beschaffenheit der Lebensgüter, welche die 
Objecte öffentlicher oder privater Rechtsverhältnisse abgeben, 
kann kein Grund dafür liegen, dass in der richterlichen Anwen- 
dung der für beide Verhältnisse bestehenden Rechtsgesetze ver- 
schieden zu Werk gegangen werde. Denn unsere allgemeine 
Untersuchung hat ergeben, dass fast mit einziger Ausnahme des 
Rechtes selbst alle menschlichen Lebensgüter ebensowohl als Ob- 
jecte eines öffentlichen wie eines privaten Rechtsverhältnisses be- 
handelt werden können. Ja diese Behandlung wechselt sogar im 
constitutionellen Staate je nach Zeit und Umständen, indem z. B. 
Strassen, Eisenbahnen, Schulen, Kunstinstitute u. s. w. rechtlich 
bald als öffentliche, bald als private Güter gelten. In der Regel 
aber wird die Rechtsordnung anerkennen, dass alle Lebensgüter 
sowohl in öffentlichen als auch in privaten Rechtsverhältnissen 
gleichzeitig erstrebt werden können, wie schon ein flüchtiger Blick 
auf das tägliche Leben zeigt. 

c. Eben so wenig bieten auch die mittels der Lebensgüter zu 
erzielenden und vom Gesetze zu sichernden Lebensgenüsse in 
beiden Verhältnissarten eine Verschiedenheit dar, die einen Anhalt 
zu verschiedenartiger Rechtsanwendung geben könnte. Ein Grund- 
stück, ein Gebäude, ein Weg, eine Unterrichtsanstalt, technische 
Leistungen u. s. w. dienen an sich immer zu den gleichen Lebens- 
genüssen, mag das Verhältniss, kraft dessen sie genossen werden, 
ein privates oder ein öffentliches sein. 

2) Dagegen ist sicher, dass die Art und Weise der Verknüpfung 
dieser stofflichen Elemente oder die Form ihrer Beziehung im 
öffentlichen Verhältnisse eine andere als im privaten ist. Auf diese 
Verschiedenheit der Verhältnisse als Inhalt der Rechtsgesetze wird 
denn auch ein weiterer Hauptgrund für Aufrechterhaltung des 
bekämpften Dogmas gebaut. Die privaten Lebensverhältnisse, 
behauptet man, und folglich auch die sie betreffenden Gesetze 
sollen die primäre und absolute Bestimmung haben, die einzelnen 
Menschen zu befriedigen, ihr Dasein zu vollenden, die öffentlichen 
Lebensverhältnisse und die sie regelnden Gesetze dagegen, eine 
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Gestalt und einen Erfolg für das Ganze herbeizuführen; jene sollen 
daher absolut uod isolirt, nicht nur ausser Zusammenhang mit 
dem Staate, sondern nöthigen Falls selbst gegen ihn einer Be- 
urtheiluog unt^stellt werden, diese dagegen immer nur im Zu- 
sammenhang mit dem allgemeinen Wohle nach relativen Rück- 
sichten des Nutaens und der Zweckmfissigkeit. 

Allein wenn es auch richtig ist, dass in den concreten Rechts- 
verhältnissen die Rechtssubjecte, und zwar in den privaten 
ein jedes Subject ein Interesse ausschliesslich für sich, in den öffent- 
lichen aber ein solches in bleibender Gemeinschaft mit einander 
bezwecken, so ist doch der Standpunkt dea Reehtsgesetzes, um 
dessen Anwendung es sich handelt, ein anderer. Das Gesetz will 
beide VerhältnifiBarten für den Bedarf des Lebens rechtlich generell 
regeln und verfolgt hiebei, wie unsere allgemeine Untersudiung 
dargetban hat, stets und ausnahmslos einen schlechthin allgem^nea, 
also öffentlichen Zweck. Denn indem die Rechtsgesetze über die 
privaten Verhältnisse allen Staatsangehörigen die rechtliche Ml^- 
lichkeit und Sicherh^t gewähren wollen, Lebensgüter je ausschliess- 
lich flir sich zu haben und zu geniessen, haben sie gewiss einen 
ebenso absolut allgemeinen Endzweck wie die Recbtsgesetze 
über die öffentlichen Verhältnisse, wenn sie Allen die Beschaffung 
von Leben^enüssen in universeller oder particularer bleibender 
Gemeinschaft rechtlich ermöglichen und sichern wollen. Immer 
sind es alle Menschen, welche dieser beiderlei Verhältnissarten 
und deren genereller Regelung gleichzeitig und nebeneinander 
bedürfen, um sicher existiren und sich entwickeln zu können. 
Zudem aber liegt es im Wesen des Rechts, dass jedes Gesetz die 
Befriedigung eines Lebenszwecks, mag dieser nun mittels privaten 
oder öffentlichen Verhältnisses erstrebt werden, rechtlich immer 
nur so regle, dass dadurch die nöthige Harmonie mit der Be- 
friedigung aller andern wahrhaft menschlichen Zwecke nicht ge- 
stört werde« Kein Rechtsgesetz kann daher isolirt und sdilechthin 
nur für sich, jedes vielmehr nur im Zusammenhange mit den ge- 
sammten Lebenszwecken und der Gesammtrechtsordnung seine 
Bestimmungen treffen. Daher gibt es denn auch selbst für private 
Rechtsverhältnisse absolut gebietende und verbietende Gesetze, die 
als solche im Gegensatz zn den subsidiären Gesetzen nicht selten 
als das öffentliche Recht im Privatrecht bezeichnet werden« 
In dem Rechtsinstitute des Sondereigenlhums z. B. soll allerdings 
den Menschen die beliebige Verfügung über körperliche Sachen 
ausschliesslich für sich ermöglicht werden. Allein abgesehen davon. 
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daes diese Möglichkeit für alle Einzelnen von höchstem Interesse ist, 
80 darf überdiess auch keine Sache in einer Weise benOtst oder 
erworben, über keine der Art verftlgt werden, dass dadurch Andere 
in der Erreichung ihrer anerkannten Lebenszwecke gehemmt oder 
beeinträchtigt werden. Die gesetzlichen Beschränkungen rflcksicht- 
lich der Ueberbauung von Grundeigenthum , der Zerstückelung und 
Belastung desselben mit Servituten und dinglichen Lasten, der 
Gründung von geschlossenen Gütern, des Erwerbs durch todte 
Hand u« s. w. and durehgehends Bestimmungen, die, obgleich sie 
private Yerhältoisse betreffen, dennoch unzweifelhaft das allgemeine 
Wohl, den allgemeinen Nutzen im Auge haben. Ganz ebenso ver- 
hält es sich mit dem.Rechtsinstitut des Vertrags und seiner ein- 
zelnen Arten, der Familie, des Erbrechts u. s. w. Eben dieses 
allgemeinen Intereeses wegen gilt nicht nur die gesetzliche Rege- 
lung, sondern auch der Schutz der privaten Verhältnisse mittels 
Streitentscheidung und Bestrafung als eine bleibende gemeinsame 
Angelegenheit Aller, d. i. als Staatssache, wie denn überhaupt 
der Bestand und die Sicherheit aller privaten Verhältnisse in dem 
öffentlichen Verhältnisse der Einzelnen zum Staate ihre Wurzel 
haben. Sie aus diesem Zusammenhange herauszureissen und isolift 
beurtheilen zu wollen, wäre ebenso willkürlich als unstatthaft. 

Anderseits wäre es aber ebenso unrichtig, die Bestimmung 
der öffentlichen Rechtsverhältnisse und der sie r^;ernden Ge- 
setze in dem Wohle des Ganzen als einer absoluten Einheit in 
dem Sinne zu suchen, dass hiebei das einzelne Mitglied als 
solches gar nicht in Betracht käme. Auch die öffentlichen Rechts- 
verhältnisse und deren Gesetze haben lebende, reale Menschen 
als Rechtssubjecte und somit deren Existenz und Entwickelung 
im Auge. Diese bilden zwar in dem betreffenden Verhältnisse 
eine Einheit, aber nur insofern, als die Rechtsbeziehung eines Jeden 
zu allen Anderen die gleiche ist und Keiner von dem Andern 
sich unterschddet. Hieraus folgt nicht, dass nun der Einzelne als 
Theil fUr sich schlechthin nicht in Betracht zu kommen habe, 
sondern umgekehrt, dass ihm bei gleichen Lasten auch die gleichen 
Rechte wie allen Anderen zu Theil werden. Die Gewissheit hie- 
ven ist für Alle bezüglich ihrer Existenz und Entwickelung ganz 
eben so werthvoll und wichtig, wie die Sicherheit für das, was 
Jeder in privater Verknüpfung ausschliesslidi für sich erwirbt und 
geniessen will. Diese Sicherheit für alle Staatsaugdiörigen zugleich 
nach beiden Richtungen hin zu gewähren ist der überetnatimmende 
Zweck aller Recht^esetze überhaupt, die insofeme alle „dne Ge- 
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stalt und einen Erfolg für das Ganze^ beabsichtigen. Ihre Anwen- 
dung auf den gegebenen Fall kann daher unmöglich je nach dem 
formalen Unterschied der von ihnen bestimmten Rechtsverhält- 
nisse als privater oder öffentlicher variiren, sondern nur durch 
die Erkenntniss bedingt sein ^ ob der specielle Fall unter das gene- 
reUe Gesetz falle oder nicht. 

3) Dass die Formverschiedenheit der Rechtsverhältnisse als 
öffentlicher und privater modificirend auf den rechtlichen Inhalt 
derselben oder auf die Beschaffenheit der daraus folgenden sub- 
jectiven Rechte und Pflichten einwirke, ist unläugbar. Allein 
wenn die Gegner behaupten, dass in Folge davon die ganze Natur 
der öffentlichen und privaten Rechte der Art verschieden sei , dass 
beide in der juristischen ßeurtheilung nicht auf gleiche Linie mit- 
einander gestellt werden könnten, so entspricht diese Auffacssung 
nicht der Wirklichkeit. Das Wesen eines jeden subjectiven Rechts 
bleibt sich darin überall gleich, dass es seinem Träger die freie 
Möghchkeit des Genusses eines Lebensgutes insoferne sichert, als 
derselbe hiebei nach dem Gesetze durch ^in entsprechendes Thun 
oder Lassen Anderer bedingt gilt. Dieser Genuss steht dem Be- 
rechtigten, falls er den Inhalt eines öffentlichen Rechts bildet, ganz 
ebenso frei zu, wie im Falle eines privaten Rechts. Denn unsere 
allgemeine Untersuchung hat die Unrichtigkeit der Behauptung er- 
geben, als ob alle öffentliche Rechte, wie die Gegner versichern, 
zugleich und in derselben Beziehung auch Pflichten seien, so dass 
jeder Berechtigte von seinem Rechte Gebrauch machen müsse. 
Richtig ist hieran nur so viel, dass die Rechte eines jeden öffent- 
lichen Ganzen, also auch des Staates, insofern sie durch Yermit- 
telung der öffentlichen Verwaltung zur Ausübung kommen, für 
diese, aber nur in ihrer Beziehung zum Ganzen die Gestalt von 
Pflichten annehmen , während sie gegenüber den einzelnen Theilen 
als solchen den Rechtscharakter bewahren , und desshalb in dieser 
Beziehung von der Verwaltung vorbehaltlich ihrer Verantwortung 
gegen das Ganze frei gebraucht werden können. Ein gleiches 
Verhältniss kommt jedoch auch bei Ausübung von privaten Rech- 
ten im Wege der Stellvertretung z. B. im Mandat vor. Im Uebri- 
gen ist allerdings der Genussumfang bei dem öffentlichen subjec- 
tiven Rechte der Natur des bleibenden generellen Verhältnisses 
entsprechend, durchgehends in der Art beschränkt, dass kein Theil 
für sich frei über das Object disponiren, also weder darauf ver- 
zichten nodi zu Gunsten Dritter darüber verfügen kann. Allein 
derartige Beschränkungen kommen auch bm privaten Rechten vor, 
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z. B. bei den Familienrechten , bei ErnährungsaDsprücheD u. s. w., 
so dass hierin ein ausschliessender Unterschied zwischen beiden 
Rechtsarten nicht obwaltet. 

4) Endlich wirkt die Form Verschiedenheit der Rechtsverhält- 
nisse als privater und öffentlicher auch auf die rechtliche Ent- 
stehung und Veränderung derselben, beziehungsweise der sub- 
jectiven Rechte und Pflichten nolhwendig modificirend ein. Aber 
wenn die Gegner behaupten, dass alle öffentliche Rechte durch 
den Staat ebenso entstehen als frei nach dessen Bedürfniss sich 
ändern, dass sie mithin selbst da, wo dieselben einzelnen Bürgern 
„gleichsam anvertraut^ seien, nur im Zusammenhang mit dem 
Staate und dessen Gesammtwohl beurtheilt werden dürften, wäh- 
rend die privaten Rechte in ihrem Bestand aller Welt trotzen 
und darum nur fUr sie die Strenge jener juristisch -logischen Be- 
urtheilung am Platze sei, welche den Cüvilrichter charakterisiren, 
so finden wir auch hier wieder „In bunten Bildern wenig Klarheit. 
Viel Irrthum und ein Fünkchen Wahrheit." 

Die allgemeine Untersuchung hat ergeben, dass alle Rechts- 
verhältnisse und folglich auch alle Rechte und Pflichten ganz 
gleichmässig in Folge von Thatsachen entstehen, mit welchen ein 
Rechtsgesetz ein Rechtsverhältniss zwischen zwei oder mehreren 
Personen generell als geknüpft erklärt. Diese Thatsachen sind 
bald Willenserklärungen der Betheiligten, bald vom Willen unab- 
hängige und insofern zufällige Vorkommnisse. Die Willenserklä- 
rungen spielen bei Entstehung der Rechtsverhältnisse begreiflicher 
Weise die Hauptrolle, da ja die Menschen ihr Leben sowie die 
Bedingungen hiefür in Selbstbestimmung zu gestalten bestrebt sind. 
Auch die Staatsverbindung sowie die staatlich anerkannten sonsti- 
gen öffentlichen Verbindungen darin können ursprünglich nicht 
anders als dadurch entstanden gedacht werden, dass alle Betheilig- 
ten übereinstimmend wenigstens den betreffenden generellen Zweck 
verwirklicht wissen wollten, dem alsdann auch alle später hinzu- 
gekommenen Mitglieder sich anschlössen. Nun ist es aber unver- 
meidlich, dass bei einem Lebenszweck, der als ein genereller, das 
individuelle Leben der Betheiligten überdauernder verfolgt wird, 
nicht im Laufe der Zeit je nach den veränderten Umständen auch 
die Mittel, Art und Weise seiner Verfolgung sich ändern. Es tritt 
also die Nothwendigkeit einer rechtlichen Vorkehr dafür ein, dass 
das für die Zwecksverwirklichung bedingende gegenseitige Thun 
und Lassen der Mitglieder, d. i. eben deren Rechte und Pflichten 
den veränderten Umständen angepasst, mithin selbst verändert 
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werden können. Da nun bei den meisten öffentlichen Verbindun* 
gen die Vielheit der verbundenen Subjecte in der individuellen 
Zersplitterung ihrer Auffassung zu einer unmittelbar einheitlichen 
EntSchliessung und Action gar nicht oder nur höchst schwer fähig 
ist, so dass das öffentliche Leben ohne Gegenmittel ins Stocken 
gerathen mUsste, so erhebt sidi für alle öffentliche Verbindungen 
die weitere Nothwendigkeit einer Vertretung^ die vermöge ihrer 
Gestaltung (wenn auch nur in Form der Mehrhdt) jenem Ein- 
heitsbedttrfniss genügen kann. Rechtlich mithin bemfen, wo nöthig 
an Stelle Aller Entschliessung zu fassen und zu handeln, kann 
selbstverständlich die Vertretung nur dann eine Wirksamkeit ent- 
falten, wenn ihre Acte von allen Theilen respectirt, also auch 
ihren jeweiligen Satzungen für das gegenseitige Thun und Lassen 
oder über Rechte und Pflichten der Mitglieder gehorcht wird. 
Insofern kann demnach allerdings gesagt werden, dass alle öffent- 
liche Rechte durch den Willen des Ganzen, sei diess der Staat 
oder eine anderweite von ihm anerkannte öffentliche Verbindung, 
entstehen und sich verändern. Allein unserer gegenwärtigen Er- 
örterung liegen bestimmte positiv rechtliche Gemeinwesen, der 
Constitutionen monarchische Staat mit den darin befindlichen Com- 
munen zu Grunde. Nach der positiven Verfassung des coustitutio- 
nellen Staats ist die Vertretung des Ganzen für die gesetz- 
gebende Function anders combinirt als die Vertretung des 
Ganzen für die verwaltende und namentlich für diese im engern 
Sinne. Staatliche Gesetze können hiernach von Fürst und Minister 
nur unter Zustimmung der verfassungsmässigen Volksvertretung 
erlassen, geändert oder aufgehoben werden. Ohne diese Voraus- 
setzung entbehrt das Gesetz der Rechtswirksamkeit, mit dieser 
aber ist es im Falle der fürstlichen Sanction ftir die Staatsver- 
waltung absolut ganz gleich verbindlich wie für jedes einzelne 
Staatsmitglied und zwar so lange, bis es wieder im verfassungs- 
mässigen Wege geändert oder aufgehoben wird. Ein ganz ana- 
loges Verhältniss findet für die Satzungen der communalen Ver- 
bände, soweit sie von der allgemeinen staatlichen Rechtsordnung 
und innerhalb derselben zugelassen sind, wenigstens in den sog. 
politischen Gemeinden bezüglich der Gemeindeverwaltung statt. 
Die Behauptung der Gegner über die freie Möglichkeit der Ge« 
Währung, Veränderung und Entziehung von öffentlichen Rechten 
ist somit dahin zu berichtigen, dass dieselben im Wege der (staat- 
lichen oder autonomen) Gesetzgebung allerdings frei gegeben, 
ver&ndert und aufgehoben werden können, dass aber die öffentliche 
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Verwaltung für sich allein an jedes bestehende Gesetz und folg- 
lich auch zur Achtung der daraus fliessenden öffentlichen Rechte 
in absolut gleicher Weise rechtlich gebunden ist, wie jedes ein* 
seine Mitglied als solches. 

Und vermag im Gegensatz hiezu das private Recht in der 
That dem Staate als solchem zu trotzen? Keineswegs. Auch 
private Rechte gibt es im Staate nur insoweit, als die factischen 
Beziehungen, worauf sie fussen, vom Staate generell gesetzlich 
eis Rechtsverhältnisse anerkannt sind. Privatbeziehungen, die 
völlig nutzlos sind oder gar gegen das Interesse der Allgemeinheit 
Verstössen, sei diess ein sittliches oder materielles, wir erinnern 
nur an die Spielverträge, an das Concubinat u. s. w., werden als 
private Rechte begründend nicht zugelassen. Viele private Ver- 
hältnisse sind rechtlich jetzt unstatthaft, die früher aligemein 
rechtlich zulässig waren und umgekehrt, z. B. dominium utile, Feu- 
dallasten, Zinsenstipulationen u. s. w. Ist zwar einmal ein pri- 
vates Recht unter der Herrschaft eines Gesetzes von einem Staats- 
angehörigen durch sich und für sich rechtlich erworben, so erfor- 
dert es allerdings das Rechtsprincip der aequitas, welches bei 
Entziehung der öffentlichen Rechte nicht verletzt wird, dass ihm 
dasselbe nicht gegen seinen Willen oder doch nicht ohne Ent- 
schädigung zum Besten der Gesammtheit entzogen werde. Aber 
jedenfalls ist ein Fortschritt des Rechts nicht denkbar, wenn nicht 
auch veraltete private Rechte der Aufhebung unterzogen werden, 
und die allmächtige Gesetzgebung geht hierin oft rücksichtslos 
genug vor. 

Es ist demnach durchaus unrichtig, dass die privaten Rechte 
absoluter, die öffentlichen aber relativer ^atur und danach auch 
vom Richter zu behandeln seien. Ueberall ist es vielmehr absolut 
nur das bestehende Recht, um welches es sich bei der rich- 
terlichen Streitbeurtheilung handelt, und relativ, frei ist nur der 
Standpunkt des Gesetzgebers. 

In dieser absoluten richterlichen Behandlung der öffentlichen 
Rechte der Staatsangehörigen für die Dauer des gesetzlichen Be- 
stands derselben mit Gneist eine Privatisirung des öffentlichen 
Rechts wie zu Zeiten des Mittelalters finden zu wollen, wäre 
völlig verkehrt. Kein constitutioneller Fürst wird es sich heut zu 
Tage mehr einfallen lassen, die von ihm zu handhabenden Staats- 
rechte als seine ihm persönlich für sich zustehende eigennützige 
Rechte geltend machen zu lassen, und wenn ein unwissender 
Staatsangehöriger sich einmal nicht enthalten sollte, ein ihn 

Schmitt, Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege. 8 
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betreffendes öffentliches Recht als ein ihm wie Privateigenthum 
ausschliesslich für sich zustehendes behandelt haben zu wollen, 
'so wird ihn das Gericht sicherlich schon eines Andern belehren. 

IV. Wollen wir endlich auch noch die Gründe der Praktiker 
erwägen, wonach die öffentliche Verwaltung einer streng juristi- 
schen Rechtspflege darum nicht unterstellt werden dtlrfe, weil 
sonst ihr Erfolg vereitelt würde, so kann die Grossartigkeit der 
Wirkung auch für das deutsche Volk nicht geläugnet werden, 
welche die in früherer Zeit unbekannte staatliche Concentrirung 
der gesellschaftlichen Kräfte für Realisirung gemeinsamer socia- 
ler Lebenszwecke und deren Steigerung bis zum' Umfange der 
heutigen Staatsverwaltung gehabt hat. Wird doch in der Ver- 
einigung menschlicher Kräfte das Höchste geleistet^ was überhaupt 
der Mensch zu leisten vermag. Dabei wollen wir davon absehen, 
ob der moderne staatliche Communismus vielleicht nicht schon 
die Grenze überschritten hat, welche von der natürlichen und 
un vertilgbaren Verschiedenheit der Menschen gefordert wird, und 
neben dem Fortbestande von Sondereigenthum noch eine Lasten- 
vertheilung zulässt, die zur wirklichen Betheiligung eines Jeden 
an den gemeinsam herzustellenden Staatsgütern in einem gerechten 
Verhältnisse steht. Wenigstens scheint die Verzweiflung der Gegen- 
wart, das Steuerproblem in befriedigender Weise zu lösen, und 
die stets wachsende Empfindlichkeit der Steuerzahlenden fUr be- 
stehende Unbilligkeiten daftlr zu sprechen, dass der staatliche Com- 
munismus entweder beschränkt oder noch mehr ausgedehnt werden 
müsse, wenn diess überhaupt die Menschennatur verträgt. Aber 
die Behauptung muss entschieden in Abrede gestellt werden, dass 
die Ursache der neueren Entwicklung in der Befreiung der Staats- 
verwaltung von den angeblich hemmenden Fesseln der Justiz und 
somit in dem bisher bestandenen und zum grossen Theil gegen- 
wärtig noch bestehenden coordinirten selbstständigen Verhältnisse 
der Verwaltung liege, dessen sie sich auch rücksichtlich der Recht- 
sprechung auf ihrem Gebiete erfreue. Denn wie kann verständi- 
ger Weise der Mangel gerade derjenigen Einrichtung hiefür ange- 
führt werden, die sonst allgemein als die absolute Voraussetzung 
eines gedeihlichen menschlichen Zusammenlebens anerkannt ist? 
Wie klar zu Tag liegt, ist der Aufschwung der modernen Staats- 
verwaltung gerade umgekehrt lediglich in dem Umstände zu suchen, 
dass seit der verfassungsmässigen Anerkennung der Volksautorität 
als Mitfactor der staatlichen Gesetzgebung zwischen diesem und 
der fürstlichen Krone ein förmlicher Wetteifer entstand, auch das 
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gesammte öffentliche Leben durch möglichst bestimmte Rechts- 
gesetze zu regeln, wie diess für das private Leben, freilich auf Grund 
dassischer Vorarbeiten der Römer, in grosser Vollständigkeit längst 
gelungen ist. Auch hier sollte statt des veralteten Regierungssystems 
nach landesväterlichem Ermessen eine staatliche Verwaltung nach 
festen Rechtsnormen eintreten, an welche, wie alle Einzelne, so 
auch die Regierung gebunden sein solle. Wenn man hiebei an- 
fangs die alleinige und genügende Gewähr dafür, dass diese Ge- 
setze auch in allen Einzelbeziehungen zur Geltung kommen, in 
dem Rechtsinstitute der Ministeranklage erblickte, so war diess 
eben eine Täuschung, welche die inzwischen gemachte Erfahrung 
aufgedeckt hat. Wir haben in der Einleitung die Nachtheile ge- 
schildert, welche diese Zerreissung und verschiedenartige Hand- 
habung der Rechtspflege fiir das Rechtsleben zur Folge hat. .Wir 
werden uns später überzeugen, dass diese Selbstständigkeit der 
Verwaltung auf Kosten des Rechts in dessen eigenem früheren 
objectiven Zustande ihre ganz natürliche Ursache hatte. Aber die- 
ser Rechtszustand besteht jetzt nicht mehr. Ueberall im öffent- 
lichen Leben begegnen wir genauen vollbestimmten Rechtsgesetzen. 
Soll den Staatsangehörigen eine Gewähr dafür werden, dass die- 
selben ihnen gegenüber auch in allen öffentlichen Einzelbeziehun- 
gen zur Geltung kommen, so gibt es eben für streitige Rechts- 
fälle nur einen Weg: den der richterlichen Cognition durch ein 
von der Krone bestelltes , in der Sache nicht befangenes und nach 
freier innerer Rechtserkenntniss urtheilendes Staatsorgan. Diesen 
Weg haben im Allgemeinen die neueren Gesetze über Errichtung 
eigener Verwaltungsgerichte eingeschlagen ^ aber die Erfahrung 
wird bald lehren, dass man mit den gewohnten Anschauungen 
gründlicher brechen muss. 

Indem die Betretung des staatsrichterlichen Weges jedem 
Staatsangehörigen vorbehaltlich seines vorläufigen Gehorsams wegen 
jeder Handlung oder Unterlassung der öffentlichen Verwaltung 
offen gelassen wird, wodurch dem Theil als Theil eine Rechts- 
wiärigkeit widerfährt, kann hierin weder ein Eingriff in die ver- 
fassungsmässige Stellung des Fürsten, noch eine Schwächung der 
Regierung, mit einem Worte keine Beeinträchtigung des Staats- 
zwecks gefunden werden. Denn wenn es keine Verletzung der 
Rechtsstellung der Krone ist, dass ihre Gehilfen, die Beamten, 
überhaupt verantwortlich sind, so kann es auch keine sein, wenn 
die rein rechtliche Seite ihrer Handlungen, falls sie von einem 
angeblich verletzten Staatsangehörigen bestritten wird, von einem 
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uDparteiischen Gericht geprüft wird. Kann doch auch das Gericht 
nur von der Krone bestellt und nur dadurch fllr sie thätig werden, 
dass es sich in seiner Wirksamkeit auf deren mächtige höchste 
staatliche Autorität stützt. Bei der Verwaltung der sog. Straf- 
polizei ^ die viel tiefer in das tägliche Leben eingreift, denkt man 
nicht mehr daran, einen solchen Einwand zu erheben. 

Allein nicht nur keine Schwächung, sondern, wie jetzt schon 
die kurze Erfahrung lehrt, nur eine Kräftigung der Regierung muss 
in der Gewährung einer streng juristischen Verwaltungsrechtspflege 
gefunden werden. Die ganze Verwaltung wird in ihrem Thun 
und Lassen, soweit es sich um dessen rechtliche Seite gegenüber 
den Staatsangehörigen handelt, möglichst exact und vorsichtig, 
weil sie sich eventuell einer gerichtlichen Rechenschaft ausgesetzt 
sieht und ihres eigenen Ansehens wegen nicht wollen kann , hiebei 
als unrecht handelnd zu erscheinen. Zugleich aber gewinnt sie 
an Vertrauen und eigener Festigkeit , weil jedem Staatsangehörigen 
frei steht, sich von der Legalität ihrer Handlung durch richter- 
lichen Austrag zu überzeugen und die ausführliche, juristisch ein- 
gehende V\rürdigung, welche die öffentlichen Rechtsbeziehungen 
der Staatsangehörigen namentlich bei den Erkenntnissen des ober- 
sten Verwaltungsgerichts erfahren, eine ebenso aufklärende und 
belehrende als allgemein massgebende Wirkung nicht verfehlen 
kann. Auch muss die Entlastung der Verwaltung von ihrem 
sog. Richteramt bewirken, dass sie ihrer wahren Verwaltungsauf- 
gabe, der wirklichen und voll sachlichen Herstellung und Pflege 
gemeinsamer materieller Güter, in Ausübung der staatlichen Rechte 
und Pflichten mehr Zeit und Kraft zu widmen vermag. 

So sind auch die Gründe der Praktiker für die Vertheidigung 
einer gerichtlich unabhängigen St^lung der Verwaltung unstich- 
haltig. Mit allem Nachdruck muss aber hiebei darauf hingewiesen 
werden, dass die unabhängigen Gerichte nicht auch zu administriren 
berufen werden, weil diese Function für ihren Zweck einer Ver- 
bindung mit der Centralleitung nicht entbehren kann. 

Wir fassen demnach das Ergebniss der bisherigen Erörterung 
dahin zusammen, dass weder in der Aufgabe der richterlichen 
Function des Constitutionen -monarchischen Staats,- noch in dem 
formalen Wesen des Rechtsgesetzes, noch in dessen verschiedenem 
Inhalte ein genügender Grund gefunden werden kann, von Seite 
der richtenden Staatsorgane bei Anwendung des objectiven Rechts 
auf streitige öffentliche Rechtsansprüche der Staatsangehörigen 
andere Ziele nach anderer Methode zu verfolgen als die Rechts- 
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pflege auf dem Gebiete des Privat- und Straf-Rechts, und dass 
dadurch der Zweck des constitutionellen Staates nicht nur nicht 
gefährdet, sondern wesentlich gefördert wird. 

Diess Ziel ist und bleibt hier wie dort die Constatirung des 
von der staatlichen Gesammtheit sanctionirten generellen objectiven 
Rechts im concreten Rechtsfalle, und zwar des Rechte absolut 
und als Selbstzweck ; . der hiezu führende Weg aber liegt in jener 
juristisch -technischen Geistesoperation, die sich frei von fremd- 
artigen Rücksichten nach immanenten geistigen Gesetzen vollzieht 
und als die richterliche Function bezeichnet wird. 



X. 

Die Verwaltungsrechtspflege nach der Natur 

der Sache. 

Nachdem wir Stoff, Ziel und Methode der Verwaltungsrechts- 
pflege in allgemeinen Umrissen erörtert haben, erübrigt noch, auch 
deren wesentlichen Einrichtung zu gedenken, wie solche in An- 
schluss an die erkannte Natur der Sache zu gestalten wäre. Die 
Andeutungen, die hierüber zu machen sind, werden den passenden 
Anlass geben , zugleich die schon bestehenden positiven Verwaltungs- 
gerichtseinrichtungen einer kurzen Beurtheilung zu unterziehen. 
Wir müssen hiebei zunächst die Verfassung der Verwaltungsrechts- 
pflege oder deren Organisation von ihrer Verwaltung oder der 
Processordnung unterscheiden. 

a. Die Verfassung der Verwaltungsrechtspflege 
beantwortet die Frage nach dem Zwecke der letzteren, nach den 
für seine ßethätigung zu bestellenden staatlichen Organen und 
deren Stellung zur Staatsregierung. 

1) Versteht man unter dem subjectiven Rechte einer Person 
die ihr gesetzlich zukommende freie Möglichkeit, ein ihrem Lebens- 
interesse als dienlich geltendes Verhalten von einer anderen Per- 
sönlichkeit zu verlangen , unter Rechtspilicht aber die der Letzteren 
gesetzlich obliegende Noth wendigkeit, diesem Verlangen zu ge- 
ntigen, so muss die Geltendmachung eines solchen gesetzlich be- 
gründeten Verlangens vom Staate geschützt und unterstützt wer- 
den, wenn das, was Recht ist, überhaupt verwirklicht werden soll. 
Da diess aber gerade der Zweck der Staatsverbindung ist, so folgt 
daraus, dass dieser Schutz- und Hilfsanspruch an den Staat selbst 
wieder zum Inhalte eines und zwar unmittelbar aus dem Staats- 
verbande fliessenden, also öffentlichen Rechtes werden muss, das 
jedem Rechtsverhältnisse, mag dasselbe ein privates oder offen t- 
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liches sein, als secundäre Rechtsfolge anhängt. Diesem Rechte, 
dem Klagrechte der Staatsangehörigen, bei streitigen Rechts- 
forderungen zu genügen, ist Sache der sogenannten streitigen Ge- 
richtsbarkeit überhaupt, ihm zu genügen für bestrittene Rechts- 
forderungen der Staatsangehörigen speciell aus ihren öffentlichen 
Verwaltungsrechtsverhältnissen aber, die Aufgabe der Verwaltungs- 
rechtspflege. Demnach bilden den Gegenstand der Verwaltungs- 
rechtspflege : 

a. streitige Forderungen aus Verwaltungsrechtsverhältnissen 
ohne Unterschied, ob diese. unmittelbar staatlicher oder commu- 
oaler Art sind und ob der Kläger eine Einzelperson oder selbst 
wieder ein Verband ist, der als Theil eines weiteren, höheren 
Verbandes auftritt^ 

b. aber nur solche Forderungen, deren Erfüllung der Kläger 
als eine Rechtsnothwendigkeit zu begründen vermag, die der Ver- 
waltung gegen ihn als Theil für sich obliegt. 

Von der Verwaltungsrechtspflege müssen daher alle Begehren 
der Staatsangehörigen ausgeschlossen werden, die sich nach obiger 
Erörterung darum als administrative Beschwerden charakterisiren , 
weil sie entweder nicht auf eine auch fUr die Verwaltung verbind- 
liche Rechtsnorm gestützt oder als die Totalität der Verbundenen 
berührend von einem Theile für sich nicht gerichtlich verfolgt 
werden können. 

Hieraus erhellt, dass die Gerichtsbarkeit für Verwaltungsrechts- 
streitigkeiten ebenso generell bestimmt werden sollte, aber auch 
bestimmt werden kann, wie jene über streitige Privatrechtsver- 
faältnisse. Eine Specialisirung derselben durch Aufzählung ein- 
zelner Classen von Verwaltungs Verhältnissen, welche im Streitfalle 
einer gerichtlichen Aburtheilung unterstellt sein sollen, lässt sich 
nur als Uebergangsstadium in solange rechtfertigen, als eine prin- 
cipielle Sicherheit in der Frage noch nicht gewonnen ist. Jedenfalls 
muss es als ungehörig erscheinen, wenn die neuen Gesetze über 
die Errichtung besonderer Verwaltungsgerichte die Grenzscheide 
zwischen Justiz und Administration nicht mit aller Schärfe fest- 
halten. In der Zulassung eines gerichtlichen Austrags auch für 
administrative Beschwerden liegt nicht nur eine Vermischung völlig 
heterogener Staatsfunctionen, der richtenden und der verwaltenden, 
sondern auch eine alsdann unvermeidliche Verschiebung der Stellung, 
welche das verwaltende Organ zur obersten administrativen Ge- 
sammtleitung einnehmen muss, da zwar der Richter, aber nicht 
das Verwaltungsorgan im engern Sinne in Unabhängigkeit von 
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jener zu functioniren berufen ist. Dass auch eine Verordnung, 
wenn sie in genereller Form erlassen wird, auf concrete FftUe 
nach Art eines Gesetzes angewendet werden kann, ist selbst- 
verständlich und zweifellos. Aber da die Verwaltung an deren 
Beibehaltung nicht gebunden ist, mithin jedes darauf gestützte 
richterliche Urtheil wirkungslos machen kann , so ist eine derartige 
Judicatur völlig sinnlos und ohne Zweck. ^^ £]iQe weitgehende 
Verquickung von Justiz und reiner Verwaltung enthäl^t namentlich 
das preussische Gesetz über die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
gerichte. Wir sind gewiss, dass diese Grenzverwischung auf die 
Dauer unhaltbar ist. 

2) Zur Bestellung eigener, von den sog. ordentlichen Gerichten 
absolut geschiedener Organe der Verwaltungsrechtspflege liegt in 
deren Aufgabe kein Grund vor, da diese genau die nämliche ist 
wie für jene und beide weder in Ziel noch Methode ihrer Function 
auseinandergehen. 

a. Insbesondere wäre es verkehrt, für einen Verwaltungsriehter 
nicht auch die allgemeine Befähigung zum Richteramt, 
d. i. streng rechts wissenschaftliche Bildung in Theorie und Praxis 
zu verlangen. Allerdings ist das Recht dazu bestimmt, Gemeingut 
Aller zu sein. Aber daraus kann nicht gefolgert werden, dasa 
nun auch Alle zur Herstellung und Verwaltung dieses gemeinsamen 
Gutes befähigt und geeignet sind. Auch der öffentliche Unterricht, 
die öffentlichen Strassen u. s. w. sind Gemeingut für Alle und doch 
wird nicht Jeder als Lehrer und Strassenbauer für tauglich erachtet 
werden. Um das objective Recht in Streitfällen nach allen Be- 
ziehungen und im Zusammenhange mit der Gesammtrechtsordnung 
richtig in Anwendung bringen zu können, ist eine wissenschaftliche 
Erkenntniss desselben in der Gesammtheit und nach dem innern 
Zusammedhang seiner Erscheinungen unerlässlich. Diese Erkennt- 
niss wird erfahrungsgemäss bei dem grossen Reiohthum des posi- 
tiven Rechts an Begriffen und deren Beziehungen unter einander 
nur durch mehrjähriges methodisches Studium erworben, das selbst 
noch einer Klärung und Befestigung durch hinzukommende mehr- 
jährige Praxis bedarf, um zum Richteramt zu befähigen. Von 
dieser Voraussetzung darf bei dem Verwaltungsrichter um so 
weniger abgegangen werden , als gerade auf dem Gebiete dea 
Verwaltungsrechts, wie wir gezeigt zu haben hoffen, die schärfste 
Zerlegung der Gesetze in ihre begrifflichen Elemente und eine 
derselben gemässe juristisch-technische Construotion der öffentlichen 
Rechtsverhältnisse Noth thut. Warum gerade in der Verwaltungs- 
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rechtspflege Laien als Richter am Platze sein sollen, während sie 
fUr das ungleich besser bearbeitete Feld des Civilrechts als untaug- 
lich erachtet werden, ist wahrlich nicht einzusehen. 

b. Ebensowenig liegt ein Grund dazu vor, die verwaltungs- 
richterlichen Organe der Institution nach von den ordentlichen 
Gerichten zu sondern. Doch darf eine Verschmelzung mit diesen 
nicht dahin verstanden werden, dass nun zwischen der Civil- und 
Verwaltungsrechtspflege schlechthin kein Unterschied eintrete. 

Die Natur des öffentlichen Rechtsverhältnisses wie nicht minder 
die jeder öffentlichen Verwaltung gebührende Stellung wird viel- 
mehr wie für den Process so auch für das Gericht selbst Modifi- 
eationen nöthig machen. Namentlich dürfte es angemessen sein, 
zwischen Rechtsstreitigkeiten der Staatsangehörigen mit einer Com- 
munalverwaltung und jenen mit der Staatsverwaltung zu unter- 
scheiden; erstere könnten füglich in erster Instanz einem Collegial- 
mittelgericht mit Berufung an das Collegialobergericht, letztere die- 
sem allein als erste und letzte Instanz und zwar unter der Voraus- 
setzung zugewiesen werden, dass alle verwaltungsrechtlichen £lagen 
gegen die Staatsverwaltung vorher einer besonderen administrativen 
Vorbescheidung durch die einschlägende Steatsverwaltungsmittel- 
behörde unterstellt werden müssen. Auch wären an diesen Gerichten 
eigene ständige Abtheilungen oder Senate speciell für Verwaltungs- 
rechtsstreitigkeiten zu bilden, um bei deren Besetzung auf die er- 
forderliche specißsehe Rechtsbildung der Richter Rücksicht nehmen 
zu können. Gerade der temporäre Mangel dieser Bildung sowie 
der juristisch- wissenschaftlichen Verarbeitung des Verwaltungsrechts 
ist es, der die Gesetzgebung zur Zeit mit Recht noch bestimmen 
kann, mit Vorsicht zu Werk zu gehen und die unausbleibliche 
Verschmelzung beider Zweige der streitigen Rechtspflege vorerst 
durch besondere Verwaltungsgerichte vorzubereiten. Die neue 
deutsche Gerichtsverfassung mit ihren Collegial-Landgerichten und 
dem Collegial-Oberlandsgerichte gibt zu dieser Verschmelzung den 
passendsten Anhalt. « 

3) Tritt eine solche dereinst ein, so theilen die verwaltungs- 
gerichtlichen Organe von selbst auch die rechtliche Stellung der 
ordentlichen Gerichte gegenüber der Staatsregierung. Aber selbst 
für die Uebergangszeit sollte dieselbe ihnen zukommen. 

a. Dass auch der Verwaltungsrichter gleich dem Civil- und 
Strafrichter nach freier innerer Erkcnntniss des geltenden Rechts 
urtheilen solle, ist endlich anerkannt. Ist doch diese richterliche 
Unabhängigkeit kein Privilegium sondern nur die ebenso natürliche 
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als nothwendige Bedingung der Reinheit und Richtigkeit der staats- 
richterlichen Function, für den Verwaltungsrichter aber um so 
unerlässlicher , als in der Mehrzahl der zu entscheidenden Streit- 
fälle gerade die Staatsverwaltung selbst es ist, welcher die Rolle 
einer Beklagten zufällt. 

b. Als schlechthin unstatthaft muss es gelten, dass das Ver- 
waltungsgericht nebenbei noch mit der eigentlichen Verwaltung 
betraut werde. — Der Grundsatz der Trennung der Rechtspflege 
von der Verwaltung findet hier seine eigentliche Anwendung, in- 
dem diese Trennung die absolute Voraussetzung für die Unbe- 
fangenheit des Verwaltungsgerichts bildet. Einen Verwaltungs- 
beamten zugleich zum Civilrichter zu machen, wäre viel weniger 
bedenklich. Eine Behörde, die gleichzeitig verwalten und Ver- 
waltuugsrechtspflege handhaben soll, wie diess in Baden und Preussen 
der Fall ist, kann als Gericht im eigentliche^ Sinne dieses Worts 
nicht gelten. Die Erfahrung lehrt auch, dass bei einer solchen 
Behörde die verwaltenden und richtenden Functionen im einzelnen 
Fall, meist ohne Zuthun der Parteien und selbst gegen ihren Willen 
bunt durcheinander laufen, so dass die rein richterliche Thätigkeit 
erst in der oberen von aller Administration freien Instanz, bei 
dem obersten Verwaltungsgerichte, beginnt. 

c. Wie das ordentliche Gericht muss selbstverständlich auch 
das Verwaltungsgericht über die Zulässigkeit des Rechtswegs selbst- 
ständig entscheiden. Wird dieses mit jenem verschmolzen , so fallt 
die ganze Einrichtung der Competenzconflicts-Gerichte 
mit ihren schweren praktischen Missständen als vollkommen un- 
nöthig hinweg. Wie die allgemeine Untersuchung ergeben hat, 
kommen die Rechtsverhältnisse auch nach ihrer Formverschieden- 
heit im wirklichen Leben mannigfach verknüpft vor, so dass oft 
ein öffentliches durch ein privates und umgekehrt bedingt ist. Im 
Streitfall kann sich daher der Civilrichter oft ebenso wenig ent- 
halten, ein öffentliches, als der Verwaltungsrichter ein privates 
Rechtsverhältniss in den Kreis seiner Beurtheilung herein zu ziehen. 
Geschieht diess bezüglich des bedingenden Verhältnisses auch nur 
in Form eines Entscheidungsgrundes für die Beurtheilung des be- 
dingten, so kann es gleichwohl bei der bisherigen absoluten Schei- 
dung beider Gerichte vorkommen, dass das eine ein bedingendes 
Rechtsverhältniss als existent annimmt, welches das andere später 
als nicht existent erklärt oder umgekehrt. Dadurch geschieht es, 
dass Rechtsfolgen mit Voraussetzungen verknüpft werden, die ge- 
setzlich damit nicht verknüpft sein sollten oder umgekehrt, wodurch 
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offenbar die Harmonie Noth leidet, welche zwischen den) öffentlichen 
und privaten Leben rechtlich obwalten müsste. Koch misslicher 
aber ist die ausserordentliche Verzögerung und Erschwerung des 
Rechtsweges, die im Falle der Zweifelhaftigkeit der rechtlichen 
Natur des unmittelbar geltend gemachten Rechtsverhältnisses durch 
die Erhebung eines Competenzconflictes herbeigeführt wird. 
Denn kaum bietet ein Vorgang im Rechtsleben einen kläglicheren 
Anblick dar, als der Streit zwischen Staatsorganen Angesichts der 
Rechtshülfe suchenden Staatsangehörigen darüber, welches von 
ihnen die angesprochene Hülfe gewähren soll. Da diess ganze 
Institut mit seinem pomphaften Apparate lediglich auf der un- 
richtigen Anschauung über die angebliche Verschiedenheit der An- 
wendung von sog. Privatrecht und öffentlichem Rechte beruht, so 
muss es durch die Vereinigung beider Gerichte als unnöthig in 
Wegfall kommen. Denn auch ein Conflict mit der Verwaltung 
ist alsdann ausgeschlossen, da der gerichtliche Ausspruch über die 
Existenz oder Nichtexistenz^ eines subjectiven öffentlichen Rechtes 
selbstverständlich allgemein anerkannt werden muss und nicht 
darüber von Neuem wieder gestritten werden kann, ob ein ge- 
richtlich constatirtes oder aberkanntes Recht auch richtig constatirt 
oder aberkannt sei. 

d. Dass das Richtergesetz bezüglich der persönlichen Stellung 
der ordentlichen Richter auch auf die Verwaltungsrichter Anwen- 
dung finden müsse, wird nirgends bezweifelt. Nur einem (früheren) 
badischen Minister war es vorbehalten, diese Noth wendigkeit als 
eine die beabsichtigte Tragweite des Instituts übersteigende Con- 
sequenz abzulehnen. 

b. Der verwaltungsgerichtliche Process. 

Um nicht zu weitläufig zu werden, müssen wir uns hier auf 
die allerwesentlichsten Momente des Processes beschränken, wie 
sie darin als Gericht, Parteien, Verhandlung, lieweis und Urtheil 
hervortreten. 

1) Aus der gemeinsamen Natur aller subjectiven Rechte als 
solcher folgt, dass nicht allein im bürgerlichen sondern auch im 
Verwaltungsrechtsstreite vom Gerichte nur auf Anrufen der Parteien, 
nicht aber von Amts wegen verfahren werde, wenn nicht specielle 
Gesetzesbestimmungen ausnahmsweise und ausdrücklich hiezu an- 
weisen. Denn auch den Trägern öffentlicher Rechte, eben weil 
es Rechte d. i. gesetzlich geschützte Möglichkeiten sind, muss es 
frei stehen, deren Inhalt selbst im Streitfalle insoweit zur Ausübung 
und Geltung zu bringen, als sie es in dem von ihnen vertretenen 
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Interesse für zuträglich erachten. Die Lehre, dass jedes öffentliche 
Recht an sich zugleich eine öffentliche Pflicht sei und daher von 
seinem Träger ausgeübt werden müsse, ist irrig. Und wenn auch 
jede öffentliche Verwaltung bezüglich des Ganzen dessen Rechte 
gegen seine Glieder als eine Pflicht auszuüben hat, so bleiben 
dennoch die Rechte des Ganzen in der Ausübung dur^h die Ver- 
waltung bezüglich der Glieder was sie an sich sind, nämlich freie 
Gebrauchsmöglichkeiten , über deren nützliche Anwendung sich die 
Verwaltung nur dem Ganzen gegenüber zu verantworten hat. Auch 
die öffentliche Verwaltung muss also in der Lage sein, von den 
Rechten des Ganzen, das sie vertritt, gegenüber den Gliedern je 
nach ihrem Ermessen freien Gebrauch machen zu können. Eine 
Bevormundung hierin durch ein unabhängiges Gericht wäre um 
so unpassender, als sie mit einer unparteiischen richterlichen Stel- 
lung unverträglich wäre. 

Der ganzen Natur der Sache nach kann daher für die Stellung 
des Verwaltungsgerichts zu den Parteien und deren Streit nicht 
die sog. Untersuchungs - sondern nur die sog. Verhandlungsmaxime 
Platz greifen. Dass erstere, auch wenn sie ein Gesetz principieli 
aufstellt, in Wirklichkeit nicht durchführbar ist, davon überzeugt 
die Praxis gar bald. ^^ 

2) Als Parteien im Verwaltungsrechtsstreit können immer 
nur einerseits die Verwaltung, sei es eine communale oder die 
staatliche^ anderseits ein der betreffenden Verbindung angehöriges 
Mitglied, sei es ein Einzelner oder selbst wieder eine engere Ver- 
bindung als Theil einer grösseren auftreten. Die nicht seltene 
Meinung, als könnten auch Einzelne gegen Einzelne oder ein Glied 
gegen ein anderes Glied derselben Verbindung für sich einen Ver- 
waltungsrechtsstreit führen, ist irrig. Ein subjectives Recht besteht 
nicht gleich einer selbstständigen Sache für sich; jedes setzt viel- 
mehr eine factische Beziehung, ein Verhältniss von Mensch zu 
Mensch voraus, aus welcher dasselbe mit der ihm correspondiren- 
den Rech^pflicht in Gemässheit der einschlagenden Rechtsnorm als 
Rechtsfolge hervorgeht. Während die Privatrechte aus privaten, 
entspringen die öffentlichen Rechte aus öffentlichen Verhältnissen. 
Da nun das Wesen dieser letzteren in der Beziehung jedes ein- 
zelnen Gliedes einer bleibenden Verbindung zu allen Andern, oder 
der Verbindung als Ganzes zu jedem Theile besteht, so ist nicht 
einzusehen, wie gleichwohl ein Einzelner mit einem Einzelnen 
oder ein Theil mit einem andern Theil einer Verbindung für sich 
ein öffentliches Rechtsverhältniss bilden kann. ^^ Die scheinbaren 
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Ausnahmen, welche positive Gesetze in der Zulassung verwal- 
tungsgerichtlicher Klagen aufweisen z. B. in Baden , sind im Grunde 
nur processualische Abkürzungen, die sich leicht auf die richtige Be- 
ziehung reduciren lassen und überhaupt nicht ohne Bedenken sind. ^6 

Die Art und Weise der Vertretung der Verwaltung vor 
Gericht muss Gegenstand besonderer gesetzlichen Bestimmung sein. 
• Namentlich dürfte sich die Einrichtung empfehlen, dass die Staats- 
verwaltung nicht durch eine ünterbehörde, sondern regelmässig 
durch eine Mittelbehörde und zwar durch dieselbe vertreten werde, 
der auch die zur Klage erforderliche administrative Vorprüfung 
zufällt. Neben der öffentlichen Verwaltung noch einen beson- 
deren Staatsanwalt als sog. Vertreter des öffentlichen Interesses 
zu bestellen, ist nicht nur vollkommen tiberflüssig, sondern sogar 
ungehörig. Von einigem Belang könnte er nur bei Verwaltungs- 
rechtsstreitigkeiten aus communalen Beziehungen sein. ^^ Allein 
wenn der Gesetzgeber einer Commune überhaupt einmal die 
selbstständige Verwaltung ihrer Angelegenheiten überlässt, so wird 
er ihr auch überlassen können, hieraus entspringende Rechtsstrei- 
tigkeiten ohne Staatsanwalt allein zu führen. 

üebrigens wird die Rolle des Klägers- in der Regel dem 
einzelnen Gliede, die des Beklagten der öffentlichen Verwaltung 
zufallen. Denn da jede öffentliche Verwaltung zu den einzelnen 
Theilen des Ganzen eine rechtlich anerkannte übergeordnete Stel- 
lung einnimmt, so muss jeder Theil als solcher naturgemäss ge- 
halten sein, den Anforderungen der im Namen des Ganzen han- 
delnden Verwaltung in der Regel sofort Folge zu leisten, jedoch 
vorbehaltlich nachträglicher staatsrichterlichen Prüfung des An- 
spruchs, wenn solche mittels Klage, deren Erhebung auf eine be- 
stimmte, von der administrativen Vorprüfung an laufende Frist zu 
beschränken ist, verlangt wird. Darum sind denn auch die Staats- 
angehörigen genöthigt, die staatsrichterliche Function selbst in 
solchen Fällen (mit einer Art Negatorienklage) anzurufen, in wel- 
chen ihnen von der Verwaltung eine ungebührliche Belastung oder 
Beschränkung zugemuthet wird, die sie in einem privaten Ver- 
hältnisse unter Abwartung der Klage des Gegners einfach ver- 
weigern könnten. 

3) Die Gestaltung und der Verlauf der Verhandlungen 
vor Gericht, die mündlich und öffentlich mit vorbereitenden Schrift- 
sätzen von Statten gehen, weisen keine Eigenthümlichkeiten auf. 
Hervorzuheben ist nur, dass es im Hinblick auf die gemeinsame 
Natur aller subjectiven Rechte als freier Gebrauchsmöglichkeiten 
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veretattet sein muss, auch bei Verhandlung von Verwaltungsrechts- 
streitigkeiten zur Verhinderung willkürlicher Verzögerung Präclusiv- 
fristen zu setzen. 

4) Der Beweis der juristischen Thatsachen, mit welchen eine 
in An.<«pruch genommene ^öffentliche Rechtsfolge verknüpft sein 
soll , bietet im Verwaltungsrechtsstreite ebenfalls keine Besonder- 
heiten dar. Auch hier wird man dem Richter für seine üeber- 
zeugung von der Wahrheit behaupteter Thatsachen keine sog. 
positive Beweistheorie vorschreiben wollen. Wenn 6 n ei st be- 
hauptet, dass im Verwaltungsrechtsstreite die Thatfrage immer 
untrennbar mit der Rechtsfrage verwachsen sei, und auch aus 
diesem Umstände ein Argument für besondere Verwaltungsgerichte 
herleitet, so kann ^er Verfasser auf Grund elijähriger Praxis nur 
versichern, dass diese Behauptung nicht richtig ist. Vielmehr 
heben sich die juristischen Thatsachen im Verwaltungsrechtsstreite 
ebenso klar und bestimmt von den gesetzlichen Rechtsfolgen ab 
als im Civilrechtsstreite. Nur spielen dieselben -wie auch deren 
Beweise im Verwaltungsrechtsstreite eine weit geringere Rolle, und 
zwar aus leicht begreiflichen Gründen. Die Rechte und Pflichten 
der Glieder eines öffentlichen Ganzen entstehen durch dessen Ge- 
sammtwillen, also durch die verfassungsmässigen Beschlüsse der 
Gesammtvertretung, welche für alle einzelnen Theile als bindend 
gelten, mögen diess nun staatliche oder communale Satzungen 
sein. Setzen diese Beschlüsse zum concreten Eintritt der darin 
bestimmten Rechte und Pflichten ausser der Mitgliedschaft durch 
Geburt oder Aufnahme oft auch noch weitere besondere Thatsachen 
voraus, so sind diess doch in der Regel nicht wieder Willenserklä- 
rungen der Einzelnen, sondern meist davon unabhängige einfache 
Lebensvorgänge, die ebenso wenig zu Streit als zu Beweisschwie- 
rigkeiten Veranlassung geben, z. B. ein gewisses Alter, ein be- 
stimmter Autenthalt, Krankheit, Armuth, selbstständiger Gewerbs- 
betrieb, Besitz bestimmter Liegenschaften, eigene Haushaltung, 
Beruf u. s. w. Die privaten Rechtsverhältnisse dagegen entstehen 
meist durch private Willenserklärungen der Betheiligten, die durch 
ihre häufige Unklarheit und Ungewissheit ebenso sehr zu Streit als 
Beweisschwierigkeiten Anlass geben müssen. 

Dabei darf freilich rücksichtlich öffentlicher Verhältnisse ein 
Umstand nicht missverstanden werden, auf welchen man sich fUr 
Gn eist's Ansicht leicht berufen könnte, laicht selten erklären 
nämlich Gesetze die Verwaltung nur dann zu einem bestimmten 
Fordern oder Gewähren gegenüber den Verwalteten als berufen 
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(befugt oder gehalten), wenn hiezu im Interesse irgend eines 
mehr oder weniger genau bestimmten öffentlichen generellen 
Zwecks ein concretes ßedürfniss vorliegt. Ein Gesetz be- 
stimmt z. ß. dass die Staatsverwaltung die Herstellung eines 
öffentlichen Weges in einer Gemeinde nur dann verlangen, eine 
Concession zum Betriebe einer Gastwirthschaft, einer Apotheke 
u, s. w. nur dann verleihen, eine Gewerbsanlage nur dann unter- 
sagen könne und solle, wenn hiezu ein öffentliches Bedürfniss im 
Interesse des Verkehrs, der Krankenheilung, der Sicherheit gegen 
Feuersgefahr u. s. w. vorliege. Wollte man nun die Existenz 
eines solchen öffentlichen Bedürfnisses, falls der Einzelne dieselbe 
der Verwaltung gegentiber bestreitet, gleich einer juristischen That- 
sache erst noch zum Gegenstande eines gerichtlieh zu erbringenden 
Beweises machen, so wäre diess .sehr ungehörig. Was eine Gte- 
sammtheit für ihre Existenz und Entwickelung bedarf, begehrt, 
kann zunächst nur Sache ihrer eigenen freien Selbstbestim- 
mung sein; vermag die Gesetzgebung hiefiir, um das gegenseitige 
Verhalten der Angehörigen der Gesammtverbindung danach zu 
regeln, im Voraus nur generell Ziel undjlittel an sich, nicht aber 
auch alle einzelnen Voraussetzungen des concreten Bedürfnissein- 
tritts zu bestimmen, so kann nur die öffentliche Verwaltung selbst, 
als Vertreterin des Ganzen und vorbehaltlich ihrer Verantwortung 
gegen dieses, berufen sein, mit ihrer ergänzenden Verordnung nach 
ihrem Ermessen darüber concret bestimmend einzutreten. Vermeint 
dann ein Theil als solcher, durch die Anordnung der Verwaltung 
in Widerspruch mit einer auch für sie verbindlichen bestimm- 
ten Gesetzesvorschrift, also rechtswidrig, belastet oder beschränkt 
zu werden, z. B. wenn er zu einem Privatweg beisteuern, oder 
zu einem öffentlichen Wege Naturaldienste statt der gesetzlichen 
Geldbeiträge leisten soll, so kann wohl die formale Legalität 
der Anordnung vor Gericht in Streit gezogen werden; die Zweck- 
mässigkeit und Nothwendigkeit derselben aber oder das öffentliche 
Bedürfniss kann nicht Gegenstand gerichtlicher Consta tirung sein, 
da hiefür der Ausspruch der Verwaltung selbst massgebend ist. 

3) Das ür theil des Verwaltungsgerichts nach dem Vorgange 
der österreichischen Einrichtung auf die Frsige der Cassation der 
angefochtenen Verwaltungsverfügung zu beschränken, ist nicht zu 
billigen. Das Ca ssationsver fahren ist überhaupt nur ein Nothbehelf, 
falls in einem Staate die gleichen Gesetze von mehreren coordi- 
nirten Gerichten als letzte Instanz in Anwendung zu bringen sind 
und zwar zu dem Zwecke, einer hiebei möglichen Verschiedenheit 
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in AufTas8ung ein und desseiben Gesetzes an sich, d. i. des glei- 
chen objectiven Rechts zu begegnen. Wo nur ein oberster Ver- 
waltungsgerichtshof besteht und jede Streitsache an diesen gelan- 
gen kann, fällt der Grund für eine Cassationsinstanz hinweg. Soll 
das Gericht nur berufen sein, über die formale Rechtsbestäodig- 
keit oder Rechtshinfälligkeit der angefochtenen Verwaltungsverfü- 
gung auf Grund der von der Verwaltung allein festgestellten That- 
sachen zu erkennen, ohne sich über die Existenz der letzteren 
selbst eine üeberzeugung bilden und in der Sache selbst erkennen 
zu dürfen, so ist diess eben kaum eine halbe Justiz, die ihrem 
vollen natürlichen Zwecke nicht genügt. Zu einer solchen Ver- 
stümmelung ist in der Sache nirgends ein triftiger Grund vorhan- 
den. Denn wenn ein Gericht nach der Beschaffenheit des Streits 
nicht positiv über das Verhalten der Verwaltung zu erkennen ver- 
mag, z. B. wenn die angerufene Verordnung einfach als illegal 
befunden wird, so versteht sich von selbst, dass das Gericht als- 
dann auch nur einfach die rechtliche Wirkungslosigkeit der admi- 
nistrativen speziellen Anfordrung ausspricht, nicht aber erkennt, 
welche etwaige andere Anordnung an deren Statt positiv zu treffen 
sei. Bei anders vereigenschafteten Streitigkeiten wäre es dagegen 
höchst sonderbar, einen positiven Ausspruch über den sachlichen 
Inhalt der Leistung zu unterlassen, z. B. bei einer Steuerzahlung, 
bei Zahlung von polizeilichen Executionskosten , bei Fordrungen 
von Schulbeiträgen aus der Staatscasse, bei Bürgernutzungen u. s. w. 
Die Frage der Rechtskraft verwaltungsgerichtlicher Erkennt- 
nisse unterliegt für einzelne einmalige Leistungen keiner Schwie- 
rigkeit; für Erkenntnisse über dauernde Leistungen ist dieselbe 
natürlich durch den Fortbestand theils der einschlagenden Rechts- 
norm, theils der von derselben für die ausgesprochene Rechtsfolge 
verlangten Thatsachen bedingt. 
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XI. 

üeberblick über die historische Entwickelung der 

Verwaltimgsrechtspflege. 

Wenn man auch die Ueberzeugung gewonnen haben wird, 
dass das Dogma über die im Wesen des öffentlichen Rechts lie- 
gende Unabhängigkeit der öffentlichen Verwaltung von der (eigent- 
lichen) Justiz auf einem Irrthum beruht, so ist doch gewiss, dass 
die entsprechende staatliche Einrichtung, welche einmal viele De- 
cennien hindurch bestanden hat, nicht blosser Willkür und Laune 
entsprungen sein konnte, sondern auf einen natürlichen Causal- 
zusammenhang sich stützen musste, der in den historisch gege- 
benen Verhältnissen sich nachweisen lassen wird. Diess ist denn 
auch in Wirklichkeit der Fall. 

Der nachstehende Üeberblick über die historische Entwicke- 
lung der Verwaltungsrechtspflege wird erkennen lassen, dass die 
bisherige coordinirte Stellung, welche die Verwaltung gegenüber 
der Justiz (auch nach ihrer Rechtsseite) einnahm, hauptsächlich 
in dem formal mangelhaften Zustande des objectiven Rechts ihre 
Ursache hatte, der eben eine judicielle Handhabung desselben 
nicht wohl zuliess. Mit der Beseitigung dieses Mangels in der 
Neuzeit musste nothwendig auch jene Position der Verwaltung 
aufgegeben werden. Sie war damals nicht unrichtig oder sach- 
widrig; irrig war nur die theoretische Erklärung derselben^ an 
welcher, wie wir gesehen, selbst heut zu Tage noch festzuhalten 
versucht wird. Indem wir diesen Nachweis erbringen wollen, 
müssen wir uns damit begnügen, die dafQr sprechenden That- 
Sachen den historischen Forschungen Anderer zu entnehmen. ^^ 

I. Als Quelle der höchsten Gerichtsbarkeit im alten deutschen 
Reiche galt zwar der Kaiser; aber mit deren Handhabung war es 
lange Zeit übel bestellt. 

Schmitt, Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege. 9 
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^So lange 2^ es einem Jeden erlaubt war, sieh mit eigenen 
Kräften Recht zu schaffen, so war an keine Aufnahme irgend 
einer Gerichtsstelle zu denken. Wer sich auf seine Kräfte ver- 
lassen kann, wird, wenn man ihm die Wahl lässt, immer lieber 
davon Gebrauch machen, als erst die Frage, ob er auch Recht 
habe? auf die Entscheidung eines Gerichts ankommen zu lassen. 
Wo also Faustrecht gilt, da werden immer Gerichte müssig stehen. 
Fehlt es aber an Gerichten, oder sind diese nicht in dem gehöri> 
gen Ansehen, oder nicht mit der nöthigen vollziehenden Gewalt 
versehen, so •hält es schwer, der Selbsthülfe zu wehren, weil doch 
Mittel zum Rechte zu gelangen einmal sein müssen. Und wepn 
Selbsthülfe auch für Verbrechen erklärt wird , wer soll über Bestra- 
fung des Verbrechens halten, wenn kein Gericht dazu in Ordnung 
ist? Von allem dem enthielt die bisherige deutsche Geschichte die 
triftigsten in Erfahrung beruhenden Beweise. Alle Bemühungen, 
das Unwesen des Faustrechts zu heben, waren bisher vergeblich, 
so lange nicht zugleich das Gerichtswesen auf besseren Fuss kam. 
An letzteres war nicht zu denken, so lange das Faustrecht galt. 
Endlich begriff man den bisherigen Fehler, eines ohne das andere 
machen zu wollen. Landfriede und Kammergericht wurden also 
vom Kaiser Max (dem I.) durch Unterzeichnung der über beides 
entworfenen Ordnungen an einem Tage (7. August 1495) errichtet. 
So kamen endlich diese beiden wichtigen Dinge (auf dem Reichs- 
tage zu Worms) zu Stande, und zwar ohne dass Max mit seinen 
Erinnerungen (gegen die von den Ständen schon 1486 gemachten 
Entwürfe) viel ausrichtete, sondern so, dass das Gewicht bei dieser 
neuen Gesetzgebung mehr auf Seiten der Stände als des Kaisers 
war.'' 

Die Reichsunmittelbaren also waren es, die nach einer vom 
Kaiser minder abhängigen Rechtsprechung gestrebt hatten und 
solche endlich auch in dem Reichskammei^erichte erreichten. 
Allein gleichwohl gelaug es dem Kaiser, seine eigene Jurisdiction 
in dem mit dem Reichskammergerichte völlig concurrirenden Reich s- 
hofrathe zu bewahren. 

Wie im Reiche der Kaiser, so galt in den einzelnen Terri- 
torien der Landesheir als die Quelle der Gerichtsbarkeit. Sobald 
das Kammergericht in Ordnung war, konnte auch ein jeder Reichs- 
stand mit Erfolg daran denken, in seinem Lande ordentliche Ge- 
richte einzurichten. Das Kammergericht bot sich hiefür als Vor- 
bild dar. ^ 

Als Copien hievon wurden nach und nach in allen Territorien 
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llofgerichte bestellt. Dazu kamen dann noch die mit rechts- 
kundigen Einzelriehtern (Amtmänner) besetzten üntergerichte, 
welche theils als landesherrliche, theils als patrimoniale functionirten. 

Das Reichskammergericht, welches als ein ständiges, Kaiser 
und Reich vertretendfes Gericht galt, war insoferne von seinem 
Comittenden, dem Reichstage, abhängig, als dessen Entscheidung 
in zweifelhaften Rechtsfragen eingeholt werden musste , auch gegen 
teichskammergerichtliche Urtheile das Rechtsmittel der Revision 
bei der Kammergerichtsvisitation, und sogar noch ein Recurs an 
den Reichstag selbst statt fand. 

Der Reichshofrath war gänzlich an die Person des Kaisers ge- 
knüpft und von diesem abhängig. 

Bezüglich der Tferritorialgerichte galt in Folge der reichsge- 
setzlichen Bestimmung, wonach jeder bei seinem ordentlichen Rich- 
ter belassen werden solle, sog. Cabinetsjustiz als ausgeschlossen. 

Die Reichsgerichte bildeten ftir die Reichsunmittelbaren, welche 
das Recht auf die Austrägalinstanz nicht hatten, die erste, andern 
Falls die höhere Instanz. Eben diese bildeten sie auch, wegen 
des landesherrlichen jus de non evocando, fUr alle Territorialunter- 
Ihanen. Doch gab es -Ausnahnhen , theils wo die Reichsgerichte 
schon in erster Instanz mit Umgehung der Laudesgerichte und der 
Auströge angegangen werden konnten (z. B. bei Landfriedens- 
brUchen und Fiscalsachen) , theils wo sie wegen bestehender Privi- 
legien de non appellando, über Reichsmittelbare nicht einmal in 
höherer Instanz die Gerichtsbarkeit hatten. 

Die Frage, ob die ordentlichen Gerichte früher gleichfalls nur 
auf die Entscheidungen von Rechtsstreitigkeiten aus Priyatverhält- 
nissen beschränkt waren, ist bezüglich der Reichsgerichte entschie- 
den zu verneinen. Kaiser und Reich konnten zwar selbstverständ- 
lich vor dem Reichsgerichte nicht belangt werden. Dagegen nahm 
der Kaiser für sich keinen Anstand, bei demselben durch seine 
daselbst aufgestellten Fiscale wegen kaiserlicher Gerechtsame aller 
Art Klagen erheben zu lassen, z. B. wegen Verletzung der gol- 
denen Bulle, der Reichspolizeiordnung, des Landfriedens, wegen 
Kammerzieler, wegen ungebührlicher Zölle u. s. w. 

Die Landesherrn der einzelnen Territorien konnten vor den 
Reichsgerichten nicht allein klagen , sondern auch verklagt werden, 
und zwar auch von ihren eigenen Unterthanen, da sie mit diesen 
die Eügenschaft als Reichsunterthanen gemein hatten. Solche 
Klagen konnten namentlich auch aus staatlichen Beziehungen er- 
hoben werden. Doch waren die directen staatlichen Ziele, was 
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die gemeinschaftliche Verfolgung von materiellen oder socialen 
Interessen anbelangt, damals noch sehr beschränkt und mehr nur 
erst im Keime gegeben. 

Die einzige Bethätigung nämlich, in welcher von Altersher die 
Landeshoheit als öffentliche Function sich erwies, bestand zunächst 
nur in der Jurisdiction, als der Herstellung des Rechts als solchen. 
Alle anderen Gerechtsame des Landesherrn, z. B. selbst Steuern, 
Kriegsdienste u. s. w., die wir heute als im Wesen des Staates 
enthalten annehQien, hatten insofern einen mehr eigennützigen 
oder privaten Charakter, als sie von demselben wie Rechte eines 
grossen Grundherrn an dem ihm ausschliesslich eigenen Gute aus- 
geübt wurden. Daher kannte man eigentlich nur zweierlei Classen 
von landesherrlichen Gerechtsamen, Jurisdictions- und Kammer- 
Gerechtsame. 

Dieser landesherrlichen Machtstellung gegenüber suchten die 
Unterthanen eine gleichartige Stellung zu gewinnen. Die Gerecht- 
same, Freiheiten, Privilegien hervorragender verbundener Stände 
wurden durch Landesverträge und Landesvergleiche festgestellt 
und ihre Aufrechterhaltung von dem Landesherm angelobt.' Sie 
galten als Rechte wie alle andern auch, . ohne als öffentliche zu 
den privaten in Gegensatz gestellt zu werden. 

Nach und nach aber begann die obrigkeitliche Gewalt sich in 
einem' neuen Sinne zu regen. Der Begriff von Polilia, Polizei, 
entstand als das landesherrliche Recht , für gute Ordnung und ge- 
meinen Wohlstand zu sorgen. In den vielfach erlassenen Polizei- 
ordnungen machte sich zuerst eine Art landesherrlicher Gesetz- 
gebung und in deren Handhabung eine Art Administration 
geltend. Die staatliche Verfolgung anderweiter gemeinsamer 
Zwecke als des Rechts begann. Jedoch trat die junge eigentliche 
Verwaltung gegenüber der Rechtsverwaltung nicht sofort als eine 
eigenartige selbstständige Thätigkeit auf. Vielmehr suchte man 
ihre Functionen den bisherigen landesherrlichen Gerechtsamen ein- 
zureihen. Namentlich galten Polizeisachen als in der Jurisdiction 
begriffen und daher auch VerwaltungsverHigungen als Jurisdic- 
tionsacte, so dass dem Worte Jurisdiction ein weit umfassenderer 
Sinn beigelegt wurde, als heut zu Tage. Soweit die entstehenden 
Hoheitsgerechtsame sich den landesherrlichen jura cameraUa ein- 
reihen Hessen, fand bei deren unberechtigtem Gebrauche wider 
den Landesherren (vorbehaltlich der Austrägalinstanz) die ein- 
fache Klage bei den Reichsgerichten statt. So weit aber die 
neue Thätigkeit in die Jurisdiction hineingeschoben wurde, unterlag 
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auch sie gerade so wie die Acte der eigentlichen Rechtsprechung 
der Appellation an die Reichsgerichte. Jedoch gestaltete sich 
dieselbe in diesen Fällen, da neben der als judex handelnden 
Obrigkeit kein Processgegner vorhanden war, zur sog. Extra- 
judicialappellation, d. i. zu der dem canonischen Rechte 
entstammenden Form von Beschwerden an den höheren Richter, 
welche überall da eintrat, wo man sich von der Obrigkeit ausser- 
halb Gerichts oder in nicht streitigen Sachen verletzt erachtete. 

Diese gegensätzliche Auffassung der neu erwachsenden Staats- 
rechte entsprach, wie jetzt leicht zu erkennen ist, auf keiner Seite 
der wahren Natur der Sache, so dass sie selbst bald unsicher und 
schwankend werden musste. 

Die Reichsgerichte, welche in Form der Extrajudicialappella- 
tion solche staatliche Acte der Obrigkeit zu beurtheilen hatten, 
legten erklärlicherweise bei dem Mangel an vollbestimmten Ge- 
setzen nicht immer den strengen Rechts-, sondern auch den dis- 
cretionären Verwaltungsmassstab an, wogegen sich dann eine im 
Wesen der Regierungsfunction wohlbegründete Reaction geltend 
machte. Auch hatte manche Obrigkeit über den Missbrauch zu 
klagen, dass unter der Form der Extrajudicialappellation Ange- 
legenheiten sofort an die Reichsgerichte gebracht wurden, die bei 
Unterlegung des cameralen Gesichtspunktes nur im Wege der 
Klage und zwar zunächst vor der Austrägalinstanz hätten verfolgt 
werden können. 

Dem gegenüber gaben daher die Reichsgesetze (Reichsabschied 
von 1594 und 1654) dem Reichsgerichte die Weisung, bei Klagen 
der Unterthanen wegen Handlungen ihrer Obrigkeit zu unterschei- 
den, ob diese jure et vi potestatis atque jurisdictionis , also tarn- 
quam judex gehandelt, oder tamquam pars, als Widersacher, und 
nicht richterlicherweise. Im. ersten Falle solle auf solche Extra- 
judicialappellationen nur bei verisimiliter erwiesenem gravamen nach 
vorher erhobenem Berichte, Process und Ladung erkannt, bei 
Sachen aber, welche der bei einem Stande insgemein eingeführten 
guten Polizei , Zunft und Hand werksordnung anhangen , jedes Orts 
Obrigkeit und des Status pubUd mit einlaufendes Interesse wohl 
erwogen, und soferne diese Ordnungen den Reichsconstitutionen 
nicht ungemäss, die Klage ,,ab und an des Orts Obrigkeit, als die 
ohne das die Gewalt haben, dergleichen Statuta nach Gelegenheit 
der Läufll und Zeiten zu widerrufen und zu ändern , verwiesen 
werden.^ Wenn aber mehr eine simplex querela, eine directe Klage 
gegen die Obrigkeit tamquam pars, denn eine Appellatio vorliege, 
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SO sollen die Sachen jedenfalls vorerst an die Richter erster Instanz 
verwiesen werden. 

Bezüglich der Extrsgudicialappellation tritt also hier schon ganz 
deutlich das Streben hervor, die Administration aus ihrer theilweisen 
Vermischung mit der Jurisdiction loszulösen und dieser mit einer ge- 
wissen bereits ziemlich richtig angedeuteten Selbstständigkeit gegen- 
über zu stellen. Ebenso begann aber auch bezüglich der simplex 
querela eine im Wesen des Staats wohl begründete Ausscheidung 
der Regierungsfunctionen, insoweit solche mit den Cameralrechten 
vermischt worden waren. Hierher gehört namentlich eine Reihe von 
Bestimmungen in den seit der Mitte des 17. Jahrhunderts erschie- 
nenen Wahlcapitulationen , wonach z. B. nicht gut zu heissen und 
zuzugeben ist ^dass die Ländstände die Disposition über Landsteuer 
mit Ausschluss des Landesherrn privative vor und an sich ziehen, 
oder in dergleichen und anderen Sachen ohne der Landesfürsten 
Vorwissen und Bewilligung Convente aufstellen oder wider des 
jüngsten Reichsabschiedes ausdrückliche Verordnung sich des Bei- 
trags , womit Landsassen und Unterthanen zur Besetzung und Erhal- 
tung der Festungen, Plätze und Garnisonen, wie auch zu Unseres 
und des heiligen Reichskammergerichts Unterhalt an die Hand zu 
gehen schuldig sind, zur Ungebühr entschlagen. Auf den Fall auch 
Jemand von den Landständen oder Unterthanen wider dieses oder 
andere obberührte Sachen bei Uns oder Unserem Reichshofrath 
oder erst bemeldeten Eammergericht etwas anzubringen oder zu 
suchen sich gelüsten lassen würde, wollen wir daran sein, und 
darauf halten, dass ein solcher nicht leichtlich gehört, sondern 
a limine judicii ab und zu schuldiger Parition an seinen Landes- 
fürsten und Herrn gewiesen werde. Inmassen denn auch Kur- 
fürsten, Fürsten und Ständen zugelassen und erlaubt sein soll, 
sich bei ihren hergebrachten und habenden landesfürstlichen und 
herrlichen juribus selbst und mit Assistenz der benachbarten Stände 
wider ihre Unterthanen zu manuteniren und sie zum Gehorsam zu 
bringen. Da aber die Streitigkeiten vor dem Richter mit Recht 
verfangen wären, sollen solche aufs Schleunigste ausgeführt und 
entschieden werden. ** 

Wenn hiernach auch der Anspruch der Unterthanen auf Rechts- 
schutz ihrem eigenen Landesherrn gegenüber, wo es um Ausübung 
von Staatsrechten sich handelte, mit gewissen, die Natur dieser 
Rechte berücksichtigenden Beschränkungen reichsgrundgesetzlich 
anerkannt blieb, so machte sich doch mit Beginn des achtzehnten 
Jahrhunderts bei den Landesherrn die Anschauung geltend, dass 



XI. Historische Entwiokelung der Yerwaltungsrechtspflege. 135 

eie vor ihren eigeDen Gerichten nur in Privatsachen Recht zu 
nehmen hätten. In dieser Auffassung wurden sie von Schriftstellern 
unterstützt, welche die Worte der Reichsgesetze, die der Obrigkeit 
als tamquam pars handelnd gedenken, als gleichbedeutend mit tarn- 
quam privatus nahmen. So kam es endlich, dass in die Wahl- 
capitulation von 1790 §. 6. Art. 19 der Satz aufgenommen wurde : 
^Wenn auch Landstände und Unterthanen wider ihre Obrigkeit in 
Privatsachen, welche die landesherrliche Kammer be- 
treffen, Klage fuhren, so sollen und wollen wir diese bei ihren 
ordentlichen Landesgerichten entBcheiden lassen, weder den Reichs- 
gerichten gestatten, über solche Klagen in letzter Instanz, wenn 
privilegia de non appellando vorhanden sind, und darin kein aus- 
drücklicher Vorbehalt enthalten oder ein anderes durch Verträge 
mit der Landschaft und Obrigkeit nicht bestimmt ist, zu urtheilen.^ 

Damit war stillschweigend angenommen, dass bei den Landes- 
gerichten wider die Obrigkeit von Laqdständen und Unterthanen 
nur in Privatsachen geklagt werden könne, und bezüglich des 
Gerichtsstandes der Landesobrigkeit ein Unterschied zwischen Staats- 
und Privatsachen eingeführt, der bis dahin den Reichsgesetzen 
völlig fremd war. 

Als endlich das Reich sich in selbstständige Staaten auflöste, 
fiel zunächst die Extrajudicialappellation als Form, in welcher bis 
dahin Verwaltungshandlungen, die von der Obrigkeit tamquam judex 
ausgingen, der gerichtlichen ßeurtheilung unterstellt werden konnten, 
von selbst weg. Bezüglich ihrer Handlungen tamquam pars aber kam 
der Grundsatz zur allgemeinen Geltung, dass der Landesherr nur 
tamquam privatus der ßeurtheilung seiner Gerichte unterstehe. Da- 
mit stellte sich schliesslich die Regierung der deutschen Landes- 
herren um so mehr als eine absolute, über dem positiven Rechte 
stehende Macht dar, als auch die Gesetzgebung unbeschränkt und 
von der VoUführung formell ungeschieden in ihrer Hand vereinigt 
war. Im Anschlüsse an diesen Zustand entwickelte sich die von 
der damaligen Jurisprudenz aufgestellte und jetzt noch festgehaltene 
Unterscheidung von Justiz- und Verwaltungssachen. 

Bezüglich der Verwaltungssachen ward ein der unabhängigen 
richterlichen ßeurtheilung unterstellbares Recht der Staatsange- 
hörigen nicht mehr anerkannt, die ganze öffentliche Verwaltung 
vielmehr als eine Function erklärt, welche der auf Straf- uad Pri- 
vatrecht beschränkten Justiz auch im Falle behaupteter Rechtsver- 
letzungen völlig coordinu*t in der Art gegenüberstehe, dass sie über 
Beschwerden hierwegen ihr eigener Richter sei. Jedoch ward im 
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Anschlüsse an die besteheDde Abstufung der StaatsverwaltungS' 
behörden ein der Gerichtseinrichtung analoger administrativer In- 
stanzenzug eingeführt, der in der obersten Centralstelle seinen Ab- 
schluss fand. 

An diesen wurden selbst Streitigkeiten aus gewissen privatCD 
Rechtsverhältnissen verwiesen, soferne der Staat selbst hiebei Partei 
war. Auch wurden von den Strafen jene zur Durchführung poli- 
zeilicher Anordnungen ausgeschieden und deren Erkennung gleich- 
falls als zur Function der Verwaltung gehörig erklärt 

Für diese Art von Rechtspflege, die Administrativjustiz, ge- 
langte damit, was Ziel und Methode derselben anbelangt, das 
Princip zur Geltung, dass für ihre Entscheide nicht absoluf das 
Recht als solches, wie bei der Justiz^ sondern zugleich auch die 
Zweckmässigkeit, das öffentliche Wohl, der allgemeine Nutzen 
als massgebend in Betracht gezogen werden müsse. 

Im Rückblick auf diese nun wohl als abgeschlossen zu be- 
trachtende Phase der Entwickelung ergibt sich demnach ganz klar: 

Solange die staatliche Aufgabe in der Jurisdictio, also in der 
Herstellung des Rechts als solchen sicherschöpfte, war ein Unterschied 
im judiciellen Rechtsschutze je nach der Art der streitigen Rechte 
nicht wahrnehmbar; als aber allmählig die Staaten sich bestimmt 
fanden, neben dem Rechte an sich auch gemeinsame sociale Inter- 
essen in den Kreis ihrer directen Thätigkeit hereinzuziehen, ver- 
stattete die Neuheit der nun auftretenden öffentlichen Lebensver- 
hältnisse nicht, dieselben sogleich auch ihrer eigentlichen Natur 
gemäss nach Form und Inhalt juristisch allseitig zu determiniren, 
so dass das gegenseitige Verhalten darin zum Voraus in generellen 
Rechtsgesetzen hätte formulirt werden können; concretes landes- 
väterliches Ermessen einerseits und allgemeiner, unbestimmter Ge- 
horsam der Unterthanen anderseits bildeten vielmehr die schmieg- 
same Rechtsgrundlage, auf welcher die neue staatliche Verwaltung 
sich aufbaute. Als die Einsicht in deren Ziele und Mittel sich klärte, 
waren die Fürsten schon im Begriffe, sich zu absoluten Staats- 
herrschern empor zu schwingen , als welche sie es mit ihrer Selbst- 
herrlichkeit nicht verträglich fanden, über ihre und ihrer herrschaft- 
lichen Diener Handlungen mit Unterthanen vor Gericht zu rechten» 
Wo es an vollbestimmten, auch für die Verwaltung bindenden 
Gesetzen fehlt, sind eben die Voraussetzungen zu einer Verwal- 
tungsrechtspflege nicht gegeben. 

IL Aber bald begann der Zustand des Polizeiregiment» 
zu wanken, um dem Neubau des Verwaltungrechts Platz zu 
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macbeD. Sobald es dein Volke gelungen war, die ibm in seiner 
Gesammiheit naturgemäss zukommende und daber auch zu allen 
Zeiten factiscb wirksame Autorität neben der bistoriscb überkom- 
menen der Fürsten in der Constitutionen - monarchischen Staats- 
verfassung in Form Rechtens anerkannt zu sehen, änderte sich 
die Lage von Grund aus. 

Der Unterschied von Gesetz, das alle Theile als solche bindet, 
und Verordnung, die dem frei wandelbaren Ermessen der Re- 
gierung anheim füllt, kam in Geltung. 

Im Vollgefühl ihrer anerkannten Autorität drängte die Volks- 
vertretung dazu, die nun principiell und bewusst erweiterte Staats- 
aufgäbe durch klare und möglichst voll bestimmte generelle Gesetze 
zu regeln, auf dass „der Vertrag über jedem Hause, jedem Throne 
wie eine Cherubs wache schwebe.^ Die vorausgegangene Zeit des 
Absolutismus hatte hiefür genügsame Erfahrung an Hand gegeben. ^^ 

Der grossartige Rechtsbau der Staatsverwaltung mit seinen de- *^, 

taillirten Gesetzen über das örtliche Gemeindeleben, über Forst-, 
Strassen-, Post-, Gewerbe-, Schul-, Kirchen-, Stiftungs-, Armen- 
Wesen u. s. w. begann sich aus den Trümmern des absoluten 
Polizeiregiments zu erheben. Damit entstand das Bedürfniss, alf 
die Gesetze, die nun wie für jeden Einzelnen, so auch für die 
Verwaltung, rechtsverbindlich waren, Letzterer gegenüber gleich- 
falls gesichert zu wissen. 

Um die nöthige Einheit und Stärke der Regierung nicht zu 
beeinträchtigen, glaubte man jedoch, nur die Minister allein — 
und zwar dem Ganzen gegenüber — für deren Beachtung ver- 
antwortlich machen, die Verwaltungsbeamten dagegen den Be- 
fehlen der Minister schlechthin unterstellen zu müssen; den ein- 
zelnen Verwalteten selbst verblieb daher für behauptete Ver- 
letzungen nur der Weg administrativer Beschwerde im administra- 
tiven Instanzenzug, nach dessen Zurücklegung nur bei Verletzung 
verfassungsmässiger Rechte auch noch eine Beschwerde bei den 
Kammern zur Erwägung einer Ministeranklage eingeräumt wurde. 
Die sogenannten ordentlichen, von der Regierung unabhängig 
urtheilenden Gerichte blieben strenge auf das Privat- und Straf- 
recht beschränkt. *Zur Entscheidung der vielfachen Grenzstreitig- 
keiten zwischen diesen und der Verwaltung kamen nun die früher 
unbekannten CompetenzconfJictsgerichte auf. 

Aber je zahlreicher die Gesetze wurden, die der Willkür der 
Regierung steuern und dem öffentlichen Leben planvolle Yesügkeit 
geben sollten, desto mehr üb^^^^^S^^ ™^" ^i^^*) ^^^^ ^^^^ ^^^ 

' N 
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durch den stattgehabten privaten Eigenthumserwerb bedingt, die Zah- 
lung der öffentlichen Erbschaftssteuer durch die private Erbantretung 
u. s. w. 

8 Z. B. die Menschen bedürfen für ihre Lebenszwecke der Sachgüter, 
die sie theils für sich, theils in bleibender Gemeinschaft haben upd ge- 
niessen; diese Güter können zunächst nur aus der umgebenden Natur 
angeeignet werden ; sie können aber nur dann von dem Aneigner besessen 
und benützt werden, wenn alle Anderen die geschehene Aneignung re- 
spectiren; auch wird die üebertragung dieser Güter auf Andere nur 
dann gesichert, wenn die betreffenden Verabredungen gehalten werden 
müssen. Oder: Die geschlechtliche Verbindung zwischen Mann und Weib 
ist für die Nachkommenschaft nur gedeihlich, wenn sie nicht willkür- 
lich lösbar ist, auch nicht zwischen zu nahen Verwandten stattfindet 
u. s. w. 

9 Z. B. wenn ein Staatsangehöriger eine körperliche, bewegliche 
herrenlose Sache sich aneignet, so sollen Andere sich alles dessen ent- 
halten, was ihn an der beliebigen Verfügung über dieselbe zu erlaubten 
Zwecken verhindern könnte. Oder: wenn zwei Personen, deren jede 
eine bestimmte Sache zu eigen hat, diese gegenseitig zu tauschen sich 
versprechen, so soll jede gehalten sein, der anderen das Versprochene zu 
Eigen zu übergeben. 

10 Z. B. der nächste Zweck des Eigenthums liegt offenbar darin, den 
Menschen für ihre individuellen Lebensbedürfnisse jeden möglichen Ge- 
brauch von sachlichen Gütern, auch die beliebige Disposition hierüber 
zu sichern. Gleichwohl erleidet dieser Zweck verschiedene Einschrän- 
kungen durch andere weitere Rücksichten. Weil z. B. das Grundeigen- 
thum nicht beliebig vermehrt werden kann, so wäre es für die Selbst- 
ständigkeit der Menschen bedenklich, zu viel Grundeigenthum bleibend 
in einer Hand vereinigen zu lassen. Anderseits würde es dem volks- 
wirthschaftlichen Interesse nicht zusagen , wenn die Möglichkeit der Zer- 
stückelung des Grundeigenthums unbeschränkt wäre. Ebenso ist es dem 
Interesse menschlicher Selbstständigkeit nicht zusagend , das Grundeigen- 
thum mit anderen bleibenden Belastungen als solchen belegen zu lassen, 
die selbst wieder nur im Interesse der Benützung des Grundeigenthums 
liegen (Servituten), also z. B. nicht mit persönlichen Diensten u. s. w. 
In gleicher Weise verhält es sich mit der Verbindlichkeit der Verträge 
und allen sonstigen Rechtsinstituten. 

11 Jus enim semper est quaetüum aequähile; neque enim aliier esset 
jtM. Cicero d. off. IL 2. Die Durchführung dieses Princips wird nament- 
lich durch die Einführung und den Gebrauch des Geldes als Werth- 
messers vermittelt, wesshalb dem Gelde für das Recht eine hohe Bedeu- 
tung zukommt. 

13 Als Beispiele hiefür können namentlich die Bestimmungen in den 
Polizei- (Straf-) Gesetzen angerufen werden. Dieselben stellen eine Menge 
von Rücksichten auf, deren Beachtung bei gewissen Lebensvd^gängen 
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und Unternelimuligen der Staatsangehörigen im Interesse allgemeiner 
Coezistenz und Entwickelung nöthig ist , z. B. zur Sicherheit des Lebens, 
der Gesundheit, des Eigenthums, des Verkehrs, der Ruhe u. s. w., ohne 
dass bei der Mannigfaltigkeit und Wandelbarkeit der Verhältnisse überall 
schon genau zum voraus und allgemein bestimmt werden kann, was 
alles dabei geschehen oder unterlassen werden muss , um jenen gewollten 
allgemeinen Erfolg zu erzielen. Hier beschränken sich daher die Gesetze 
darauf, nur den allgemeinen Zweck möglichst genau zu umgränzen, der 
bei einem ihn besonders berührenden Lebensvorgang nicht beeinträchtigt 
oder im Auge behalten werden soÖ, der Polizei (Verwaltung) aber die 
jeweilige nähere Bestimmung zu überlassen, durch welches Thun und 
Lassen jener allgemeinen Rücksicht zweckmässig genügt werden muss. 
Die Form solcher unbestimmten Gesetze ist alsdann z. B.: Wenn Jemand 
baat, auf öffentlicher Strasse fahrt, eine Pulverfabrik anlegt u. s. w., so 
hat er dasjenige Verhalten hiebei gegen die Gesammtheit zu beachten, 
welches die Polizei zum Zwecke der allgemeinen Sicherheit u. s. w. je- 
weils besonders vorschreibt. Ebenso verhält es sich bei Gesetzen, welche 
für gewisse Unternehmungen, wodurch möglicherweise die Interessen 
Anderer gefährdet werden, die Einholung einer besonderen staatlichen 
Genehmigung, Concession, Zulassung oder Prüfung vorschreiben, weil 
man sich ausser Stand sah, alle diejenigen thatsächlichen Voraussetz- 
ungen hiefür genau zum voraus zu generalisiren, unter welcher das 
Unternehmen »für die Anderen als unnachtheilig gilt. 

13 Wenn z. B. das Rechtsgesetz ausspricht, dass die Zusage einer 
persönlichen Leistung für einen staatlich anerkannten Lebenszweck eines 
Anderen, z. B. zur Herstellung eines Kleidungsstückes, eines Wohnhau- 
ses, zum Unterricht u. s. w., rechtsverbindlich sei, so richtet sich die 
Ausführung dieser Leistung an sich nicht selbst wieder nach Rechtsvor- 
schriften, sondern nach den Regeln der Technik, Kunst und Wissenschaft. 
Nur insofeme die Leistung auf den Andern Bezug hat, will das Rechts- 
gesetz, dass sie sei und so sei, um dem Zwecke zu genügen, d. i. 
brauchbar. 

14 Den Zustand bestehender öffentlicher socialer Verbindungen, ver- 
möge dessen dieselben ihre materiellen Zwecke innerhalb der staatlichen 
Rechtsordnung nach freier eigener Selbstbestimmung verfolgen können, 
möchten wir Selbstverwaltung nennen. Was man gewöhnlich dar- 
imter versteht, nämlich die Vollführung direct staatlicher Zwecke 
durch oder unter Mitwirkung solcher Staatsangehörigen , die nicht eigent- 
liche Staatsbeamte, also nur Betheiligte sind, ist nicht von besonderem 
Belang, da die Vollführung jedenfalls eine sachverständige sein muss 
oder sein sollte, und im Uebrigen doch Alles vom Staate obenherab be- 
fohlen wird. 

is^ In dem Streite zwischen der sog. relativen und absoluten Straf- 
rechtstheorie haben beide Theile insoferne Recht, als der Gesetzgeber 
einen relativen , der Richter einen absoluten Standpunkt einzunehmen hat. 
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16 Wenn z. B. die Polizei, indem sie vom Gesetze zur Aufrecht- 
erhai tung der öffentlichen Ruhe in' den Strassen berufen ist, zur Ergän- 
zung dieses Gesetzes bestimmen soll, was alles zu diesem Zwecke bei 
Strafvermeidung unterlassen werden muss, oder wenn ein Haus im 
Zwangsweg zu erbrechen oder ein Volksauflauf zu dämpfen ist u. s. w., 
so führt die Kenntniss und Beachtung der Rechtsvorschrift allein nicht 
zum Ziel. Auch der natürliche Zusammenhang zwischen dem gewollten 
Erfolg und seiner Ursache (den Mitteln) muss erkannt und danach, so 
wie überhaupt nach allen sonst nocl^ einschlagenden Rücksichten, z. B. 
auch der Sitte, zweckträssig gehandelt werden. 

17 Ob der Zustand einer solchen Staatsomnipotenz mit einer gereif- 
teren Bildung der Staatsangehörigen auf die Dauer sich verträgt , könnte 
wohl bezweifelt werden. 

18 Das Rechtsverhätniss der Staatsdiener ist der doppelten Beziehun- 
gen wegen, in welche dieselben zu stehen kommen, complicirter Natur: 
ihr Yerhältni&s zum Staatsganzen an sich kann als ein öffentliches oder als 
ein privates constituirt werden , je nachdem die Verpflichtung zur Dienst- 
leistung auf eine allgemeine staatsbürgerliche Pflicht oder auf ein beson- 
deres freies üebereinkommen beider Theile für sich gestützt wird. Ge- 
wöhnlich ist letzteres der Fall, und darum gelten auch die den Slaats- 
dienem zukommenden Rechtsansprüche an den Staat als deren private 
Rechte. Das Rechtsverhältniss der Staatsdiener in Vertretung des Staats 
gegenüt)er dessen einzelnen Mitgliedern als solchen ist dagegen -stets ein 
öffentliches. 

19 Ob Weg, Schule, Wald, Gewässer u. s. w., deren Benützung 
einem Einzelnen versagt wird, Gegenstände eines privaten oder öffent- 
lichen Rechtverhältnisses sind, macht für die Verletzung des Interesses 
des rechtswidrig Ausgeschlossenen keinen Unterschied. 

20 Wenn L. v. Stein, Handbuch der Verwaltungsrechtslehre, 2. Aufl. 
S. 77, den Gegenstand der Beschwerde in die Verletzung des Geistes 
eines Gesetzes legt, so ist diess insoferne höchst treffend, als man unter 
Geist eines Gesetzes dessen Zweck zu verstehen pflegt Nur ist dabei 
ein Gesetz zu unterstellen , das einen Zweck nicht schon in bestimmt ge- 
setzten Rechtsfolgen (in bestimmten Rechten und Pflichten) sozusagen 
selbst verkörpert, also z. B. eiii Gesetz, welches nur besagt, dass die Poli- 
zei für die öffentliche Ruhe in den Strassen sorgen solle, ohne zugleich 
selbst zu bestimmen, welche besondere Handlungen zu diesem Zwecke 
zu unterlassen sind. 

31 Die aetiones populäres bei den Römern waren nicht Ausfiuss eines 
principiellen richterlichen Schutzes der Einzelnen in ihren öffentlichen 
Rechtsverhältnissen überhaupt , sondern auf diejenigen genau bestimmten 
Fälle beschränkt, für welche das positive Recht (Interdicte) sie aufstellte, 
z. B. -^egeh Benützung öffentlicher Wege in' Städten (Haruth rusticarum 
eMm cnra pertinet ad magistratus 1. 2. §. 24 [43. 8]), wegeh Benützung 
öffentlicher Flüsse, wegen öffentlicher Cloaken u. s.w. Der Kläger klagte 



